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Vorwort 

”Neben der Unabhängigkeitserklärung der provisorischen Staatsregierung war diese 
Erste Länderkonferenz der z.weite politische Gründungsakt der österreichischen Re publik. Mit vollem Recht sprach denn auch der 
Vorsitzende der Länderkonferenz, Staatskanzler Dr. Karl RENNER, in seiner Abschluß- 
ansprache von der Begrün dung unserer Republik durch den 
Zusammenschluß der Länder’. Diese Sätze, die Bundeskanzler Dr. Bru- 
no KREISKY am Festakt ”30 Jahre Erste Länderkonferenz” (26.9.1975) sprach, be- 
zeichnen treffend die politische und historische Wirklichkeit der Staatsgründung. Ihren 
staatsrechtlichen Ausdruck as Gründun g des Bundesstaates hat diese 
Realität indessen bis heute noch nicht gefunden. Die vorliegende Untersuchung will hierfür erste Grundlagen liefern. Sie macht Ernst mit der "Anerkennung der politischen und staatsrechtlichen Realität der Länder, die den sachkundigen Baumeister der Repu- 
blik (Staatskanzler RENNER) zu dem über der Ersten Länderkonferenz stehenden Be- 
kenntnis und Leitstern bewog: Der Staat beruhe auf der ständigen 
Vereinbarung zwischen den Ländern” (aus der Festansprache des 
Alt-Landeshauptmannes DDr. Heinrich GLEISSNER am Festakt 30 Jahre Erste Länder- 
konferenz). 

Mit der richtigen Erkenntnis über die Staatsgründungsakte der Länder wird so nicht 
nur die vielzitierte "historisch erste Verfassung” des Staates aus einem einseitig-zentrali- 
stischen Oktroy zum kooperativen Rechtsetzungsvorgang selbständiger politischer Auto- 
ritäten, sondern zugleich auch die Grundlage des geltenden Bundes- und Landesstaats- 
rechtes neu bestimmt: Beide beruhen auf der wechselseitigen Anerkennung und Gewähr- 
leistung der Verfassungshoheit von Bund und Ländern als selbständige und unabgeleite- 
te staatliche Ordnungen (ursprüngliche "Gebietskörperschaften”). Kein Akt des Bundes- 
oder Landesrechtes ist je darauf gerichtet gewesen, diese Selbständigkeit der österreichi- 
schen Länder aufzuheben. Jede Deutung der Bundesverfassung, die die staatsrechtliche 
Kontinuität der Länder — von ihrer selbständigen Gründung im Jahre 1918 bzw. 1945 
herauf bis in die Gegenwart — in Frage stellt, steht in Widerspruch zu den objektiven 
Kriterien der rechtlichen Gründung dieses Staatswesens, wie 
sie sich nach dieser Untersuchung darstellen. 

Die vorliegende Untersuchung hätte nicht geschrieben werden können ohne die 
fachkundige und umfassende Unterstützung der. Landesarchive von Tirol 
und Vorarlberg unddie bereitwillige Veröffentlichungsgenehmigung gesperrter 
Archivalien des Jahres 1945 durch die beiden Landesregierungen. Eine Reihe von wich- 
tigen Hinweisen aus unmittelbarer persönlicher Erfahrung der zeitgeschichtlichen und 
Staatsrechtlichen Vorgänge des Jahres 1945 erhielt ich schließlich von Herrn Landes- 
amtsdirektor i. R., Dr. E. GRABHERR. Besonderen Dank schuldet der Verfasser aber 
auch der sachkundigen und verständigen Mitarbeit seiner beiden Assistenten Dr. Markus 

13



PURTSCHER und Dr. Karl WEBER, die sich um die histo
rischen Unterlagen und Vor- 

arbeiten (Dr. Purtscher) und die Ausarbeitung vieler Hinwe
ise und Belege (Dr. Weber) 

weit über ihre ”Dienstpflichten” hinaus durch viele Mona
te aufopferungsvoll be 

haben. 

müht 

Innsbruck, im Juni 1979 
O. Univ.-Prof. Dr. Peter Pernthaler 
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I 
Staatstheoretische Voraussetzungen 

Die Entstehung eines ”Staates” im Sinne der allgemeinen Begriffsbildung der poli- 
tischen Theorie, der völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Praxis ist ein komple- 
xer, meist länger dauernder Vorgang, den man in seiner vollen Bedeutung erst rück- 
wirkend — aus dem Blickwinkel des entstandenen Staates — beurteilen kann D). Ohne auf die vielfältigen Theorien über das Wesen und die unabdingbaren Merkma- 
le des Staates einzugehen 2), sei im folgenden davon ausgegangen, daß der Vorgang 
der Staatsgründung abgeschlossen ist, wenn der neue Träger der staatlichen Souve- 
ränität (politische Betrachtungsweise) bzw. der staatlichen Verfassungshoheit 
(rechtliche Betrachtungsweise) in eindeutiger Weise und mit einer bestimmten 
äußeren Stabilität feststeht. Dies ist übrigens auch das entscheidende Kriterium, 
auf das bei der völkerrechtlichen "Anerkennung” eines Staates abgestellt wird 3). 
Im Sinne der Begriffsbildung der Reinen Rechtslehre kommt es also darauf an, die 
"historisch erste Verfassung” festzustellen und ihre Effizienz als im großen und 
ganzen anerkannte Rechtserzeugungsregel nachzuweisen ®). 
Die Entstehung des Bundesstaates muß sich zwar — als Staatsgründung schlecht- 
hin — in derselben Weise und im selben Bezugsrahmen vollziehen und im nachhin- 
ein als solche erkennbar sein. In diesem Rahmen sind hier aber spezifische, in der 
Bundesstaatlichkeit begründete Merkmale und Kriterien der Staatsgründung zu be- 
achten, auf die bisher in Österreich kein Gewicht gelegt wurde, sodaß ein schiefes 
Bild über den Ursprung und den Träger der Verfassungshoheit in diesem Staate ent- 
stand und durch Generationen unkritisch weiter verbreitet wurde. 

— 

D) 

2) 

3) 

4) 

Vgl HUBER, Die Stantensuecession (1898): VERDROSS, Entstehung von Neustaaten, WVl 
(1924) 283 f; VERDROSS - VEROSTA - ZEMANEK, Völkerrecht? (1964) 242 ff; SANDER, Das Faktum der Revolution und die Kontinuität der Rechtsordnung, ZÖR 1919, 157 ff: ERICH, La naissance et la reconnaissance des Etats, Recueil des Cours de l’Academie de droit international de la Haye 1926 III 431 ff: KAEMMERER, Entstehung und Untergang der Staa- 
ten (Diss. Gießen 1927); KUNZ, Die Anerkennung von Staaten und Regierungen im Völker- 
recht (1928); HORNEFFER, Die Entstehung des Staates (1933); BINDSCHEDLER, Die An- 
erkennung im Völkerrecht, ArchVR 1962. 377 ff: HINTZE, Staatenbildung und Verfassungs- entwicklung, in: HINTZE, Staat und Verfassung? (1962) 34 ff; ERMACORA, Allgemeine Staatsiehre (1970) 194 ff; KÜCHENHOFF - KÜCHENHOFF, Allgemeine Staatslehre 1971) 246 ff; KAMMLER, Der Ursprung des Staates (1966), allem. w.. N. 
Siehe die Hinweise bei HÄFELIN, Die Rechtspersönlichkeit des Staates, 1. Teil, Dogmenge- 
schichtliche Darstellung (1959): ERMACORA, Staatslehre 36 ff; KÜCHENHOFF - KÜCHEN- 
HOFF, Staatslehre 18 ff; KRÜGER, Allgemeine Staatslehre? (1966) 135 ff; HERZOG, Allge- meine Staatslehre (1971) 15 ff u. 84 ff. 
Siehe VERDROSS - VEROSTA - ZEMANEK, Völkerrecht 245 ff; ERICH, Recueil des Cours de l’Academie de droit international de la Haye 1926 III 431 ff; KUNZ, Anerkennung; BIND- SCHEDLER, ArchVR 1962, 377 ff. 
Zum Begriff "historisch erste Verfassung” siehe KELSEN, Reine Rechtslehre2 (1963) 47, 
203, 242, 335, 339 u. a.; WALTER, Österreichisches Bundesverfassungsrecht (1972) 19 ff, 
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2.1. 

2.2. 

2.3. 

Auszugehen ist von der spezifischen Eige
nart des Bundesstaates als ein ”Staaten- 

staat”, d.h. als ein Staatsgebilde, das aus G
liedstaaten und Zentralstaat (auch ”Ober-

 

staat”, ”Gesamtstaat” 0. ä. genannt) zusa
mmengesetzt ist 9). Mit dieser Aussage ist 

an sich über das konkrete rechtliche oder p
olitische Verhältnis zwischen Gesamt- 

staat und Gliedstaaten noch nichts ausges
agt, insbesondere soll damit in den Theo-

 

rienstreit über das ”Wesen des Bundesst
aates” zunächst noch nicht eingegriffen

 

werden. 

Wohl ist aber mit dieser Begriffsbildung v
orausgesetzt, daß den Gliedstaaten — ebe

n- 

so wie dem Zentralstaat — eine bestimm
te Art von unabgeleiteter (ursprüngliche

r) 

Staatsgewalt undnicht eine Selbstverwaltungsfunktion
 innerhalb des einen 

und einheitlichen Staates zukommen s
oll 6). Die Bezeichnung "unabgeleitet” 

("ur- 

sprünglich”) ist nicht historisch, son
dern kategorial in dem Sinne zu ver

stehen, daß 

die Staatsgewalt einer eigenen Verfassungshoheit entspringt, die nach d
em 

heutigen Staatsverständnis selbstän
 dig demokratisch legitimiert und verant- 

wortlich sein soll T). Gliedstaaten sind nach d
ieser Begriffsbildung also ebenso Trä- 

ger unmittelbarer staatlicher Verfassungshohe
it wie der Zentralstaat, wobei das Mit- 

einander dieser staatlichen Ordnungen in ein
em Staatsverband die Anwendung 

des Souveränitätsbegriffes auf ihr wechselseitiges Verhältnis — nicht
 

aber nach außen und im Verhältnis zur 
Volkssouveränität — ausschließen muß. D

a- 

mit sind Gliedstaaten — ebenso wie de
r Zentralstaat — politische Ordnungen, 

die 

auf dem Selbstbestimmungsrecht d
er Völker beruhenund es 

nach heutiger Auffassung im vollen Sinne
 verwirklichen °). 

Nach der hier zugrunde liegenden Begri
ffsbildung kann die "En tstehung eines B

un- 

desstaates” unter keinen Umständen zu
r Aufhebung der unabgeleiteten 

Staatsgewalt der Länder und zu ihrer N
eubegründung durch den Zentralstaat f

üh- 

ren. Die Entstehung eines Bundesstaates kann v
ielmehr staatstheoretisch nur als 

Vereinigung (”Bund”) der ursprünglichen und unabgel
eiteten Staatsgewal- 

5) 

6) 

N 

8) 

16 

Vgl die bis 1954 fast vollständige 
dogmensystematische Aufarbeitun

g der Staatenstaatstheorie 

bei USTERI, Theorie des Bundesst
aates (1954) 150 ff; siehe auch HE

RZOG, Bundes- und Lan- 

desstaatsgewalt im demokratischen Bund
esstaat, DÖV 1962, 81 ff} SCHMIDT, Das Verhältnis 

von Bund und Ländern im demokratisch
en Bundesstaät, AÖR 1962, 253 ff; MA

UNZ - DÜRIG - 

HERZOG - SCHOLZ, Kommentar zum Gründ
gesetz, Rdn 5.ff zu Art 20 Abs 1 G

G; ERMACO- 

RA, Staatslehre 621 ff; ESTERBAUER, Kriterien föderativer und konföderativer S
ysteme 

(1976) 31 ff. 

Vgl dazu NAWIASKY, Der Bunde
sstaat als Rechtsbegriff (1920) 1

00; PERNTHALER, Der 

österreichische Bundesstaat im Spannun
gsfeld von Föderalismus und formale

m Rechtspositi- 

vismus, ÖZÖR 1969, 361 If und dazu KOJA, Der Bundesstaat als
 Rechtsbegriff, in: Theorie 

und Praxis des Bundesstaates (1974) 63 ff. 

Siehe dazu HERZOG, DÖV 1962, 86 f, SCH
MIDT, AÖR 1962, 253 ff; PERNTHALER, 

ÖZÖR 

1969, 361 ff. 

Vgl ESTERBAUER, Grundzüge der Fo
rmen regionaler Gliederung in politisch

en Systemen, in: 

ESTERBAUER (Hg) Regionalismus (1
979) 43 ff; insbes 55, unter Berufung 

auf die Res 2625 

(1970) der Generalversammlung der Ve
reinten Nationen; VEITER, Die neuere

 Entwicklung 

des Selbstbestimmungsrechts der V
ölker, FS. F.A.v.d. HEYDTE (1

977) 675 £f (693 ff).



9) 

10) 

11) 

ten von Zentral- und Gliedstaaten verstanden werden 9). Dies setzt aber vor- 
aus, daß die Verfassungshoheiten der Zentralgewalt und der Gliedstaaten ein- 
ander zumindest konkludent als staatliche Ordnungen in ihrem jeweiligen Be- 
reich ”anerkannt” haben, da anders eine rechtliche und politische Be- 
ziehung von unabgeleiteten Staatsgewalten zueinander .- auch im Verhältnis 
von Gliedstaatsgewalten und Gesamtstaatsgewalt — nicht denkbar ist. In der 
Regel wird sich diese wechselseitige ”Anerkennung” auch historisch als kon- 
Kretes Ereignis in der Entstehung des jeweiligen Bundesstaates nachweisen 
lassen; sie kann aber auch erst als Ergebnis eines länger dauernden Entwick- 
lungsprozesses — etwa der fortschreitenden Dezentralisation eines Einheits- 
Staates — ex post erkennbar sein 10). So oder so ist die hier gemeinte Katego- 
rieein staatsrechtlich-politischer Zustand und kein hi- 
storischer Vorgang. 

2.4 Geht die Verfassungshoheit der Gliedstaaten im Bundesstaat nicht unter — es 
sei denn, daß der Bundesstaat als solcher zu bestehen aufhört — muß aber ihre 
fortdauernde Selbständigkeit und ihr auf wechselseitiger ”Anerkennung” be- 
ruhendes Zusammenwirken mit der zentralen Verfassungshoheit anders gese- 
hen werden als dies in Österreich bisher geschehen ist: Es ist die dauernde 
eigenberechtigte und eigenverantwortliche Mitwirkun g der Län- 
der im Bundesstaat, welche - in Verbindung mit der zentralen Ver- 
fassungshoheit — die rechtliche und politische ”Existenz” dieses Staatswesens 
ununterbrochen aufrecht erhält. Das bedeutet aber, daß das Bundesrecht eben- 
so wie die politische Autorität der Bundesorgane in gleicher Weise ununterbro- 
chen von der Verfassungshoheit der Länder (mit)getragen wird wie das Landes- 
iecht von der Verfassungshoheit des Bundes. Eine Trennung dieser beiden Gel- 
tungsgründe des Bundesstaatsrechtes — bzw. Wurzeln der staatlichen Souverä- 
nität — ist bei aufrechtem Bestand des Bundesstaates nicht denkbar. Damit er- 
arbeitet die hier durchgeführte Untersuchung über die Begründung und den 
Fortbestand der Verfassungshoheit der Länder im österreichischen Bundes- 
staat nicht nur die Grundlage der spezifischen Eigenständigkeit des Landes- 
rechtes, sondern darüberhinaus des typischen Verfassungssystemes der Bundes- 
staatlichkeit überhaupt. 

Zusammenfassend kann man also nach den hier zugrundeliegenden Denkvorausset- 
zungen die Gründung eines Bundesstaates unter der Verwendung der Kategorie 
"historisch erste Verfassung” 11) wie folgt formulieren: 

Vgl C. SCHMITT, Verfassungslehre (1928, Neudruck 1954) 363 ff, wo das bündische Element 
des Bundesstaates besonders hervorgehoben wird. 
Wie dies etwa für Canada nachweisbar ist; vgl Mc. WHINNEY, The Canadian Constitution, JÖR 
1959, 435 ff; DERS., The "Quiet Revolution” in French Canada and its Constitutional Implica- 
tions for Canadian Federalism, JÖR 1970, 331 ff; DERS,, French-Canadian Nationalism and 
Seperatism and contemporary Canadian Federalism, JÖR 1972, 571 fi; ERMACORA, Staats- 
lehre 647 £. 

Siehe die Hinweise in Anm 4. 
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3.1. 

32. 

12) 

13) 

18 

Die historisch erste Verfassung e
ines Bundesstaates, 

d.h. die Einsetzung jener verfassungsgebenden Autor
ität, auf deren Anordnungen 

noch die geltende Verfassung und ihre Autorit
äten normativ rückführbar sind, ist 

denknotwendiger Weise dreigliedrig 12), Sie be
steht aus 

_ der Einsetzung der verfassungsgebenden Gewal
t des Bundes 

_ der Einsetzung der verfassungsgebenden Gewalt
 der Gliedstaaten und 

_ der wechselseitigen Anerkennung der verfassu
ngsgebenden Gewalten. 

Da es sich bei diesen Vorgängen um abstrakt f
ormulierte Grundlagen des 

jeweiligen Verfassungssystems handelt, kann ihre
 konkrete historische Ausprägung, 

aber auch ihr zeitliches Verhältnis zueinander
 in den einzelnen Bundesstaaten sehr 

verschieden sein, muß aber jedenfalls im Rück
blick von der geltenden Verfassung 

her erkennbar sein. 

Entsprechend dem Wesen dieser Vorgänge kan
n diese Erkenntnis selbst wiederum 

nur doppelgliedrig sein: Sie muß einerseits di
e historischen Vorgänge 

der Staatsentstehung deutlich machen und an
dererseits de normativen 

Zusammenhänge der Staatsgründungsakte mit dem geltenden Ve
rfassungs- 

system erweisen. Dies soll im folgenden für di
e Entstehung der Republik Österreich 

als Bundesstaat in den Jahren 1918 - 1920 bzw im Jahre 1945 aufgezeigt werden
. 

Es wird sich dabei zeigen, daß die Verfassung
shoheit des Bundes und der Länder 

in Österreich in besonders klarer und eindrüc
klicher Weise nach dem dargestellten 

dreigliedrigen Schema begründet wurde und 
in dieser Form als die "historisch 

erste Verfassung” des geltenden Bundesstaats
rechtes anzusprechen ist 13), 

Die hier angesprochene Dreigliedrig
keit ist nicht mit dem dreigliedrigen

 Bundess taats- 

begriff identisch, wie er etwa von KELSEN,
 Die Bundesexekution, FS Fleiner (

1927) 

127 ff, vertreten wird, 

Unrichtig daher WALTER, Bundesverfa
ssungsrecht 23, der die von den politischen Partei

en 

proklamierte Unabhängigkeitserklär
ung v. 27.4.1945 als "historisch ers

te Verfassung’ begreift. 

Der Widerlegung dieser Auffassung und 
ihrer Richtigstellung soll diese Untersuc

hung dienen; 

vgl schon PERNTHALER, IB! 1974, 52 f (
Besprechung des Buches von WALTER).



14) 
15) 

16) 

u 
Die Gründung des Bundesstaates in den Jahren 1918 - 1920 

(”Erste” Republik) 

Mag auch von einem bestimmten normativen Verständnis her gesehen die rechtliche 
Kontinuität Zu c der ”ersten” und der ”zweiten” Republik Österreich nicht 
gegeben sein 14), kann doch füglich nicht bestritten werden, daß die Verfassungs- 
gesetzgeber des Jahres 1945 inhaltlich an das Verfassungssystem der ”er- 
sten” Republik anknüpfen wollten und damit die a in der dort 
ausgeprägten Rechtsgestalt wieder in Geltung setzten 15). Schon aus diesem Grunde 
scheint eine Analyse der Staatsgründungsvorgänge der Jahre 1918 - 1920 — jeden- 
falls neben einer Analyse des Jahres 1945 — ganz unabdingbar. Dies gilt insbesonde- 
re auch füreine inhaltliche Deutung der politischen und rechtlichen Vor- 
gänge des Jahres 1945, welche voll und ganz in der rechtlichen Begriffswelt des Ver- 
fassungssystemes von 1920/1929 stehen und nur von dort her ihren Sinn erhalten: 
Wie die Bundesstaatlichkeit in der ”ersten” Republik ausgeprägt war, wollte man 
sie ganz ohne Zweifel im Jahre 1945 wieder einführen. Unabhängig davon gilt frei- 
lich, daß dieser Einführungsprozeß selbst wieder in sehr typischer Weise den oben 
angeführten Bedingungen der Entstehung eines Bundesstaates entspricht. 

Als sich gegen Ende des Jahres 1918 der militärische Zusammenbruch der österrei- 
chisch-ungarischen Monarchie abzeichnete und einzelne Völker bereits an separate 
Staatsgründungen schritten, versuchte der letzte Monarch noch einmal, den zerfal- 
lenden Nationalitätenstaat durch eine grundlegende Verfassungsreform zu retten. 
Unter dem Eindruck der 14-Punkte-Erklärung WOODROW WILSONS, deren 
Punkt 10 lautete 

”Den Völkern von Österreich-Ungarn, deren Platz wir unter den anderen Na- 
tionen sichergestellt zu sehen wünschen, soll die erste Gelegenheit zu einer 
autonomen Entwicklung gegeben werden” 

erließ Kaiser Karl am 16. Oktober 1918 das berühmte ”Manifest” über die Um- 
wandlung Österreichs in einen Bundesstaat 16), Die beiden entscheidenden Sätze 
des Manifestes lauteten: 

"Österreich soll zu einem Bundesstaat werden, in dem jeder Volksstamm auf 
seinem Siedlungsgebit sein eigenes staatliches Gemein- 
wesen bildet. An dieser Umgestaltung sollen die Völker durch Na- 

So WALTER, Bundesverfassungsrecht 21 u. 22 ff. 

Siehe das V-ÜG 1945, StGBl Nr 4; auf Landesebene siehe die VO des Vbg Landesausschusses 
v. 24.5.1945 über die vorläufige Ausübung der öffentlichen Gewalt im Lande, Vbg Landes- 
amtsblatt Nr 3/1945 (Anhang II dieser Untersuchung). 

Abgedruckt bei KELSEN, Die .Verfassungsgesetze der Republik Deutschösterreich 1. Teil 
(1919) 3 f, das Manifest wurde den Parteien des Reichsrates am 16.10.1918 bekanntgegeben 
und am 17.10.1918 in der Presse veröffentlicht. 
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tionalräte mitwirken, die, gebildet aus den Reichsratsabgeordneten je- 

der Nation, die Interessen der Völker zueinander sowie im Verkehr mit Mein
er 

Regierung zur Geltung bringen sollen”. 

Die ”Nationalräte” sollten zunächst aus den Reichsratsabgeordneten jede
r Nation 

gebildet werden, deren Mandat freilich schon längst abgelaufen war und n
ur mehr 

auf kaiserlicher Anordnung beruhte 17), Von allen ”Nationen” Österreichs gri
ffen 

nur die Deutschen die Einladung des Kaisers überhaupt auf 18) und auch diese ent-
 

wickelten sich sehr rasch von der Legitimität weg in Richtung einer revolutio
nären 

Neugründung der "Republik Deutschösterreich”. Im Lichte der nachfolgenden Ent- 

wicklung ist daher das ”Manifest” vom 16.10.1918 nur als politischer Anlaß für die 

Staatsgründung der Republik, keinesfalls aber als eine staatsrechtliche Ermäc
htigung 

im Sinne einer Legitimierung der nachfolgenden Vorgänge anzusprechen. Sp
ätestens 

seitdem 30. Oktober 1918 muß man im staatsrechtlichen Sinne von 

einer ”Revolution” in Österreich sprechen, weil die an diesem Tag von der Nati
onal- 

versammlung gefaßten Beschlüsse 19) die Kontinuität mit der monarchischen 

Reichsverfassung vollständig zerbrachen 20), 

Während nun die offizielle Geschichtsschreibung und die herrschende
 Staatsrechts- 

lehre die Entstehung der Republik bis in die jüngste Zeit herauf ausschließlich in 

Wien weiterverfolgte und schließlich mit dem Gesetz über die Staat
s- und Regie- 

rungsform vom 12.11.1918, StGBl Nr 5, als abgeschlossen betra
chtete 21), soll die 

folgende Darstellung erweisen, daß die Entstehung der Republik in den 
Ländern in 

gleicher Weise wie in der Zentrale vor sich ging und Österreich geradezu als typi- 

17) 

18} 

19) 

20) 

21) 

20 

Die Abgeordneten des Reichsrates waren 1911 gewählt wo
rden; die fälligen Neuwahlen fanden 

während des Weltkrieges nicht statt und Kaiser Karl hal den 
ausgelaufenen Reichsrat 1916 wie- 

der einberufen. Der Kaiser waresalso, derdiesem Parlament die einzig denkbare Legiti- 

malion gab. 

Über die historischen Vorgänge im österreichischen Reichsrat a
m 16.10.1918 siehe etwa AN- 

DICS, 50 Jahre unseres Lebens. Österreichs Schicksal seit 1918 (1
968) 9 f. 

Nämlich: der Beschluß der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich v. 

30.10.1918 über die grundlegenden Einrichtungen der Staatsg
ewalt, StGB! Nr 1/1918; Be- 

schluß der Provisorischen Nationalversammlung v. 30.10.1918 über die Nationat- und Bürger- 

garden, StGBi Nr 2/1918; Beschluß der Provisorischen National
versammlung v. 30.10.1918 

über die Aufhebung der Zensur, StGBl Nr 3/1918: Beschluß der Pr
ovisorischen Nationalver- 

sammlung über die Errichtung eines Arbeitsamtes, StGBI Nr 
4/1918. 

In: staatstheoretischen Untersuchungen wird die Entstehung von Deutschösterreich überein- 

stimmend als revolutionärer Vorgang gedeutet, Siehe dazu KELSE
N, Verfassungsgesetze 1. 

Teil 10; KOLB, Die staatsrechtliche Bedeutung des Jahres 1918 für Vorarlberg, Montfort 

1968, 626 f; ERMACORA, Vorstellungen und Wirklichkeit im österreichisch
en Föderalismus 

1848 - 1970, in: Föderalismus in Österreich, Föderative Ordnung Bd II (19
70) 32 f; DERSEL- 

BE, Österreichischer Föderalismus (1976) 40 ff; PERNTHALER 
- ESTERBAUER, Die Ent- 

stehung des österreichischen Bundesstaates als geschichtlicher Vorgan
g und staatstheoretisches 

Problem, Montfort 1973, 140; WALTER - MAYER, Grundriß des österreichischen Bundesver- 

fassungsrechts? (1978) 18. 

Vgl KELSEN, Österreichisches Staatsrecht (1923) 74 ff; DERSELBE, Verfassungsgesetze 

1. Teil, 32 ff; ADAMOVICH, Handbuch des österreichische
n Verfassungsrechts® (1971) 12 ff, 

WALTER - MAYER, Grundriß 18.



2la) 

22) 
23) 

24) 

25) 

26) 

sches Beispiel für de revolutionäre Entstehung eines Bun- 
desstaates aus einem Einheitsstaat gelten kann. 

Der Schlüssel für diese — bis heute vielfach nicht richtig gewürdigte — Tatsache liegt 
darin, daß das ”Manifest” vom 16.10.1918 nicht nur in Wien, sondern auch in den 
Ländern zum Anlaß revolutionärer Bewegungen wurde, die auf Landesebene typi- 
sche staatsrechtliche Neuschöpfungen ohne Kontinuität mit den 
früheren Verfassungen und ohne staatsrechtliche 
Ermächtigung der Zentrale erzeugten 21a), 

Ein besonders signifikantes Beispiel hierfür ist die Entwicklung in Tirol: Schon am 
26. Oktober 1918 — unmittelbar nachdem sich die ”Provisorische Nationalver- 
sammlung” in Wien konstituierte 22) — beschloß die ” Landesver samm- 
lung für Deutschtirol” die Konstituierungeines ”Tiroler Na- 
tionalrates” unter ausdrücklicher und unmittelbarer Bezugnahme auf das 
”Manifest” Kaiser Karls 23). Aber auch alle übrigen Länder — mit Ausnahme der 
Länder Wien und Burgenland, die eine Sonderentwicklung durchmachten — konsti- 
tuierten sich selbständig und zur selben Zeit wie die Zentralgewalt der "Republik 
Deutschösterreich” 24). 

Wenn man im geschichtlichen Rückblick den ”Urs prung” der Strömungen, 
in deren Kräftefeld die Republik Österreich entstanden ist, zu orten versucht 3), 
so stößt man dabei auf die noch heute maßgeblichen Komponenten der österreichi- 
schen Bundesstaatlichkeit: Zentrale und Länder. Eine Trennun eg derEr- 
eignisse in solche, die in den Ländern stattfanden und solche an zentralem Orte. ist 
freilich nur theoretisch möglich und hat auch unter diesem Gesichtspunkt nur den 
einen Sinn, die politischen und rechtlichen Bewegungen auf ihren Ausgangspunkt 
zurückzuführen. Sie auch in ihen Wirkungen getrennt zu betrachten oder 
gar eine Linie von vorneherein als irrelevant abzutun, wäre verfehlt 26) und müßte 
jedem Versuch einer späteren gesamtheitlichen staatstheoretischen, 
politologischen oder verfassungsrechtlichen Interpretation der Staatsentstehung 

Vgl dazu die Beiträge von SLAPNICKA (Oberösterreich), HAINISCH (Salzburg), SCHMITZ 
(Niederösterreich), STAUDINGER (Wien), HINTEREGGER (Steiermark), ERÄSS-EHRFELDT 
(Klagenfurt), WANNER (Vorarlberg), RIEDMANN (Tirol) sowie ABLEITING (Zusammenfäs- 
sung und Bilanz) zum Symposion "Demokratisierung und Landesverfas- 
sungen in Österreich 1918 - 1920, Graz 12./13.5.1979. 
Vgl. KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 5 IT. 
Siehe den $ten. Ber..der Tiroler Landesversammlung, 1, (Eröffnungs-)Sitzung v. 21.12.1918, 2. 
Siehe die Nachweise unten, Pkt 4.1. dieser Untersuchung; die Gleichzeitigkeit hat ihren Grund 
in der 1. Länderkonferenz vom 22.10.1918, vgl STAUDINGER, Die Ereignisse in den Ländern 
Deutschösterreichs im Herbst 1918, in: JEDLICKA, Ende und Anfang Österreichs 1918/19 
(1969) 62; BRAUNEDER - LACHMAYER, Österreichische Verfassungsgeschichte (1976) 187; 
siehe auch Anm. 21a, 

Siehe JEDLICKA, Ende;. ANDICS, 50 Jahre, 7 ff; PERNTHALER - ESTERBAUER, Montfort 
1973, 128 ff; ERMACORA, Föderalismus 40 ff. 
Vgl STOLZ, Geschichte des Landes Tirol (1955, Neudruck 1973) 708; PERNTHALER - 
ESTERBAUER, Montfort 1973, 139 £. 
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27) 
28) 

29) 

30) 
31) 

32) 

33) 

22 

Österreichs von vorneherein den Boden entziehe
n. Unter dieser Voraussetzung sol- 

len im folgenden die Entwicklungen der Verfas
sungshoheit in den einzelnen Län- 

dern und ihre Beziehungen zur Zentrale im einz
elnen dargestellt werden. Nur eine 

derartige Gesamtschau der wirklichen S
taatsentstehung Öster- 

reichs kann zum Verständnis der heutigen Bundesstaatl
ichkeit führen. 

Am 29. Oktober 1918 ergingvom Vollzugsausschuß der Provisorischen 

Nationalversammlung ein ”Auftrag” zur Bildung revolutionärer Landesgewal
ten 

und zur Abgabe von Beitrittserklärungen an die Län
der 27). In ihren Beitrittserklä- 

rungen beriefen sich die meisten Länder auch d
arauf. 

Dieser ” Auftrag” — der politisch selbst wiede
rum auf der ersten Länderversamm- 

lung mit den Ländern paktiert war 28) _ ist ein ”vorstaatlicher”, die Gründung der 

Republik einleitender Akt und keine ”Ermächt
igung” im staatsrechtlichen Sinne. 

Dies folgt daraus, daß ihm das Ver fassungsprovisorium derRepu- 

blik und der Länder — welches der einzig geeig
nete Maßstab seiner rechtlichen Qua- 

lifikation darstellt — zeitlichja nachfolgte. Außerdem wurde diese Auffor- 

derung in Richtung einer autonomen Verfassungsschaffung 

ausgedehnt und dabei das Selbstbestimmungsre
cht — entgegen dem Wortlaut des 

kaiserlichen Manifests — auf revolutionäre Wei
se nicht nur für die ganze ”Nation”, 

sondern auch für die einzelnen Länder beanspru
cht 29). 

Am 30. Oktober faßte die Provisorische Natio
nalversammlung den "Beschluß über 

die grundlegenden Einrichtungen der Staatsgewalt”, S
tGBl Nr | 30), womit sie in- 

haltlich den ersten gesetzgeberischen Akt zur Gründung 
eines republikanischen 

Staatswesens setzte. Dieser Beschluß ist als Verfassungsprovisorium zu betrach- 

ten 31), auf seiner Grundlage erfolgte die Wah
l der Abgeordneten SEITZ, DING- 

HOFER und HAUSER zu Präsidenten der Na
tionalversammlung, sowie die Wahl 

des Staatsrates als mit oberster Regierungs- und Vollzugsgewalt ausgestatietes 

oberstes Exekutivorgan und des Staatsger
ichtshofes. Der neu entstandene Staat, in

 

dem Regierungs- und Vollzugsgewalt in eine
m Organ 32) _ der Provisorischen Na- 

tionalversammlung — vereinigt war, wollte 
sich offenbar als zentralistischer Ein- 

heitsstaat 33 organisiert wissen. Daß die Republik Deutsch
österreich sich in der 

Vgl KELSEN, Verfassungsgesetze 3, Teil
 (1919) 181, 198, 203. 

STAUDINGER, in: JEDLICKA, Ende 62. 

PERNTHALER - ESTER BAUER, Montfo
rt 1973, 128 ff insb 140, weisen nach, da

ß nach dem 

Zusämmenbruch der Monarchie sowohl der 
Gesamtstant als auch die Länder auf der Grun

dlage 

der Volkssouveränität neu geschaffen w
erden mußten; vgl dazu die zeitgenöss

ischen Analysen 

von: KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil 106; MERKL, Die Vorarlberger-Frage im
 Lichte des 

Selbstbestimmungsrechtes, SchwJZ 192
0/21, 133 ff, ZÜRCHER, Das Selbstb

estimmungsrecht 

der Völker und der Vorarlberg, SchwJ
Z 1920/21, 311 ff; SEIPEL, Der Kampf

 um die öster- 

reichische Verfassung (1930), 56 f, 75 u. 1
56 ff. 

Abgedruckt bei KELSEN, Verfassungsge
setze 1. Teil, 11 ff. 

So KOLB, Montfort 1968, 626; zur 
Bezeichnung Beschluß’ siehe KELSE

N, Verfassungsge- 

setze 1. Teil, 17. 

Siehe $8 2 u. 3 des Beschlusses, StGB
 Nr 1/1918; KELSEN, Verfassungsges

eize 1. Teil, 18 £. 

Vgl $ 2 des Beschlusses, StGBI Nr 1/1918; 
KELSEN, Staatsrecht 97, ALTENSTE

TTER, Der 

Föderalismus in Österreich (1969) 11: KOLB, Montfort 1968, 626; ADAMOVICH, Hand- 

buch 16.



Folge weder rechtlich noch in der Staatswirklichkeit als solcher entfaltete 34), war die 
Folge dr Gegenwirkungen, die von den revolutionär entstandenen Landes- 
gewalten ausgingen, und ihrer staatsrechtlichen und politiscn Anerkennung 
durch die Zentralgewalt. 

5.1. Der Beginn der Verfassungsentwicklung in den Ländern liegt unmittelbar vor und 

34) 

35) 

36) 

37) 

38) 
39) 
40) 

nach dem 30. Oktober 1918, also dem mehrfach erwähnten Zeitpunkt, an dem die 
angeblich "historisch erste Verfassung” Österreichs, der Beschluß über die grundle- 
genden Einrichtungen der Staatsgewalt, von der sich selbst ermächtigenden Zentral- 
gewalt erlassen wurde. In vollem Widerspruch zu den einheitsstaatlichen Vorstellun- 
gen in Wien konstituierten sich zwischen 26.10. und 11.11.1918 die Landes- 
ve rsammlungen >), bzw. in Tirol der Tiroler Nationalrat,des- 
sen Aufgabe die ”Führung der gesamten Verwaltung und Exekutive namens der 
Landesbevölkerung” 36) war. Wesentlich erscheint dabei, daß sich alle Landesver- 
sammlungen (Tiroler Nationalrat) auf revolutionärem Wege und vor dem Gesetz 
vom 14.11.1918 "betreffend die Übernahme der Staatsgewalt in den Ländem”, 
StGBl Nr 24, konstituierten, ohne von diesem Gesetz in ihrer staatsrechtlichen oder 
politischen Existenz als oberste Landesgewalt berührt zu werden 37). 

Nach Meinung der Länder war das Verfassungswerk der ”Pra gmatischen 
Sanktion nun außer Geltung gesetzt; erwähnt wird dies in der oberösterrei- 
chischen Beitrittserklärung 38) und besonders scharf betont von Otto ENDER in 
seiner bezeichnenden Formulierung vor der Vorarlberger Landesversammlung: 

"Durch den Zusammenbruch der österreichisch-ungarischen Monarchie ist die prag- 
matische Sanktion dahingefallen. Die 1867iger Verfassung ist ebenfalls dahingegan- 
gen und die Länder haben ihre Selbständigkeit erlangt” 39). 

In die Tat umgesetzt wurde diese Vorstellung von der wiedererlangten Verfassungs- 
hoheit durch die Länder, indem sie — ähnlich wie der Zentralstaat — auf revolutio- 
närem Wege provisorische Landesverfassungen erließen 40), 
Diese Verfassungen bildeten die Grundlage der Ausübung der Staatsgewalt in den 
Ländern. Durch sie wurde — analog zur Rechtslage im Zentralstaat — die Überlei- 
tung monarchischer Rechtsvorschriften kraft eigener Autorität der neuen Landes- 

Siehe PERNTHALER - ESTERBAUER, Montfort 1973, 129 £; ERMACORA, in: Föderalismus 
in Österreich 34 ff; F. WALTER, Österreichische Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte 
1500 - 1955 (1972) 260 ff; ALTENSTETTER, Föderalismus 11 f; vgl auch den Bericht des 
Verfassungsausschusses über den Entwurf eines Gesetzes, womit die Republik Österreich als 
Bundesstaat eingerichtet wird (Bundesverfassungsgesetz) 991 Big Sten Prot. Konst. National- 
versammlung, abgedruckt in KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil (1922), 507 ff. 
Zur zeitlichen Übersicht siehe die chronologische Darstellung im Anhang I. 
Vgl den Sten. Ber. d. Tiroler Landesversammlung, 1. (Eröffnungs-) Sitzung v. 21.12.1918, 2. 
Siehe die Erläuterungen von MERKL, in: KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 100 ff, und 
dagegen die rege Gesetzgebungs- und Verfassungstätigkeit der Länder in der Zeit zwischen 
1918 und 1920. 
Abgedruckt bei KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 225 ff. 
Sten. Ber. 14. Sitzung d. Provisorischen Vorarlberger Landesversammlung v. 15.3.1919, 5. 
Abgedruckt bei KELSEN, Verfassungsgesetze 3. Teil, 181 ff. 
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5.2. 

43) 

44) 
45) 
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staatsgewalt angeordne t 41). Nach diesen Landesverfa
ssungen 

wurde zwischen 1918 und 1920 in den Ländern auch 
tatsächlich regiert. Im Ver- 

hältnis zur revolutionären Einheitsverfassung des Zentralstaates 
— insbesondere 

dem Beschluß der Provisorischen Nationalversammlung
 vom 30.10.1918 und dem 

Gesetz über die grundlegenden Einrichtungen der Staats
gewalt — bedeutete es aber 

auch eine Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechtes
 der Länder als selbständige 

staatliche Ordnungen, wenn sie ohne ausdrückliche rech
tliche Anordnung entgegen 

der neuen Einheitsverfassung weiterhin die Landesordnu
ngen von 1861, RGBI Nr 

20, in abgewandelter Form anwendeten 42) und sich damit selbst als 

Länder rechtlich konstituierten. 

In Vorarlberg isteine weitere ”Schichte” revolutionärer Vorgänge fe
stzu- 

stellen. Dieses Land mußte sich — um als Land überhau
pt erst zu entstehen — noch 

zusätzlich von der verfassungsrechtlichen Organisat
ionsform dr Landes- 

staatsgewalt inder österreichisch-ungarischen Monarchie lösen und
 die ihm 

von der Zentrale aufoktroyierte politisch-verwaltungsrechtliche Einheit mit dem 

ehemaligen Kronland Tirol zerbrechen 43), Die Vorar
lberger Landesversammlung 

vollzog diese Trennung der Landesstaatsgewalt am 3.
 November nach vorheriger 

Wahl Otto ENDERs zum ”Landespräsident en” und brachte sie in 

folgender Entschließung zum Ausdruck: 

»Wie in anderen Kronländern wurde die Führung der p
olitischen und autonomen 

Verwaltung in einer Hand vereinigt; damit hat sich das 
Land Vorarlberg seine Selb- 

ständigkeit gegeben, die es schon lange einmütig erst
rebte. Vorarlberg bildet von 

nun an nicht mehr ein gemeinsames Verwaltungsgebie
t mit Tirol, sondern erklärt 

sich auf Grund des Selbstbestimmungsrechtes als eigenes selbständiges Land im 

Rahmen des Deutsch-Österreichischen Staates” **). 

Darüberhinaus wurde der Beschluß gefaßt, ”dem St
aatsrate in Wien und der k.k. 

Statthalterei in Innsbruck de vollzogene Errichtung der Lan- 

desversammlung und des Landes
rates mitzuteilen und den 

Inhalt der Entschließung zur Kenntnis zu bringen” 
45). Von der Zentrale wurde 

diese Trennung im nachhinein durch das Staatsgeset
z vom 22. November 1918 über 

Umfang, Grenzen und Beziehungen des Staatsge
bietes von Deutschösterreich, StGBl 

Vgl z.B. den Verfassungsbeschluß der Provisorischen Landes
versammlung für Salzburg, Kap. 

II, Pkt. 2, abgedruckt bei KELSEN, Verfassungsgesetze 3. Teil
, 204 £. 

Vgl ERMACORA, in: Föderalismus in Österreich 36; vgl 
etwa für Nö das G v. 20.3.1919, wo- 

mit die Landesordnung von Niederösterreich abgeändert wird, LGVBI für Österreich unter 

der Enns. Nr. 35. 

Vgl das amtl. Sitzungsprotokoll d. i. Sitzung d. Vbg Landesversammlung v. 3.
11.1918; KOLB, 

Montfort 1968, 628 f; WITZIG, Die Vorarlbe
rger Frage (1974) 20 sowie die im Anhang 

III die- 

ser Untersuchung abgedruckten Dokumente.
 

Vgl das in Anm 43 zit. amtl. Sitzungsprotokoll,
 6. 

Ebenda, 7.



46) 

47) 

48) 
49) 
50) 

sl) 

52) 

53) 

Nr 40, anerkannt 46). Bei den Beratungen über dieses Gesetz wurde Vorarlberg erst 
auf Antrag des Staatsrates Jodok FINK gesondert erwähnt, denn sowohl der Staats- 
rat als auch der Verfassungsausschuß hatten in ihren Vorlagen der nun erlangten 
Selbständigkeit dieses Gebietes noch nicht Rechnung getragen und Vorarlberg im 
Zusammenhang mit Tirol erwähnt #7). Darin liegt ein besonders signifikantes Bei- 
spieleiner nachträglichen zentralstaatlichen Legitimierung der Konsti- 
tuierung einer selbständigen Landes-Staatsgewalt durch das Land und des von ihm 
erfolgreich in Anspruch genommenen Selbstbestimmungsrechtes. 

Im Zusammenhang mit der selbständigen Konstituierung einer Provisorischen Lan- 
des-Staatsgewalt und ”über Initiative der Zentralregierung” 48) gaben einige Län- 
der "Beitrittserklärungen” zur Republik Deutschösterreich ab 49), 
die wiederum durch die Provisorische Nationalversammlung in feierlicher Form 
zur Kenntnis genommen” wurden >). 

Alle diese Erklärungen berufen sich ausdrücklich auf ds Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker und die darauf beruhende Konstituierung der Län- 
derals eigenberechtigte (”selbständige”)und gleichgeordne- 
t e Gliedstaaten, welche der Republik Deutschösterreich aus freiem Entschluß 
beitreten S1). Das Ausbleiben solcher Erklärungen von Tirol und Niederösterreich 
und deren gleichzeitige aktive Teilnahme am neuen Staatsgebilde muß man als 
einen — ebenfalls im Selbstbestimmungsrecht begründeten — "Beitritt 
durch konkludente Handlung” deuten °2). Dabei hat es von Ti- 
roler Seitenichtan ausdrücklichen Vorbehalten des Selbst- 
bestimmungsrechtes undder darauf (und nicht auf zentralstaatlicher 
Ermächtigung) beruhenden Eigenständigkeit des Landes auch im Staatsverband des 
Bundesstaates gefehlt 53). Daß der Beitritt als "gesonderte eigenberechtigte Pro- 
vinz” (Steiermark, Kärnten, Salzburg), ”als Glieder des Staates” (Oberösterreich), 

Im $ 1 werden die ehemaligen deutschsprachigen Kronländer aufgezählt, wobei Vorarlberg 
erstmals separat von Tirol angeführt wird. 
Vgl Sten. Prot. Prov. Nationalversammlung 105; KOLB, Montfort 1968, 636, Anm 57. 
Siehe KELSEN, Verfassungsgesetze 3. Teil, 181. 

Diese sind abgedruckt bei KELSEN, Verfassungsgesetze 3. Teil, 178 ff. 
Vgl den Beschluß der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich v. 12.11. 
1918 betr. die feierliche Beitrittserklärung der Länder, Kreise und Gaue des Staatsgebietes, 
StGBi Nr 23/1918; KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 68 ff; RENNER, Sten. Prot. d. 3. Sit- 
zung der Provisorischen Nationalversammlung am 12.11.1918, 114: ”Die Grundlage unserer 
staatlichen Tätigkeit sind die Länder, die im freien Entschluß ihren Beitritt zu dem Staate 
Deutsch-Österreich vollzogen haben”, ähnlich: SEIPEL, Kampf, 57: ”Aber definitiv wird der 
neue Staat Deutschösterreich nicht anders zustandekommen können, als durch Föderation der 
Kronländer, deren Bevölkerung es ja an Organen zur legalen Willensäußerung durchaus nicht 
fehlt”. 

Kärnten behielt dabei ausdrücklich der Landesversammlung das Selbstbestimmungsrecht vor; 
vgl KELSEN, Verfassungsgesetze 3. Teil, 199. 

So PERNTHALER - ESTERBAUER, Montfort 1973, 131. 
Vgl die Sten. Ber. zur 18. Sitzung des verfassungsgebenden Tir. LT v. 27.9.1919, 428 sowie die 
Ausführungen von Dr. SCHUMACHER in den Sten. Ber. zur 3. Sitzung v. 3.7.1919, 22. 
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"als eigenes selbständiges Land im Rahmen des Deutschösterreichischen 
Staates” 

(Vorarlberg) oder ohne irgendeine ausdrückliche Erklärung vollzogen wurd
e, zeigt 

zwar ein deutlich abgestuftes ”Souveränitätsbewußtsein” der Länder zu diesem 

Zeitpunkt, kann aber insgesamt zweifellos als Beweis für den politischen Wihen, 

einen echten Bundesstaat neu zu begründen, gewertet werden. 

Die ”Beitrittserklärungen” wurden von den Vertretem der Reinen
 Rechtslehre 54) 

ausschließlich im Bereich des Faktischen gesehen und ihnen dami
t jegliche staats- 

rechtliche Relevanz abgesprochen. Zu diesem Ergebnis gelangt man aber nur, 

wenn man der Beurteilung Maßstäbe zugrundelegt, die der damals
 noch im Ent- 

stehen begriffenen zentralen Rechtsordnung nach ihrer Vollen- 

dung entnommen werden. Ein solches Verfahren ist aber ein staats
rechtlicher Wi- 

dersinn 9). 

Richtigerweise stellen die »Beitrittserklärungen” bzw. der
 ”konkludente Beitritt” 

das staatsrechtliche ”Gelenk” der Bundesstaatsgründung Ö
sterreichs dar. Sie sind 

der Geltungsgrund des Bundesrechts in den Ländern und d
es Landesrechts im Bun- 

de und erfüllen damit eine spezifische Klammerfunktion im
 Rahmen der "historisch 

ersten Verfassung” der Republik Österreich. Sie sin
d damit — in einer objektiven 

wissenschaftlichen Betrachtungsweise gesehen — in Wahrh
eit ”die Rechts- 

grundlage für die Kompetenz der Konstituante”
 >>) 

(di. die Provisorische Nationalversammlung). 

Die ursprünglich vorgesehene staatsrechtliche Form als zentralistischer Einheits- 

staat wurde durch das Gesetz vom 14. November 1918, be
treffend die Übernahme 

der Staatsgewalt in den Ländem, StGBl Nr 24, auch von
 Seiten der Zentrale ver- 

lassen. Dieses Staatsgesetz sollte die Abwendung von dem — ni
e effektiv geworde- 

nen - einheitsstaatlichen Modell und die gleichzeitige Anerke
nnung der bundes- 

staatlichen Realität rechtlich verankern 56). 

Aber auch dieses Staatsgesetz kann — im Gegensatz zu den z
eitgenössischen Deu- 

tungen der Reinen Rechtslehre — nicht als Geltungsgrund der re
volutionär entstan- 

denen und weiter wirksamen Landesstaatsgewalten gedeutet werden 5
7), Zwar wur- 

den durch dieses Gesetz die Landesversammlungen, die sich selbst auf 

Grund ihrer eigenen Verfassungshoheit mit der Kompetenz de
r ehemaligen Landta- 

54) Siehe MERKL, in: KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 103 ff; KELSEN, Verfassungsgesetze 

3. Teil, 231 f; DERSELBE, Die Stellung der Länder in der 
künftigen Verfassung Deutschöster- 

reichs, ZÖR 1919, 98 ff; DERSELBE, Staatsrecht 99 ff: WALTER - MAYER, Grundriß 18. 

55) Daß eine derartige Vorgangsweise unmöglich ist, spricht VfGH Erk Sig 1827/1949 aus: "Es 

geht nicht an, die Frühstadien einer werdenden
 Rechtsordnung nach dem Maßstab zu beurtei-

 

len, den diese Rechtsordnung erst inihrer Voll
endung darbieten kann”. 

55a) Gegenteiliger Ansicht KELSEN, Verfassungsgesetze, 3. 
Teil, 232. 

56) Dieses Gesetz wurde als eine " Übergabe” derStaatsgewalt an die Länder angesehen; 

vgl KELSEN, Verfassungsgesetze 1, Teil, 103; KOLB, Montfo
rt 1968, 627. 

57) Vgl MERKL, in: KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 103 ff; KELSEN, Staatsrecht 99 ff; 
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STAUDINGER, in: JEDLICKA, Ende 62 ff.



ge ausgestattet hatten, rechtlich anerkannt. Aber das Staatsgesetz enthielt keiner- 

lei Hinweise über die rechtlich Zuständigkeit der Landesgewalt und sah 

eine Landesgesetzgebung, geschweige denn eine Verfassungshoheit der Länder, gar 

nicht vor. Eine solche Funktion wäre mit dem Beschluß der Prov. Nationalver- 

sammlung vom 30.10.1918, StGBl Nr 1, der nicht geändert wurde, formal und in- 

haltlich unvereinbar gewesen. 

Dennoch übten die Länder ihre eigene Landesgesetzgebung aus und führten die Um- 

wandlung der Landeseinrichtungen in Ausübung ihrer Verfassungshoheit durch 

Beschlüsse der Landesversammlungen durch. Eine rechtliche 

Ermächtigung oder Sanktion der Landesverfassungen und Landesgesetze durch die 

zentrale Autorität oder durch Staatsgesetze war rechtlich nicht vorgesehen und 

fand auch tatsächlich nicht statt. Staatsrechtlich — und nicht ideologisch — gese- 

hen waren also die Landesverfassungen, die staatsgesetzlich gar nicht vorgesehen 

waren, nur durch die Autorität (Verfassungsautono- 

mie) der Länder gedeckt. Dasselbe gilt für die darauf beruhenden 

Landesrechtsordnungen, insbesondere die Landesgesetzgebung, insgesamt. Darüber- 

hinaus wird durch diese Analyse des Inhalts und der Wirksamkeit des G. v. 14.11. 

1918 klargestellt, daß es die selbständige Verfassungshoheit der Länder war, die 

durch ihre Anerkennung der Zentralstaatsgewalt den Bundesstaat Österreich be- 

gründete und nicht umgekehrt von diesem begründet wurde. Im "Gesetz über die 

Volksvertretung” vom 14.3.1919, StGBl Nr 179, mußte die Konstituierende Na- 

tionalversammlung das Gesetzgebungstrecht der Länder auch formell anerkennen 

(Art. 12) und hat damit endgültig die Abkehr von der einheitsstaatlichen Fik- 

tivverfassung vollzogen. 

8. Die Wahlen zuden verfassungsgebenden Landtagen, deren Ab- 

haltung in der Zentralgesetzgebung überhaupt nicht vorgesehen war, wurden von 

den Landesregierungen ausgeschrieben 58) und nach der landesgesetzlich festge- 

legten Wahlordnung 59) durchgeführt. Einerseits bedeutete dies die Voraussetzung 

für eine endgültige Stabilisierung der revolutionär entstandenen Landesrechtsord- 

nung auf demokratischer Basis, andererseits die direkte demokratische Legi- 

timierung der Landesverfassung und der Landesrechtsordnung dusch das Lan- 

d.esvolk selbst. Diese ständig erneuerte und unmittelbare demokratische Legi- 

timation der Landesstaatsgewalt im Landesvolk ist es, die die Landesstaatsgewalt 

im österreichischen Bundesstaat begründet und nicht eine historisch gar nicht gege- 

bene, also rein fiktive indirekte Ermächtigung durch Staatsgesetze, d.h. 

durch ”Delegation” eines Teiles dr Zentralstaatsgewalt an autono- 

me Lokalgewalten. Dennoch wurde diese Fiktion zur offiziellen ”Staatsphiloso- 

58) Vgl etwa LGVBI f. Tirol Nr 27/1919; LGVBI f. Salzburg Nr 31/1919; LGVBl f. Österreich 

unter der Enns Nr 66/1919; LGVBI f. Oberösterreich Nr 48/1919; LGBl f. Kärnten Nr 25/ 

1919 u. 32/1919. 

59) Siehe LGVBI £f. Tirol Nr 26/1919; LGVBl £. Salzburg Nr 14/1919; LGVBI f. Österreich unter 

der Enns Nr 36/1919; LGVBI f. Oberösterreich Nr 24/1919; LGBl f. Kärnten Nr 21/1919. 
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9. 

phie” der Republik Deutschösterreich und hat als solche — durch den Einfluß 
der 

Zentrale auf die Ausarbeitung und Auslegung der Bundesverfassung — die Stellung
 

der Länder bis heute ideologisch verformt. 

Der Beitrag der Länder an der Ausarbeitung der Bundesverfassung 

9.1. Zu Beginn des Jahres 1919 befand sich Deutschösterreich in einer verfassun
gs- 

rechtlichen Situation, in der das zentralstaatliche Konzept und die föderalisti- 

sche Realität weit auseinanderklafften und es für die Zentralgewalt immer 

schwieriger wurde, den Schein der staatsrechtlichen Einheit dadurch zu wah- 

ren, daß sie die von den Ländern im Bewußtsein der vo llen Verfassungs- 

hoheit gesetzten Gesetzgebungs- und Vollziehungsakte im nachhinein sanktio- 

nierte 00). Der Überwindung dieses Zustandes durch die Schaffung einer defini- 

tiven Bundesverfassung stand als Alternative das Auseinanderbrechen des vor- 

läufig noch unkonsolidierten Ganzen in seine Teile gegenüber. Dabei waren die 

Hauptursachen für die Spannungen innerhalb des staatsrechtlichen Proviso- 

riums ”Deutschösterreich” im wesentlichen dieselben Probleme, die der Schaf- 

fung der Bundesverfassung im Wege standen. 

Den Unterschieden in den Vorstellungen der Politischen Parteien 

bezüglich der Schaffung einer bundesstaatlichen oder einheitsstaatlichen Ver- 

fassung 61), die einem gegensätzlicem ideologischem Hintergrund 

entsprangen, entsprach auch eine Verschiedenheit der Interessenla- 

gen zwischen den Ländern und Wien, die historisch und soziologisch bedingt 

war. Der agrarischen Bevölkerungsstruktur der vorwiegend konservativen Län- 

der stand die Industriebevölkerung Wiens gegenüber, die beinahe ein Drittel der 

Gesamtbevölkerung ausmachte und seit den Reichtagswahlen von 1911 zur 

Bastion der Sozialdemokratie geworden war 62). Außerdem hatte das nun in 

geographischer Randlage befindliche Wien mehr Resonanz bei den östlichen 

Ländern der Monarchie gefunden als bei den Alpenländern, die sich in wirt- 

schaftlicher, politischer und kultureller Hinsicht mehr mit ihren Nachbarlän- 

dern verbunden fühlten 63), Dieser soziologisch bedingte und in den Parteien 

60) 

61) 

62) 

63) 
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Vgl die Darstellung bei F. WALTER, Verfassungsgeschichte 274; STAUDINGER, in: JED- 

LICKA, Ende 62 ff. 

Vgl die Verfassungsentwürfe der politischen Parteien, abgedruckt bei ERMACORA
 (Hg), Quel- 

len zum österreichischen Verfassungsrecht (1920), Mitteilungen des östeır. Staatsarch
ivs, Er- 

gänzungsbd VIII (1967). 

Siehe dazu SEIPEL, Kampf 156 ff (insb 166 f). 

So sprach sich die Bevölkerung Vorarlbergs in einer Volksabstimmung im Jahre 19
19 für einen 

Anschluß an die Schweiz aus, die Mehrheit der Tiroler und Salzburger sprachen 
sich 1921 in 

Volksabstimmungen für den Anschluß an Deutschland aus. vgl dazu ZUDERELL, Die An- 

schlußbewegung Vorarlbergs an die Schweiz 1918 - 1921 (Diss Innsbruck 1946
); ENDER, Vor- 

arlbergs Schweizer-Anschluß-Bewegung von 1918 - 1924 (1952); WITZIG, Die Vorarlberger 

Frage (1974), STOLZ, Geschichte 710; ALTENSTETTER, Föderalismus 13; ERMACORA,
 Fö- 

deralismus 46; SCHOBER, Tiroler Anschlußfrage und Südtirolproblem im Lich
te der Deutschen 

Diplomatie, in: Innsbrucker Historische Studien, 1. Bd (1978) 129 ff.



9.2. 

nur zum Teil kanalisierte Gegensatz übte sicher ähnlich entscheidenden Einfluß auf 
das Verfassungswerk aus wie die ideologisch-staatsrechtliche Diskussion über dessen 
Form und Inhalt. 

Am 13. Mai 1919 brachte die Christlich-soziale Partei einen Verfassungsentwurf un- 
ter dem Titel "Verfassung des deutschen Bundesfreistaates Österreich” 64) ein. Er 
sah ein Zweikammersystem vor, in dem der Bund seine Gesetzgebung durch ein 
”Volkshaus” und ein ”Ständehaus” ausgeübt hätte; als Erfordernis für das Zustan- 
dekommen eines Gesetzes war der übereinstimmende Beschluß beider Kammern 
vorgesehen, sofern nicht gewisse Angelegenheiten von vornherein der Erledigung in 
gemeinsamer Sitzung vorbehalten waren. Dieser Entwurf wurde zwar nie der Bera- 
tung unterzogen, aber als Folge dieser ersten Initiative beauftragte Staatskanzler 
Dr. RENNER den Staatsrechtslehrer KELSEN ”im Verein mit der Verfassungsab- 
Wllung der Staatskanzlei den Entwurf einer Bundesstaatsverfassung auszuarbei- 
ten” 5), Diesem Auftrag wurde durch die Vorlage verschiedener, voneinander je- 
doch nicht wesentlich abweichenden Entwürfen, die mehrere politische Varianten 
miteinbeziehen sollten, Folge geleistet 66), Als rechtliches Vorbild bei deren Erstel- 
lung dienten Elemente der schweizerischen und provisorischen Verfassung; besön- 
ders stark war auch der Einfluß der ehemaligen monarchischen Verfassung und ihrer 
staatsrechtlichen Institutionen. Diese Arbeiten verblieben jedoch in der Staatskanz- 
lei, da die Koalitionspartner zu keiner Übereinkunft darüber gelangten 67). 
Während sich in den Verhandlungen der politischen Parteien vorläufig kein Erfolg 
erkennen ließ, wies ein Beschluß ds Tiroler Landta ges vom 27. Sep- 
tember 1919 68), worin sich das Bewußtsein über die staatstragende Kraft der Län- 
der in dieser Zeit widerspiegelt, klar und unmißverständlich auf den anderen reali- 
stischeren Weg hin, zu einer Lösung der Verfassungsfrage auf Grund der tatsächli- 
chen Rechts- und Machtverhältnisse zu gelangen: Die Verfassun g soll- 
te nur nach Einigung der Länder auf das Verfas- 
sungsstatut zustandekommen. Mitdem vorhin erwähnten Be- 
schluß befaßte sich am 13. Oktober eine Länderkonferenz in Wien, 
worin ein deutliches Anknüpfen an die Entstehung der Republik aus der Län- 
derkonferenz vom 22.'Oktober 1918 zu erblicken ist. Die 
Wahl des Ortes sowie der Verhandlungsgegenstand selbst dürften einen nicht un- 

64) 
65) 

66) 

67) 

68) 

231 Blg Sten Prot konst. Nationalversammlung; siehe KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 54. 
Siehe KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 54. 
Siehe KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 55; SCHMITZ, Die Vorentwürfe von Hans Kelsen 
für die österreichische Bundesverfassung, ÖJZ 1979, 85 ff. 
Vgl KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 55; ERMACORA, Österreichs Bundesverfassung und 
Hans Kelsen, FS KELSEN (1971) 22 ff. 
Vgl die Sten Ber. zur 18. Sitzung des verfassungsgebenden Tiroler Landtages v. 27.9.1919, 428; 
der Tiroler Landeshauptmann Dr. Franz STUMPF betonte zur selben Zeit: "Nur ein freige wähl- 
ter Tiroler Landtag ist berufen, souverän über die weitere staatsrechtliche Zukunft des Landes 
zu entscheiden”, zit. nach F. GRASS, Landesbewußtsein und Kulturpolitik Tirols in den letzten 
Jahrzehnten, in: FS GAMPER (1956) I, 7 ff (77). 
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9.3. 

beträchtlichen psychologischen Druck ausgeügt hab
en, jedenfalls wurde entspre- 

chend der Auffassung Renners und Wiener Kreise der Christlichsozialen Partei 

als Ergebnis der Koalitionsverhandlungen die Ausarbeitung einer Verfassung als 

offizieller Punkt in das Regierungsprogramm der Koalition a
ufgenommen 69). Die 

schriftlich festgelegte Erklärung beauftragte damit die Regierung, welche das 

Werk vor Einbringung in die Nationalversammlung vorers
t den Koalitionsparteien 

sowie den Landesregierungen zur Kenntnis bringen sollte, 
darüberhinaus zeichnete 

sie die Grundzüge der neuen Verfassung vor 70). Deutschöst
erreich sollte als Bun- 

desstaat konstituiert und die Kompetenzen des Bundes ta
xativ festgelegt werden. 

Es war ein Zweikammersystem vorgesehen, außerdem sol
lte parallel zur Reform 

der Verfassung auch eine solche der Verwaltung durch Demokratisierung 

der Behörden erster Instanz erfolgen 71), Die Nationalversamm- 

lung erwartete eine Initiative der Regierung, die sich ihrersei
ts für die Bewältigung 

der gestellten Aufgabe nicht stark genug fühlte. Der Staats
sekretär für Verfassungs- 

und Verwaltungsreform Dr. MAYR bereiste im Dezember 1
919/1920 die einzelnen 

Länder mit einem von ihm ausgearbeiteten Verfassungsen
twurf und nahm Ände- 

rungsvorstellungen in das Konzept seiner Arbeiten auf 72
). 

In der immer unerträglicher werdenden Verfass
ungssituation drängten föderalisti- 

sche Kreise in den Ländern verstärkt zu einer Lösung der of
fenen Fragen und die 

Länder beriefen vom 15. bis 17. Februar 1920 ein
e weitere Konferenz nach Salz- 

burg ein 73), Derartige Länderkonferenzen waren kein
 Novum, sondern hatten 

zum Zwecke der Beratung von wichtigen Verwa
ltungsangelegenheiten auf Einla- 

dung und unter dem Vorsitz des Staatskanzlers s
chon mehrmals stattgefunden 74), 

Die Einladung zu dieser Konferenz war jedoc
h eigenmächtig gegen den Willen der 

Regierung und ohne sie zu beteiligen ergangen
, allerdings nahm Dr. Mayr als Privat- 

person an ihr teil. Er legte den Entwurf, für den er
 die prinzipielle Zustimmung der 

Länder bereits erlangen konnte, der Konfere
nz als Privatarbeit vor. Die Sozialdemo- 

kraten betonten, daß diese Konferenz das Foru
m eines unverbindlichen Gedanken- 

austausches sei, erinnerten an die Notwendigkei
t des Anschlusses an das deutsche 

Reich, erstmals sprachen sich die sozialdemokr
atischen Vertreter Wiens, der Steier- 

mark, Ober- und Niederösterreichs für den Bund
esstaatsgedanken aus. Die Notwen- 

69) 

70) 

71) 

72) 

73) 

74) 
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Siehe KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 55 f; ERMA
CORA, in: Föderalismus in Österreich 

42; DERSELBE (Hg), Quellen 9, ALTENSTETTER,
 Föderalismus 14£. 

Vgl den abgedruckten Text bei KELSEN, Verfassungsg
esetze 5. Teil, 55 f. 

Dieser Programmpunkt wurde nicht realisiert; siehe PERNTHALER, Die Kollegialbehörden 

mit richterlichem Einschlag (1977) 126. 

Vgl ERMACORA (Hp), Quellen 9 ff. Wie Univ.-Doz. Dr. BERCHTOLD dem Verfasser in 

einem Schreiben mitteilte, entstammen diese Hinweise dem 
”Dienstlichen Nachlaß von LH 

Dr. Schlegel” im oberösterreichischen Landesarchiv.
 

Eine detaillierte Darstellung der Verhandlungen der Länderkonferen
zen findet sich bei ER- 

MACORA, in: Föderalismus in Österreich, 44 ff; DERSELBE, Föderalismus 48 ff, 219 ff. 

Vgl KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 55 
£.



digkeit der Länderinitiative in der Verfassungsfrage, die Eigenständigkeit der Län- 
der, das vertragliche Entstehen Österreichs, sowie dessen Einrichtung als Zweikam- 
mersystem wurde von christlichsozialer und deutschfreiheitlicher Seite hervorge- 

hoben. Die Sozialdemokraten lehnten die zweite (Länder)Kammer zwar prinzipiell 

ab, sie akzeptierten jedoch einen Kompromiß in der Form, daß die Vertretung der 

Länder nach der variablen Bevölkerungszahl — und nicht nach dem arithmetischen 

Prinzip — erfolgen müßte. j 

Weitergeführt wurde diese Konferenz vom 20. bis 23. April in Linz 74a), die 

Teilnehmer waren mit Ausnahme der Staatskanzlei dieselben wie in Salzburg. In 

Linz wurde von Sozialdemokraten und Großdeutschen je ein Entwurf vorgebracht; 

die Großdeutschen lehnten sich in mehrfacher Hinsicht an die neue Verfassung des 
Deutschen Reiches an, die Sozialdem .raten stimmten inhaltlich beinahe vollstän- 

dig mit einem von Kelsen erarbeiteten Entwurf überein, wobei der Bundesrat pro- 

portional zum Verhältnis der Bürgerzahl zusammengesetzt war und die Grund- und 

Freiheitsrechte nach dem Muster derselben in der deutschen Reichsverfassung aus- 

gestaltet waren. Der großdeutsche Entwurf wurde als Antrag der Abgeordneten 

DINGHOFER und Genossen (842 Big Sten Prot Konst. NV), der sozialdemokrati- 

sche als Antrag der Abgeordneten ABRAM und Genossen (904 Blg Sten Prot Konst. 

NV) in die Nationalversammlung eingebracht. Die Christlichsozialen schlossen sich 

dem von MAYR vorgelegten Entwurf an 75), 

Diese Konferenzen bewirkten eine weitgehende Annäherung der Standpunkte und 

einen Ausgleich der Differenzen zwischen den Parteien, gleichzeitig gelang eine 

Überbrückung des Gegensatzes der Interessen zwischen den Ländern und der Zen- 

tralregierung. Als wichtigste Folge verdient aber etwas anderes festgehalten zu wer- 

den: Die Diskussion über das Verfassungswerk wurdenunim Zentralparla- 

ment weitergeführt, d.h. in einem Forum, in dem zwar die Position der zentra- 

listisch orientierten Interessen durch die Sozialdemokraten und Teile der christlich- 

sozialen Partei ausreichend vertreten waren, nicht jedoch der Standpunkt der Län- 

der. Damit ist die eingangs aufgestellte Behauptung belegt, daß sich der Gegensatz 

zwischen den Ländern und Wien nur zum Teil in der Dichotomie der Partei- 

interessen kanalisierte, zum Teil aber als latenter Konflikt zwischen Bundesstaat 

und Parteienstaat bestehen blieb. Es muß daher der Meinung zugestimmt werden, 

daß der Einfluß der Länder in der Verfassungsfrage schließlich ”in eine über den 
Ländern stehende Parteilinie gelenkt” worden war 76). 

74a) Vgl die Stenographische Verhandlungsschrift über die Länderkonferenz in Linz am 20., 21., 22. 

75) 

76) 

und 23. April 1920. 

Vgl den Zweiten, von Dr. MAYR und Genossen am 25.6.1920 eingebrachten Entwurf der 

Christlichsozialen Partei, 888 Blg Sten Prot Konst. NV. 

Daß die Länderinteressen oftmals von parteipolitischen Überlegungen aufgesogen werden, ist 

auch heute noch ein Phänomen österreichischer Innenpolitik. In diesem Sinne wurde das Er- 

gebnis der Länderkonferenzen von 1919 treffend kommentiert von ERMACORA, Der Föde- 

ralismus in Österreich, JÖR 1963, 233; ALTENSTETTER, Föderalismus 14 ff. 
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9.4. Die Annäherung der Standpunkte der politischen Parteien über die künftige Bun- 

desverfassung nach den beiden Länderkonferenzen erbrachten aber keinen unm
it- 

telbaren Fortschritt in der Verfassungsfrage. Das politische Verhältnis zwisc
hen 

den Koalitionspartnern wurde nämlich als immer untragbarer empfunden, sodaß 

von der Regierung keine entscheidenden Schritte in dieser Hinsicht mehr ges
etzt 

werden konnten. Der Bruch der Koalition und die Demission der Regierung er- 

folgte am 11. Juni. Die Ablöse übernahm das Proporzkabinett MAYR am 
7. Juli, 

welches auf Grund des eigens dazu erlassenen Proporzwahlgesetzes vom 6. 
Juli 

1920, StGBl Nr 283, zusammengesetzt war 77). Dasselbe Gesetz sah eine 
Abkür- 

zung der Legislaturperiode der Nationalversammlung bis zum 31. Oktober 
vor. Da 

sich auch das Kabinett MAYR der Bewältigung der anstehenden Aufgabe
n ohne 

Rückhalt der Koalitionsparteien nicht gewachsen sah, ging von der derar
t unter 

zeitlichen Druck gesetzten Nationalversamm lung die entscheidende 

Initiative aus: Unter Vorsitz des sozialdemokratischen Abgeordneten Otto B
AUER 

wurde vom Verfassungsausschuß ein Subkomitee gebildet, das seine Arbeiten am 

23. September beendete und am darauffolgenden Tag dem Verfassungsausschuß
 

durch Abgeordneten Dr. SEIPEL Bericht erstattete 78), Der Grund fü
r Otto Bauers 

Handeln war die Befürchtung, daß die Länder ohne Mitwirkung des
 Zentralparla- 

mentes auf revolutionärem Weg eine staatenbündische statt eine bun
desstaatliche 

Verfassung vereinbaren könnten, wenn die Nationalversammlung 
bis zum Ende der 

Legislaturperiode (31. Oktober) keine Verfassung vorlegen könnte 79). M
an muß 

daher auch diese überstürzte Verfassungsschöpfung in letzter Stund
e als Indiz dafür 

werten, welcher Stellenwert den Ländern beigemessen und wie h
och die staatsge- 

staltende Kraft ihrer Aktivitäten eingeschätzt wurde. Freilich ist 
diese histori- 

sche Kraft der Länder fast ohne normative Auswirkung auf die
 endgültige Gestalt 

der Bundesverfassung geblieben, weil die Parteienlösung an die St
elle der autono- 

men Länderlösung getreten war und die Länder keine selbständige
n politischen Al- 

ternativen im Hinblick auf die Bundesverfassung mehr entwicke
lten. Ihre Gestal- 

tungskraft hatte sich in der ständigen Mit- und Umformung der Pa
rteientwürfe ge- 

äußert und erschöpft. 

Der Bericht des Unterausschusses wurde mit stilistischen Änderunge
n als Antrag 

des Verfassungsausschusses angenommen und am 1. Oktober 1920 in
 der National- 

versammlung in dritter Lesung beschlossen. Die so entstandene B
undesverfassung 

vom 1. Oktober 1920, StGBl Nr 1 ist ein Kompromiß zwischen d
em von MAYR der 

Linzer Konferenz vorgelegtem Entwurf und dem sozialdemokrat
ischen, wobei der 

föderalistische Gehalt der Verfassung stark verdünnt wurde, aber 
nach wie vor als 

grundlegendes politisch-staatsrechtliches Strukturprinzip der neuen
 Verfassung an- 

gesprochen werden muß. Eine Beseitigung der bis dahin bestehe
nden selb- 

77) Vgl KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 60. 

78) 

79) 
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Die schriftliche Ausführung des Berichtes findet sich in 991 Big Sten Pr
ot Konst. NV; vgl. KEL- 

SEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 61 u. 507 ff; ERMACOR
A, in: Föderalismus in Österreich 43. 

So KELSEN, Verfassungsgesetze 5. Teil, 61.



10. 

80) 

81) 

82) 

ständigen Landesgewalt kann daher niemals als der Sinn der neuen 
Bundesverfassung, insbesondere ihrer grundlegenden Bestimmungen über den bun- 
desstaatlichen Aufbau und die Gewährleistung der Selbständigkeit der Länder und 
ihrer Verfassungsautonomie angesprochen werden. 

Es erfolgte aber noch ein letzter Schritt zur Anerkennung der Bundesverfassung 
durch die Länder, der bis heute in der staatsrechtlichen Literatur beharrlich ver- 
schwiegen wird: Die Entsendung von Bundesräten durch die 
frei gewählten, selbst kKonstituierten Landtage. 

Waren die Beitrittserklärungen derformelle Ausdruck deriAnerken- 
nung der Republik Deutschösterreich, so vollzog sich der rechtliche und faktische 
Beitritt der Länder zur neuen Bundesverfassung durch dieses erste Handeln der bis- 
herigen Länder im Sinne einer Anerkennung der Bundesverfassung; Die von der 
Bundesverfassung nicht geschaffenen und nicht autorisierten, sondern als autonome 
Landesgewalten vorgefundenen Landtage beschickten den Bundesrat als In- 
stitution zur Vertretung der Länderinteressen ”unter der feierlichen 
Verwahrung gegen die Annahme, daß dadurch in der 
provisorischen Zugehörigkeit des Landes und im 
Rechte des Landes auf freie Selbstbestimmung et- 
was geändert werde” 80). 

Parallel dazu wurden die Landesverfassungen 81) durch die auf Grund der Verfas- 
sungsautonomie und freier Wahlen dazu berufenen Landtage demnun gelten- 
den Staatsrecht angepaßt. Dies wurde von der Bundesverfassung in der Weise vor- 
ausgesetzt, daß die Landesverfassungen auf Grund von 8 31 VÜG als Landes- 
verfassungen i. S. von Art 99 B-VG in Geltung blieben. Die Bestim- 
mung des Art 99 B-VG bringt nur die für jeden Bundesstaat begriffsnotwendige 
Beschränkung der Gliedstaatsgewalt zum Ausdruck, welche 
dem Normkomplex ”Landesverfassung” durch die Verfassung des Bundesstaa- 
tes 82) gesetzt wird. Diese bundesverfassungsgesetzliche Norm ist aber selbst unun- 
terbrochen getragen von der eigenständigen Verfassungshoheit der Länder, die nicht 
nur das Landesrecht rechtlich begründet, sondern in gleicher Weise im gleichberech- 
tigten Zusammenwirken mit allen übrigen Ländern die verfassungsgebende Gewalt 
des Bundesverfassungsrechtes durch ihre staatsrechtliche Anerkennung mitbegrün- 
det und miterhält. 

Vgl die Ber. zur 15. Sitzung des Vorarlberger Landtages v. 22.11.1920, 2; Ber. zur 16. Sitzung 
des Vorarlberger Landtages v. 20.12.1920, 1 f; Sten Ber. des verfassungsgebenden Tiroler Land- 
tages, 52. Sitzung v. 25.11.1920, 1374. 

Siehe als Beispiel das G v. 14.3.1919 über die Verfassung des Landes Vorarlberg, LGBINr 22/ 
1919. Chronologisch gesehen wurden die meisten Landesverfassungen erst nach der Beschluß- 
fassung über die Bundesverfassung mit dieser in Einklang gebracht; siehe dazu ERMACORA, 
in: Föderalismus in Österreich 36 £. 
Siehe die detaillierte dogmatische Begründung bei PERNTHALER, ÖZÖR 1969, 361 ff, insb 
372. 
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u 
Die Gründung des Bundesstaates im Jahre 1945 

("Zweite Republik”) 

Die Staatsgründung des Jahres 1945 weist vom föderalistischen Standpunkt aus ge- 
sehen überraschende Paralellen zur Zeit zwischen 1918 und 1920, aber auch sehr 
deutliche Unterschiede gegenüber dieser Epoche auf. Die Ähnlichkeit der 
staatsgründenden Vorgänge liegt im Nebeneinander von Zentrale und Länder, das 
zum Bundesstaat durch wechselseitige Anerkennung zusammengeführt wurde und 
in der Rolle der Politischen Parteien als staatsgründende Autoritäten. De Un- 
terschiede bestehen hauptsächlich in dem bewußten Anknüpfen an eine 
österreichische bundesstaatliche Verfassungsordnung, die gewaltsam beseitigt wur- 
de, und in der Rolle der Alliierten Besatzungsmächte, welche zunächst die Souve- 
tänität in Bund und Ländern ausübten und schrittweise an österreichische Organe 
übertrugen. Die Frage nach der wirklichen ”historisch ersten Verfassung” 
des Bundesstaates im Jahre 1945 kann daher nur im Spannungsfeld dieser rechtli- 
chen und realen Komponenten der "österreichischen Verfassungshoheit” des Jah- 
res 1945 und nicht an Hand rückwirkend zu normativer Kraft konstruierter Erklä- 
rungen 83) und Rechtsakte 84) wissenschaftlich korrekt beantwortet werden. 

Ähnlich wie im Jahre 1918 trat im Jahre 1945 in Wien eine Gruppe von Parteipo- 
litikern aller Lager mit dem Anspruch hervor, eine österreichische Staatsgewalt revo- 
lutionär neu zu begründen 85), Während im Jahre 1918 ein äußerlicher Anknüp- 
fungspunkt in der Qualität der betreffenden Politiker als ehemalige Reichsratsab- 
geordnete der österreichisch-ungarischen Monarchie gesehen wurde, kam im Jahre 
1945 als politische Legitimation die Anerkennung durch die Russische Besatzungs- 
macht hinzu 80), In einer ”Vorläufi gen Verfassung” ermächtigten 
sich die als "Provisorische Staatsregierung” auftretenden Politiker selbst, die öster- 
reichische Staatsgewalt bis auf weiteres nach einem streng einheitsstaatlichen Mo- 

83) 

84) 

85) 

86) 

So vorallem de ”"Proklamation über die Selbständigkeit Öster- 
reichs" vom 27.4.1945, StGBl Nr | (WALTER, Bundesverfassungsrecht 22 ff); vgl dazu 
besonders typisch auch die Erk d. VIGH Sig 1827/1949, 4319/1962 und 4524/1963 und dazu 
GROISS - SCHANTL - WELAN, ÖJZ 1976, 290. 
So vor allem die "Vorläufige Verfassung” vom 1.5.1945, StGBi Nr 5 (WALTER, Bundesver- 
fassungsrecht 26 ff). 

Über die Staatsgründung des Jahres 1945 als ”revolutionärer” Vorgang vgl die zu- 
treffenden Ausführungen von WALTER. Bundesverfassungsrecht 23 f, wobei allerdings der 
revolutionären Entstehung der Läandesstaatsgewalt dort keine Bedeutung bei- 
gemessen wird. 

ANDICS, 50 Jahre 450 ff (459); HANNAK, Karl Renner und seine Zeit (1964) 669 ff; 
SCHÄRF, Österreichs Erneuerung 1945 - 19557 (1960) 27 ff; E. FISCHER, Das Ende einer 
Hlusion (1973) 38 ff; GRUBER, Zwischen Befreiung und Freiheit? (1953) 9 ff; HOUSTON, 
Karl Renner and Austria in 1945, Austrian History Yearbook I (1965) 122 ff. 
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dell für Bund und Länder auszuüben 87). In der durch diese ”Vorläufige Verfas- 

sung” abgeänderten Form sollte aber das gesamte Bundesverfassungsrecht wie
der 

in Kraft treten 88), wobei im nachhinein die Auffassung vertreten wurde, daß da-
 

mit ”als Ausführungsgesetz zum B-VG” auch die Landesverfassungen bzw. Land
es- 

Ausführungsgesetze wieder in Kraft gesetzt worden seien 89). Diese — bisher fast 

unwidersprochen als herrschende Auffassung verbreitete These — ist vom normati- 

ven Standpunkt ebenso unhaltbar 90) wie historisch unrichtig 91) und staatsth
eo- 

retisch verfehlt 92). Die Gründe dafür sollen im folgenden dargelegt werd
en. Sie 

beruhen insgesamt auf der Erkenntnis, daß die Länder im Jahre 1945 ebenso re
vo- 

Iutionär entstanden sind wie im Jahre 1918 und jedenfalls das Landesverfassun
gs- 

recht, teilweise aber auch das Bundesverfassungsrecht auf Grund ihrer eigenen Ver- 

fassungshoheit wieder in Kraft gesetzt haben. Angesichts dieser historischen
 Tatsa- 

che ist weder eine Notwendigkeit noch eine rechtliche Grundlage dafür vorhanden, 

das Verfassungs-Überleitungsgesetz 1945, StGBINr4, entgegen se inem 

Wortlaut und Sinn aufdie Landesverfassungen zu beziehen. 

Die ”Provisorische Staatsregierung” und ihre streng zentralistisch ausgerichtete 

»Vorläufige Verfassung” gewann zunächst nur in der Russischen Besatzun
gszone 

87) 

88) 

89) 

90) 

91) 

92) 
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Durch die "Vorläufige Verfassung” (Anm 84) ermächtigte die Provisorische Sta
atsregierung 

sich selbst zur "einheitlichen Leitung der staatlichen Gesetzgebung un
d der obersten staatli- 

chen Vollziehung für alle Teilbereiche des Staates” (8 4 Abs 2) und
 richtete den von ihr zu er- 

nennenden, weisungsgebundenen Landeshauptmann als einzige staatliche Verwaltungsbehörde 

in den Ländern ein; daneben solite ein »Provisorischer La
ndesausschuß die den Ländern 

als Seibstverwaitungsköipein nachder Überlieferung zustehenden wirt- 

schaftlichen, sozialen und kulturellen Angelegenheiten” durchführe
n. Eine derartige »Überlie- 

ferung” bestand allerdings seit dem Jahre 1918 in Österreich nicht 
mehr, vielmehr war in den 

Ländern eine klar ausgeprägte bundesstaat liche Tradition vorhanden, die auf die 

gliedstaatliche Selb ständigkeit — und nicht auf die unpolitische ”Selbst- 

verwaltung’’ — der Länder gerichtet war. 

Art 1 des Verfassungs-Überleitungsges v. 1.5.1945, StGBl Nr 4 (’
V-ÜG”). 

Vgl die Hinweise bei KOJA, Das Verfassungsrecht der österr. Bunde
sländer (1967) 5 ff; VEGH 

Eık Sig 2985/1956; 3009/1956. 

Art 1 V-ÜG (Anm 88) bezog sich ausdrücklich nur auf ds Bundes - Verfassungsrecht 

(B-VG, BVG, Verfassungsbestimmungen in Bundesgesetzen); für
 ein ”Landesverfassungstecht” 

war weder nach dieser Vorschrift noch nach der ”"Vorläufigen Ver
fassung” irgendein Anwen- 

dungsbereich gegeben (siehe Anm 87). Eine Übergangsvorschrift zu
r Verfassungsnovelle 1945, 

StGBI Nr 196, die Landesverfassungen voraussetzte, ist nicht ergangen.
 

Die Landesverfassungen sind — wie im folgenden erwiesen wird — 
teilweise auf Grund revolu- 

tionärer Akte in den Ländern, vollständig aber durch das Zusammentreten freige- 

wählter Landtage wieder in Kraft getreten. 

Es steckt dahinter die unhaltbare Vorstellung von der »zentralstaatl
ichen Delegation” der Lan- 

desstaatsgewalt und ihrer Verfassung (Landesverfassung als "Ausfüh
rungsgesetze zum B-VG’”); 

KOJA, Verfassungsrecht 9 ff. In Wahrheit ist die Verfassungshoheit der L
änder wie sich im fol- 

genden erweisen wird auch im Jahre 1945 revolutionär entstanden 
und hat als solche den Bun- 

desstaat und seine Verfassung mitbegründet.



93) 

94) 
95) 

96) 

97) 

rechtliche Effektivität und Anerkennung durch die Besatzungsmacht 93). Darüber- 
hinaus versicherten zwar auch einige andere Länder mehr oder weniger offiziell der 
Staatsregierung ihre grundsätzliche Anerkennung 94), eine rechtliche oder auch nur 
politische Unterordnung unter das zentralistische Regime der ”Vorläufigen Verfas- 
sung” erfolgte nicht. Dies offenkundig aus zwei Gründen: Einerseits, weil man we- 
gen der Diskrepanz zur traditionellen Bundesstaatlichkeit und aus bestimmten par- 
teipolitischen Erwägungen nicht wollte und andererseits, weil man dies wegen 
des Widerspruches der westlichen Besatzungsmächte auch gar nicht durfte. 

In der Zeit zwischen Mai und Oktober 1945 hatte also weder die "Vorläufige Ver- 
fassung” noch deren Einrichtungen (insbesondere die Provisorische Staatsregierung) 
in derı Ländern außerhalb der russischen Besatzungszone rechtliche Geltung erlan- 
gen können 95). Gleichwohl galten in dieser Zeit in den angeführten Gebieten, die 
auf Grund der Verfassungshoheit der Länder (Landes-Staatsgewalt) ergangenen 
”Vorläufigen Landesverfassungen” und die darauf beruhen- 
den Landes-Einrichtungen, insbesondere die Provisorischen Landesregierungen 
(Landeshauptmänner) 96). Ebenfalls wurde in den westlichen Besatzungszonen 
während der angeführten Zeit im allgemeinen das Bundesverfassungsrecht in der 
Fassung von 1929 als geltend vorausgesetzt, soweit es mit den Vorläufigen Landes- 
verfassungen vereinbar war und tatsächlich angewendet werden konnte 77). Zur Er- 
läuterung dieses eigentümlich spiegelbildlichen staatsrechtlichen Zustandes im 
Österreich des Jahres 1945 sei im folgenden die autonome Wiederherstellung der 
Landesstaatlichkeit in Vorarlberg und Tirol dargestellt. 

In Vorarlberg erfolgte eine neuerliche originäre Konstituierung der Staatsgewalt da- 
durch, daß am 24. Mai ein von der französischen Besatzungsmacht bestellter ”Lan- 

Die Gründe dafür lagen teilweise im Mißtrauen der Alliierten Besatzungsmächte untereinander, 
teilweise aber auch in der Struktur der Regierung Renner (Koalitionsregierung mit den Kom- 
munisten, nur Wiener als Regierungsmitglieder) und in der österreichischen Parteistruktur, die 
noch keinesfalls jene österreichische Einheitlichkeit erreicht hatte, wie sie die Provisorische 
Staatsregierung als Anspruch vorweggenommen hatte; siehe zu allen diesen historischen Fakten 
die Hinweise bei den in Anm 86 genannten Autoren. 
Siehe dazu die Hinweise bei ALTENSTETTER, Föderalismus 22 ff. 
Dies stelit WALTER, Bundesverfassungsrecht 25, zwar ls Faktum gleichfalls fest, ohne 
aber daraus rechtliche Schlußfolgerungen im Hinblick auf die während dieser Zeit gel- 
tende Rechtsordnung in den westlichen Ländern abzuleiten. 

Wenn WALTER, Bundesverfassungsrecht 23, die "Unabhängigkeitserklärung” der Provisori- 
schen Staatsregierung (Anm 83) inhaltlich als ” Verfassung“ qualifiziert, weil sie "eine 
Erzeugungsregel (in Form einer Organbestellung) für künftig zu erlassendes Recht enthält”, so 
muß dies für die revolutionären Einsetzungsakte der Landesstaatsgewalt, welche im folgenden 
dargestellt werden, offenbar in gleicher Weise gelten. 
Besonders präzise in dieser Richtung war die "Verordnung des Vorarlberger Landesausschusses 
vom 24.5.1945 über die vorläufige Ausübung der öffentlichen Gewalt im Lande Vorarlberg”, 
Vorarlberger Landesamtsblatt Nr 2, $ 6: ”In Angelegenheiten, die im Rahmen der österr. Bun- 
desverfassung 1929 in die Zuständigkeit des Bundes fielen, wird der Vorarlberger Landesaus- 
schuß nur soweit vorläufig tätig werden, als es zur Vermeidung von Schäden notwendig ist”, 
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desausschuß” 98) die Verordnung über die vorläufige Ausübung der öffentlichen 

Gewalt erließ 99), durch dessen& 1 die Vorarlberger Landesverfassung 

von 1923 erneut in Kraft gesetzt wurde 100), n absolutem Gegensatz zur zentra- 

listisch konstruierten ”Vorläufigen Verfassung”, StGBl Nr 5 der Provisorischen Staats- 

regierung, welche die den Ländern nach. dem B-VG 1929 zustehenden Kompetenzen 

dem Bund zusprach, stand nicht nur die eigenständige Wiederbegründung der Landes- 

gesetzgebung und Vollziehung, sondern vor allem der $ 6 der Verordnung O1), Die An- 

ordnung, daß über die Landeskompetenzen hinaus Bundeskompetenzen nur "zur Ver- 

meidung von Schäden” in Anspruch genommen werden sollten, verkehrte das einheits- 

staatliche System der Vorläufigen Verfassung gerade in ihr Gegenteil. Der praktische 

Grund für diese Bestimmung liegt in der Tatsache, daß die Autorität der Provisorischen 

Staatsregierung weder von der französischen Besatzungsmacht noch von der Vorarlber- 

ger Landesstaatsgewalt anerkannt wurde und somit die Staatsfunktionen des Bundes 

nicht wirksam ausgeübt werden konnten. 

Am 24. Mai fand auch die erste Sitzung des Vorarlberger Landesausschusses unter dem 

Vorsitz von Präsident ILG in Feldkirch statt. In dieser Sitzung gab sich der Ausschuß 

die Geschäftsordnung der letzten freigewählten Vorarlberger Landesre- 

gierung 102) und errichtete das "Amt des Vorarlberger Landes- 

ausschusses” 103) zur Durchführung der anfallenden Aufgaben 104), Weiters 

wurde die Herausgabe ds ” Vorarlberger Landesamtsblattes” zur 

Kundmachung der Anordnungen vorgesehen 105). Im Wege einer Rechtsüberleitungs- 

vorschrift wurden die ”gesamten im Zeitpunkt der Besetzung durch die Alliierten in 

Geltung stehenden Rechtsvorschriften vorläufig weiter in Kraft” gesetzt, soweit sie nicht 

Siehe den ”Erlaß des Kommandierenden Generals des Gebietes von Vorarlberg über die Bestel- 

lung des Vorarlberger Landesausschusses” vom 24.5.1945, Vorarlberger LABI Nr 1 (Anhang 

II). Die Bezeichnung ” Landesausschuß"” wurde Vorarlberg gegen seinen Willen von 

der französischen Besatzungsmacht aufoktroyiert; siehe ILG, Die politische Wiedererstehun
g 

Vorärlbergs am Kriegsende 1945, Montfort 1975, 469; eine bemerkenswerte staatsrechtliche 

Parallele liegt in der beharrlichen Weigerung der italienischen Zentrale, den deutschen Aus- 

druck "Landesregierung" im Rahmen des Südtiroler Autonomiestatutes zuzulassen. 

99) Kundgemacht im "Vorarlberger Landesamtsblatt”’ Nr 2; über das "Vorarlberger Landesamts- 

blatt” als Kundmachungsorgan erging eine eigene Verordnung des Vorarlberger Landesaus- 

schusses vom 24.5.1945, LABI Nr 3. 

100) Gemäß $ 2 der zuvor zit. Verordnung sollte der "Vorarlberger Landesausschuß’”’ vorläufig die 

Funktionen der Landesregierung und des Landtages nach der Vorarlberger Landesverfassung 

1923 ausüben. 

101) 8 6 lautet: ”In Angelegenheiten, die im Rahmen der österreichischen Bundesverfassung 1929 

in die Zuständigkeit des Bundes fielen, wird der Vorarlberger Landesausschuß nur insoweit 

vorläufig tätig werden, als es zur Vermeidung von Schäden notwendig ist”. 

102) Vgl Niederschrift über die erste Sitzung des Vorarlberger Landesausschusses am 24. Mai 1945, 

3. Die Ermächtigung hierfür enthielt $ 3 der Vorläufigen Landesverfassung, LABI Nr 2. 

103) Siehe & 5 Vorarlberger Landesamtsblatt 2/1945, sowie Niederschrift über die erste Sitzung 

des Vorarlberger Landesausschusses, 3. 

104) Siehe Niederschrift über die erste Sitzung des Vorarlberger Landesausschusses, 3. 

105) Siehe Vorarlberger LABI Nr 3/1945; Niederschrift über die erste Sitzung des Vorarlberger 

Landesausschusses, 4. 
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106) 

107) 

108) 

109) 
110) 

111) 

112) 

113) 

114) 

dem "Sinn der Neuordnung (Beseitigung der nationalsozialistischen. Gewaltherr- 
schaft)” widersprachen; nach dieser Rechtsüberleitungsvorschrift kam dem Vorarl- 
berger Landesausschuß die Entscheidung darüber zu, welche Rechtsvorschriften im 
Sinne der "Beseitigung der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft” außer Kraft 
gesetzt werden sollten 106). Auch in Vorarlberg bestimmte somit die regierende 
Landesgewalt, welches Rechtsmaterial weiterhin in Geltung bleiben sollte 
und welches nicht. Weiterhin wurden Bevollmächtigte für Verhandlungen mit der Schweiz bestellt und somit — beschränkt auf die Beschaffung von Nahrung — die 
Ermächtigung zu außenpolitischen Aktivitäten erteilt 107), in der zweiten Sitzung 
am 28.5. wurde die Referatsverteilung nach dem "Organisationsplan des Amtes des 
Vorarlberger Landesausschusses” 108 vorgenommen, was einen weiteren Schritt 
zur Wiedererrichtung eines funktionierenden Verwaltungsapparates darstellte. Mit 
Erlaß des Oberstkommandierenden der französischen Besatzungsarmee in Öster- 
reich vom 16.8.1945 wurde der Präsident des Landesausschusses Ulrich ILG zum 
Landeshauptmann von Vorarlberg ermannt 109), In der Sitzung des Landesausschusses vom 11.9. wurden Vorarlbergs Vertreter für das "gemeinsa- 
me Außenhandelskommittee mit Tirol” 110) bestimmt, das auf Initiative der Mili- 
tärregierung ins Leben gerufen worden war. Am 19.10.1945 — noch vor der Kund- 
machung der Novelle zur Vorläu figen Verfassung, StGBl Nr 196 — erfolgte die Wie- 
dereinführung des Ausdruckes "Landesregierung” 111), womit der provisorische 
Charakter der Institution ”Landesausschuß” überwunden wurde. 
In Tirol bildete sich noch vor dem Einmarsch der Amerikaner am 3. Maider Exe- kutivausschuß der Widerstandsbewegung 112), zu dessen Vorsitzenden der spätere Landeshauptmann Dr. GRUBER gewählt wurde 113), Die- sei Exekutivausschuß war eine ”Art gesetzgebende Körperschaft” 114), die auch tatsächlich die ersten Verwaltungshandlungen setzte und aus dessen Mitgliedern 

Niederschrift über die erste Sitzung des Vorarlberger Landesausschusses, 4; eine Veröffentli- chung konnte wegen Einspruches der Besatzungsmacht nicht erfolgen — das betreffende 
Stück fehlt im LABI., 
Noch am 19. Dezember 1945 wurde zwischen der Schweiz und der Vorarlberger Landesre- gierung (auf Grund einer Ermächtigung der Französischen Besatzungsmacht) ein Wirtschafts- abkommen abgeschlossen, das eine besonders enge Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem und devisenrechtlichem Gebiete vorsah. 
Niederschrift über die zweite Sitzung des Vorarlberger Landesausschusses, 1. 
Kundgemacht im Vorarlberger LARI Nr 3/1943. 
Vgl Niederschrift über die interne Sitzung des Vorarlberger Ländesäusschusses vom 11.9.1949. Vel Niederschrift über die interne Sitzung des Vorarlberger Landesausschusses vom 19,10. 1949, 3, 
Vgl dazu die Innsbrucker Stadtchronik 1945 von K. SCHADELBAUER, in: Jahrbuch und Einwohnerverzeichnis der Landeshauptstadt Innsbruck 1947, 45; sowie R. MACKOWITZ (Hg), Kampf um Tirol (1945) 48 £, 
R. MACKOWITZ (Hg), Kampf um Tirol 20 £. 
Siehe die sten. Ber. d. Tiroler Landtages; erste Sitzung der provisorischen Tiroler Landesver- 
sammlung 6 £. 
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einige Wochen später die Landesregierung ge
bildet wurde. Am 23. Mai wurde Dr. GRU- 

BER vom Lt. Col. Watts zum provisorischen
 Landes hauptmann von Ti- 

ro ernannt 115), Die erste Sitzung der provisori
schen Tiro ler Landesver- 

sammlung (auch als ”Provisorischer Tiroler Landtag” bez
eichnet), die auf Anord- 

nung der Militärregierung ihre Beratungen vor
läufig als konsultatives Organ abhielt, fand 

am 10. Juni statt 116), In dieser Sitzung wurde auch der Exek
utivausschuß aufgelöst 

unddie Tiroler Landesregierung aus eben diesem Ausschuß gebildet. 

Eine Erklärung der Fraktionen der im prov
isorischen Tiroler Landtag vertretenen Par-

 

teien forderte ”alle Schritte zur raschesten 
Wiedererlangung der politischen und wirt- 

schaftlichen Einheit des Bundesstaates” 117),
 

Am 29.7. bestellte der Landeshauptmann Dr
. KNEUSSLals ” Staatskommis- 

sar für unmittelbare Bundesange
legenheite n ” 118) zur Wah- 

rung der Interessen des Bundes im Lande Ti
rol, wobei unter ”Bundesinteressen” jener 

Hoheitsbereich verstanden wurde, der die Ko
mpetenzverteilung des B-VG von 1929 für 

den Bund vorsah. Eine derartige Behörde war
 zwar weder im B-VG von 1929, noch in 

der ”Vorläufigen Verfassung” von 1945 vorge
sehen, ihre Einrichtung läßt sich aber mit 

der Teilung Österreichs in vier Besatzungsz
onen leicht erklären: Die Zentralregierung 

war nur von der sowjetischen Besatzungsma
cht anerkannt und bei der Ausübung ihrer 

Hoheitsgewalt auch faktisch auf diesen Bereic
h beschränkt 119), 

Im übrigen wurde de ” Vo rläufige Verfassung” vom 1.5.1945 und ihre 

zentralstaatlichen Ansprüche auch von der T
iroler Landesstaatsgewalt niemals als rechts-

 

verbindlich anerkannt. Ein Versuch d
es Staatskanzlers RENNER, gestützt 

auf $ 31 

Abs 2 Vorläufige Verfassung, die Ernennung
sbefugnis der Staatsregierung gegenüber der

 

Landesregierung durchzusetzen 120) schlug nicht nur völlig fehl, sondern
 führte zu 

einer grundsätzlichen Formulierung des Tir
oler Standpunktes in der Verfassungsfrage, 

der in nicht zu überbietender Schärfe als 
»Entschließung der Tiroler

 

Landesversammlung” inder Sitzung vom 9.10.1945 beschlössen w
urde. 

Darin hält die ”einzige, derzeit in Österre
ich bestehende demokratische Landesvertre

- 

tung” insbesonders fest 1): 

”Die provisorische Tiroler Landesversammlung hält unverbrüchlich daran fest, daß 

Österreich aus dem freiwilligen Bunde de
r selbständigen Bundesländer hervorgegan

gen 

115) Vgl SCHADELBAUER, Stadtchronik 46
. 

116) Siehe sten. Ber. d. Tir. Landtages; Niederschri
ft über die erste Sitzung der prov

isorischen Ti- 

roler Ländesversammlung 5 ff. 

117) Siehe Protokoll über die erste Sitzung der provisorischen Tiroler Landesversammlung am 

10.7.1945, 4; sowie sten. Ber. d. Tir. Landtages; erste Sitzung d
er provisorischen Tir. Lan- 

desversammlung, 15. 

118) Siehe SCHADELBAUER, Stadtch
ronik 47; durch Beschluß der Lan

desregierung vom 15.11. 

1945 (LABI Nr 121/1945) wurde
 das »Staatskommissariat” mit Wi

rkung vom 15.12.1945 

Hquidiert. 

119) Siehe die Hinweise in den Anm 86 und 9
3. 

120) Bisher unveröffentlichtes Schreibe
n von Dr. RENNER an den LH D

r. GRUBER, Staatskanz- 

lei ZI. 6.600-2a/1945. 

121) Siehe die Beilage 1 zu den Sten. Be
r. d. Tiroler Landtages; dritte Sitz

ung am 8. Okt. 1945, 1. 
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ist und daß die Staatsregierung nur die Rechte in Anspruch nehmen und an sich ziehen 
darf, die durch die rechtsgültig beschlossene Bundesverfassung in die Zuständigkeit des 
Bundes übertragen sind. 

Die Tiroler Landesversammlung versagt daher den bisher erschienenen, von der Staats- 
tegierung erlassenen Gesetzen und Verordnungen, insoweit sie die vorhin umrissene Zu- 
ständigkeit überschreiten, die Anerkennung, und erwartet, daß jeder Übergriff in Hin- 
kunft unterbleibt. 

Die Prov. Tiroler Landesversammlung fordert die Vertreter Tirols in der Länderkonfe- 
renz und die übrigen Ländervertreter auf, alle Gesetze und Verordnungen, durch die die 
Länderrechte beeinträchtigt werden, zurückzuweisen und dahin zu wirken, daß der bun- 
desstaatliche Charakter Österreichs im Sinne der Verfassung des Jahres 1929 vollauf ge- 
wahrt bleibt. 

Die Prov. Tiroler Landesversammlung und das Tiroler Volk werden es nie und nimmer 
dulden, daß dem Lande Tirol, nach dem es das Joch des zentralistischen Preussentums 
abgeschüttelt hat, nun das Joch einer zentralistischen Regierung auferlegt wird”. 

Wenn man die Einrichtungdes ”Staatskommissariats für unmittel- 
bare Bundesangelegenheiten” im Zusammenhang mit der angeführten 
Entschließung der Tiroler Landesversammlung betrachtet, wird ohne weiteres klar, daß 
die Landesstaatsgewalt zwardie ” Vorläufige Verfassun g” vom 1.5.1945 
ablehnte, selbst aber grundsätzlich nur in dem Rahmen handeln wollte, den die Bundes- 
verfassung in der Fassung von 1929 den Ländern als selbständigen Wirkungsbe- 
reich belassen hatte und die Bundesstaatsgewalt vom Lande nurals ”Treuhän- 
der” für den Bund ausgeübt werden sollte. Deshalb wurden auch jene Rechtsvor- 
schriften, weiche nach dieser Auffassung dem Kompetenzbereich des Bundes entspran- 
gen, vom "Landeshauptmann von Tirol als Treuhänder der österreichischen Bundesre- 
gierung” erlassen 122), In dieser Folge erging am 12. Oktober die Anordnung des Gene- 
ral BETHOUART über die Aufhebung von deutschen Rechtsvorschriften in der franzö- 
sischen Besatzungszone, die inhaltlich wörtlich dem $ 1 Abs 1 R-ÜG entsprachen, aber 
statt der Staatsregierungden Landeshauptmann von Tirol (bzw. den 
Landeshauptmann von Vorarlberg) ermächtigte, die außer Kraft ge- 
tretenen Rechtsvorschriften verbindlich festzustellen 123). Auch stimmten die verschie- 
denen Aufhebungskundmachungen des Landeshauptmannes, welche die außer Kraft ge- 
setzten Vorschriften im Detail anführten, inhaltlich genau mit den Kundmachungen der 
Provisorischen Staatsregierung über die Aufhebung der betreffenden deutschen Gesetze 
überein 124). Dieser Vorgang belegt in rechtlich eindeutiger Weise das staatsrechtliche 

122) So z.B. Tiroler Amtsblatt Nr 76, 77, 78/1945; die Überschrift vom Tir. Amtsblatt Nr 76/ 
1945 lautet: ”VO des Landeshauptmannes von Tirol als Treuhänder der österreichischen 
Bundesregierung im Einvernehmen mit der Militärregierung über die Kundmachung von Ver- 
ordnungen in den Angelegenheiten der unmittelbaren Bundesverwaltung”. 

123) Siehe Tir. Amtsblatt Nr 79/1945. 
124) So entspricht z.B. Tir. Amtsblatt Nr 80/1945 dem StGBl Nr 14/1945; ebenso Tir. Amtsblatt 

Nr 81/1945 dem StGBi Nr 16/1945; ebenso Tir. Amtsblatt Nr 82/1945 dem StGBi Nr 17/ 
1945 usw. Die letzte "Feststellung Zur Wiederherstellung des Rechtslebens in Tirol” durch 
defı Landeshauptmann erfolgt,am 5.12.1945, Tiroler Amtsblatt Nr 120, 
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Verhältnis Tirols zur Staatsregierung bzw. dem Einheitsstaat Österr
eich, den sie 

verkörperte: Österreichische ”Staatsgesetze” bedurften in Tirol der 
Autorisierung 

durch die französische Besatzungsmacht oder durch den Tiroler Landeshaupt
mann, 

um Gültigkeit zu erlangen. Die Verbindlic hkeit des von der Staatsregie- 

rung gesetzten Rechtes wurde daher bis zum Inkrafttreten der bundessta
atlichen 

Verfassung von 1920/1929 durch die Autoritätder Landesstaatsg
ewa It 

begründet. ”Staatsrecht” mußte durch Landesorgane in ”vorläufig
es Landesrecht” 

transformiert werden, um hier überhaupt Geltung zu erlangen. Ei
n schärferer Ge- 

gensatz zum fiktiven Rechtszustand nach der zentralistischen ”Vor
läufigen Verfas- 

sung” der ”Provisorischen Staatsregierung” läßt sich wohl kaum denke
n. 

So wie im Jahre 1918 die Gründung des österreichischen Staatswes
ens durch die 

»Beitrittserklärungen” der Länder eingeleitet wurde und damit von
 Anfang an eine 

bundesstaatliche Ordnung entstand 125) konnte im Jahre 1945 der 

österreichische Gesamtstaat erst durch formelle Beschlüsse der Länder 
in der Rea- 

lität - und zwar wiederum als Bundesstaat — wiederhergestellt 
werden 126). 

Wie in den Jahren 1918 bis 1920 gingen die entscheidenden Impulse der end
gülti- 

gen Verfassungsordnung von sogenannten »Länderkonferenzen” 

aus 127) und belegen damit — jedenfalls für Österreich — das bündis
che FREE 

rative”) Element der Staatsgründung des Bundesstaates aufs nachdrück
lichste 12 ). 

6.1. In der ersten Länderkonferenz vom 24. - 26. September 1945 in Wien waren 

Mitglieder sämtlicher Landesregierungen und Parteienvertreter der
 Länder ver- 

treten 129). Die zu dieser Konferenz einladende Staatsregierung hatte dam
it 

die rechtliche und politische Existenz der Landesstaatsgewalten, die sich ent- 

gegen der Vorläufigen Verfassung gebildet hatten 130), anerkannt un
d darüber- 

hinaus sogar ihr eigenes politisches und rechtliches Schicksal in die Hände die- 

ser Landesvertreter gelegt. Denn diese Länderkonferenz sollte die Bedin
gungen 

formulieren, unter denen die Provisorische Staatsregierung und ihre Vorl
äufige 

Verfassung in ganz Österreich Wirksamkeit erlangen könnte. 

125) 

126) 

127) 

128) 

129) 

130) 
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Siehe dazu die Ausführungen unter II.A.5 mit Anm 32 ff. 

Die bisherigen Untersuchungen zur Staatsgründung des Ja
hres 1945 verlegen den Zeitpunkt 

der Gesamtstaatsgründung regelmäßig auf fiktiven Wege a
uf den 27.4.1945 zurück und ge- 

langen damit ähnlich wie für die Jahre 1918/1920 — z
u einer Periode des Einhe its- 

staates in Österreich von April bis Oktober 1945. Eine solche Perio
de hat 

es in der Staats- und Rechtswirklichkeit 
nie gegeben. 

Vgl dazu FEICHTENBERGER, Die Länderkonferenzen 
1945 — Die Wiederherstellung der 

Republik Österreich (Wiener Diss. 1965); ERMACORA, Föderalismus 76 ff; ALTENSTET- 

TER, Föderalismus 26 ff; GRUBER, Befreiung 30 ff. 

Siehe dazu auch die bei Anm 121 angeführte Entschließ
ung des Tiroler Landtages, insbeson- 

dere den folgenden Satz: ”Die provisorische Tiroler Lande
sversammlung hält unverbrüchlich 

daran fest, daß Österreich aus dem freilligen Bunde der selbständigen 

Bundesländer hemorgegangen ist”. \ 

Siehe die Teilnehmerliste bei ERMACORA, Föderalismus 
258 ff. 

Vgl die Hinweise bei Anm 120.



Die Ländervertreter waren zu einer derartigen erneuerten ”Beitrittser- 

klärung” zum Bundesstaat Österreich unter zwei Gesichtspunkten rechtlich 

und politisch legitimiert: Sie verkörperten — so weit sie die westlichen Länder ver- 

traten — für ihre Territorien die bisher einzig effektive Staatsgewalt 131), sie hat- 

ten andererseits die Autorisierung ihrer jeweiligen Besatzungsmächte 

erlangt und konnten so durch ihre ”Anerkennung” der Provisorischen Staatsregie- 

rung dieser möglicherweise die Autorisierung durch die westlichen Besatzungs- 

mächte für ihr Territorium verschaffen. Aus diesem Grunde hatten die Beschlüsse 

der Länderkonferenz (entsprechend den tatsächlichen Souveränitätsverhältnissen 

dieser Zeit) sehr deutlich eine doppelte staatsrechtliche Funktion: Sie waren einer- 

‚seitsals Bedingungen und Zustimmungsakte gegenüber der 

6.2. 

131) 

132) 

133) 

134) 

135) 

136) 

137) 

Provisorischen Staatsregierung formuliert und stellten andererseits Anregun- 

gen, Wünsche und Wohlmeinungen gegenüber den Alliierten Be- 

satzungsmächten dar 132), 

Die Bedingungen und Zustimmungsakte gegenüber der Provisorischen Staatsregie- 

rung wurden in der politischen und der juridischen Kommission der Länderkonfe- 
renz formuliert 133). Sie betrafen die Beteiligung von Landesvertretern an der 

Staatsregierung (Proporzsystem!) 134) und die Umgestaltung der Vorläufigen Ver- 

fassung in eine bundesstaatliche Ordnung; schließlich sollte die Ausdehnung des von 

der Staatsregierung erlassenen Rechts auf die westlichen Bundesländer nach Stel- 

lungnahme der Länder durch ein besonderes Rechtsanwendungsge- 

setz angeordnet werden 135) Während den ersten beiden Bedingungen für die 

”Anerkennung” der Provisorischen Staatsregierung durch die Länder in der Folge 

durch eine Umbildung der Regierung 136) und die Novellierung der Vorläufigen 

Verfassung im Verfassungsgesetz vom 12.10.1945, StGB! Nr 196, voll Rechnung 

getragen wurde, konnte das erwähnte ”Rechtsanwendungsgesetz” mangels Zustim- 

mung des Alliierten Rates nicht erlassen werden 137), Die Ausdehnung des von der 

Siehe die Darstellungen unter III, 4 und 5. 

ERMACORA, Föderalismus 77, unter Hinweis auf das Stenographische Protokoll der Ersten 

Länderkonferenz Wien 1945, 6. 

Die Länderkonferenz setzte drei Kommissionen ein: eine politische, eine juridische und eine 

ökonomische Kommission; in allen diesen sollten Ländervertreter gemeinsam mit Staatssekre- 

tären ”paktierte Lösungen” in Form einstimmiger Resolutionen erarbeiten; zum praktischen 

Vorgehen vgl vor allem FEICHTENBERGER, Länderkonferenzen, sowie die Sten. Protokolle 

der Länderkonferenz, 

Darin liegt nicht von vorneherein eine Abwertung des föderalistischen, zugunsten des Parteien- 

ständpunktes (ERMACORA, Föderalismus 77 u. 79), sondern ein Ansatz zur notwendigen 

Beteiligung der Länder an der Regierungsgewalt der Zentrale - allerdings in den Handlungs- 

formen des Parteienstaates; vgl zu dieser Problematik: USTERI, Die Funktion der Regierung 

im modernen föderalistischen Staat, Schriftenreihe des Inst. f. Föderalismusforschung, Bd 5 

(1977) 20 ff. 

Siehe den Text dieses Gesetzes(entwurfes) bei ERMACORA, Föderalismus 78. 

ERMACORA, Föderalismus 79; eine Verlautbarung dieser Änderung der Zusammensetzung 

der Provisorischen Staatsregierung im Staatsgesetzblatt erfolgte nicht (vgl die Kundmachung 

Nr 2/1945 in der Fassung Nr 85/1945). 

ADAMOVICH, Verfassungsrecht 32. 
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6.3. 

Staatsregierung beschlossenen Rechts erfolgte hierauf in einer rechtlich nicht ohne 

weiteres faßbaren Weise durch die Alliierten und das Bundeskanzleramt 138), Dies 

hat jedoch für das Bund-Länder-Verhältnis keine grundsätzliche Bedeutung mehr, 

weil die Länder die Autorität der Provisorischen Staatsregierung und ihrer Rechts- 

akte durch die vorgenannten Beschlüsse grundsätzlich bereits anerkannt hat- 

ten und damit einer Ausdehnung des räumlichen Geltungsbereiches deren Rechts- 

akte im Wege des Bundesrechtes ”zugestimmt” hatten 139). 

Gleichfalls ”paktiert”” wurde in der Länderkonferenz die Wiederherstellung des Ver- 

fassungs- und Verwaltungsgerichtshofes 140) und des (Staats-)Rechnungshofes so- 

wie die gleichzeitige Abhaltung freier Wahlen zum Nationalrat, zu den Landtagen 

(Gemeinderat von Wien), zum Bundesrat und die vorläufige Wahl des Bundespräsi- 

denten durch die Bundesversammlung 141), Durch diese Wahlen sollte die volle An- 

wendbarkeit des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und das 

Außerkrafttreten der Vorläufigen Verfassung herbeigeführt werden 142), Die Län- 

derkonferenzen drückten damit — vor allem auch gegenüber den Alliierten Besat- 

zungsmächten — ihren politischen Willen aus, den Bundesstaat Österreich nach der 

Verfassungsordnung des Jahres 1929 wiederherzustellen, weil jede verfassungsrecht- 

liche Neuerung im Hinblick auf das Einspruchsrecht des Alliierten Rates (und der 

damit verbundenen Souveränitätsbeschränkung) vermieden werden sollte 143), 

„ Besonders hervorgehoben muß werden, daß die Länder von sich aus alle Verände- 

rungen ihrer historischen räumlichen Einheit rückgängig 

machten und alle Versuche, diese Landesgrenzen aus Zweckmäßigkeitserwägungen 

138) 

139) 

140) 

141) 

142) 

143) 
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Vgl dazu die Hinweise bei ADAMOVICH, Verfassungsrecht 32 und WALTER, Bun
desverfas- 

sungsrecht 25. 

Aufgabe der juridischen Kommission der Länderkonferenz war es ausdrücklich
, ”die Gesetze, 

die von der Staatsregierung beschlossen worden sind und im Gebiet der russischen B
esatzungs- 

zone bereits Geltung erhalten haben, auf ihre Anwendbarkeit zu überprüfen und
 diese den 

Bedürfnissen der Länder anzupassen” (ERMACORA, Föderalismus 77). 

Siehe $ 48a der Vorläufigen Verfassung in der Fassung der Oktober-Novelle und di
e Staatsge- 

setze, StGBl Nr 208/1945 (Verwaltungsgerichtshofgesetz), Nr 209/1945 (Verfassungsger
ichts- 

hofgesetz) und Nr 210/1945 (Staatsrechnungshofgesetz). 

Siehe das Verfassungsgesetz, StGBl Nr 198 (’’Wahlgesetz”’) sowie Art V des 
2. Verfassungs- 

Überleitungsgesetzes 1945, StGBi Nr 232. 

Dies im Sinne des Art 4 Verfassungs-Überleitungsgesetz, StGBl Nr 4/1945, wonach 
die Vor- 

läufige Verfassung einstweilen an die Stelle der Bestimmungen des B-VG treten 

sollte, ”die infolge der Lahmlegung des parlamentarischen Lebens in Österreich s
eit 5. März 

1933, infolge der gewaltsamen Annexion Österreichs oder infolge der kriegerischen
 Ereignisse 

tatsächlich undurchführbar geworden sind”. 

Über die Befugnisse des Alliierten Rates gegenüber der österreichischen Geset
zgebung vgi die 

Hinweise bei ADAMOVICH, Verfassungsrecht 34 ff; SPANNER, Die Allierte Viermächte- 

kontrolle über Österreich, in: Untersuchungen zur Lösung der deutschen Frage (1952).



zu verändern, schärfstens zurückwiesen 144). Auch in dieser Hinsicht mußte 
die Provisorische Staatsregierung — entgegen ihrer ”Vorläufigen Verfassung” — 
die Eigenständigkeit der Länder und ihres lebendigen Heimat- und Landesbe- 
wußtseins als Grundlage der Erneuerung des österreichischen Staatswesens an- 
erkennen. So wurden insbesondere Burgenland und Vorarlberg wieder errich- 
tet 145), Oberösterreich trotz zweier Besatzungszonen als Landeseinheit auf- 
rechterhalten, die Eingliederung Osttirols an Kärnten rückgängig gemacht und 
die Rückgliederung der Wiener Randgemeinden an Niederösterreich gefor- 
dert 146). In dieser einmütig und unabhängig voneinander wiederhergestellten 
traditionellen räumlichen Gliederung der Länder zeigt sich deutlicher als in al- 
len juristischen Konstruktionen die wahre Kontinuität des österreichischen 
Bundesstaates, die in der geschichtsräumlichen Verbunden- 
heit seiner Länder und Landesbürger ihre Grundlage hat 
(Art 3 B-VG) 147), Auf dieser Grundlage wurde die Landesstaatsgewalt in der 
Verfassungsautonomie der Länder wiederhergestellt und in den bundesstaatli- 
chen Anerkennungsmechanismus der Länderkonferenzen des Jahres 1945 ein- 
gebracht. 

Als Ergebnis der Länderkonferenzen und ihrer einmütigen staatsrechtlichen und po- 
litischen Willenserklärungen der Zentralregierung und Länder kann man drei we- 
sentliche ”Staatsgründungsakte” des Bundesstaates Österreich festhalten: 
7.1. Die Provisorische Staatsregierung erließ die Verfassungsnovelle zur Vorläufigen 

Verfassung, StGBl Nr 196/1945, womit das bundesstaatliche System in der be- 

144) 

145) 

146) 

147) 

Besonders bemerkenswert war in diesem Zusammenhang die revolutionäre Neugründung des Burgenlandes, das (auch nach der Vorläufigen Verfassung) auf die Steiermark und Nieder- österreich aufgeteilt wär und auf’ Grund des einmütigen politischen Willens seiner Bevölkerung am 1. Oktober 1945 in seinen alten Grenzen wiederhergestellt war (Verfassungsgesctz, StGBl Nr 143/1945), Vgl dazu ALTENSTETTER, Föderalismus 24 und SINOWATZ, Das Werden 
eines Österreichischen Bundeslandes, in: Vierzig Jahre Burgenland, Festschrift aus Anlaß der vor vierzig Jahren erfolgten Heimkehr des Burgenlandes zu Österreich (Hg: Burgenländische 
Landesregierung o. J. 24 ff), 
Allerdings war Vorarlberg nie untergegangen. Das Ostmarkgesetz 1939, GBI £. Österreich Nr 500, hat wohl Vorarlberg nicht die Bezeichnung ”Reichsgau” zuerkannt, es aber als ”’Ver- 
waltungsbezirk und Selbstverwaltungskörperschaft” belassen ($ 1 Abs 2), da für später allen- falls eine Angliederung an den Reichsgau Schwaben beabsichtigt war. Nur wurde die Führung dieses Verwaltungsbezirkes und der Selbstverwaltungskörperschaft dem Reichsstatthalter für Tirol in Innsbruck übertragen. Vgl dazu den Erlaß des Reichsministeriums des Inneren zur 
Verwaltungsorganisation des Verwaltungsbezirks Vorarlberg, abgedruckt bei PFEIFER, Die 
Ostmark (1941) 552 ff. 
Infolge eines Einspruches des Allierten Rates konnte die Rückgliederung der Wiener Randge- 
meinden, die bereits am 26.7.1946 beschlossen wurde, erst im Jahre 1954 publiziert werden; vel BGBI Nr 110/1954, nö LGBI Nr 42/1 954, Wiener LGBI Nr 14/1954 und dazu PERNTHA- LER, Raumordnung und Verfassung I (1973) 63 ff. 
Siehe dazu PERNTHALER, ÖZÖR 1969, 361 ff (376 9. 
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reits tatsächlich vorhandenen Form rechtlic
h verankert wurde 148), Die not- 

wendigen Schritte zur Wiederherstellung des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der 

Fassung von 1929 wurden durch die Proviso
rische Staatsregierung gleichfalls 

gesetzt 149), 

72.Die Länder anerkannten die Autorität 
der Provisorischen Staatsregierung als 

Bundesorgan im Sinne der novellierten Vorläufigen Verfass
ung für ihr 

Gebiet und erhielten kraft Bundesverfassun
gsrecht die Stellung von Lan- 

desorganmen im Sinne der novellierten Vorläufigen Verfa
ssung 150). 

73.Die Alliierten Besatzungsmächte anerka
nnten dieses bundesstaatliche System, 

insbesondere die Stellung der Provisorischen Staatsregierung
, für alle Besat- 

zungszonen 151) und stimmten der Abhaltung fre
ier Wahlen (als Vorausset- 

zung für das Inkrafttreten der Bundesverfass
ung von 1920/1929) zu. 

Das Inkrafttreten des Bundes-Verfassungsgese
tzes in der Fassung von 1929 erfolgte 

schließlich in rechtlich nicht ganz eindeutig
er Form 152) durch das Zusammentre- 

ten des neugewählten Nationalrates am 19.X
II.1945, weil angenommen wurde, daß 

mit diesem Tage die Vorläufige Verfassung
 im Sinne des vom Alliierten Rat nicht 

148) 

149) 

150) 

151) 

152) 
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Durch die ”Oktobernovelle”, StGBl
 Nr 196, wurden - im wesentlichen

 entsprechend der Re- 

solution der provisorischen Tiroler L
andesversammlung vom 8.10.1945 (

Anm 121) - folgen- 

de Neuerungen im Staatsaufbau getroffen
: 

a) Teilung der Gesetz2ge bung ineine >Stantsgesetzgebung” durch d
ie Staatsregierung 

und eine ”Landesgesetzgebung” dur
ch die Landesregierungen nach der 

Kompetenzvertei- 

lung 1929 (mit Notkompetenz zugun
sten der Staatsgesetzgebung); 

b) Teilung der Verwa itung zwischen Staatsregierung und Landesr
egierung; 

c) Überleitung der bisherigen Staatsges
etze in Staals- oder Lanüespesetzc entsp

rechend der 

Kompetenzverteilung von 1929. 

Ab diesem Zeitpunkt kann man n
ach der bereinstimmenden Auffas

sung von Theorie und 

Staatspraxis nicht mehr von einer 
einheitsstaatlichen Organisation Öst

erreichs sprechen, die 

Bezeichnung ”Staatsregierung”, »S
taatsgesetz” usw wären daher rich

tiger Weise ebenfalls zu 

beseitigen gewesen. 

Vgl insbesondere das "Wahlgesetz”,
 StGBl Nr 198/1945 und das 2. Verf

assungs-Überleitungs- 

gesetz 1945, StGBl Nr 232, womit
 verfassungsrechtliche Anordnunge

n aus Anlaß des Zusam- 

mentrittes des Nationalrates und de
r Landtage getroffen wurden, 

Ganz eindeutig war dies auch nach dem 
Wortlaut der novellierten Verfassung von

 1945 nicht, 

weil gleichzeitig mit den bundesstaat
lichen Bestimmungen (siehe Anm 14

8) auch die einheits- 

staatlichen Grundsatzbestimmungen
 (insbesondere $$ 4, 7, 30) forme

ll weiterbeständen; so- 

weit ihnen nicht materie 11 durch die Einführung der Kompetenz
verteilung, Landesge- 

setzgebung und Landesvollziehung 
derogiert wurde, entfalteten sie wei

terhin keine rechtliche 

Wirkung. Dies galt insbesondere fü
r die Vorschriften über die Ernennu

ng und Verantwortlich- 

keitdes Landeshauptmannes ündder Landesregierung 
(8$ 30 und 31 

Vorläufige Verfassung). 

Memorandum des Alliierten Rates vom 
20.10.1945 über die Anerkennung der Pr

ovisorischen 

Staatsregierung für ganz Österreich; die Darstellung
 bei ADAMOVICH, Verfassungsrec

ht 32, 

ist insofern mißverständlich, als d
iese Anerkennung vor der Oktobernovelle 1945 gereiht 

wird, während sie in Wahrheit eine Folge der damit verbundenen Anerkennun
g der 

Staatsregierung durch die Länder war; s0 zutreffend ALTENSTETTER, Föd
eralismus 27. 

Siehe die Bedenken bei WALTER,
 Bundesverfassungsrecht 28: KOJA

, Verfassungsrecht 7.



genehmigten Verfassungs-Übergangsgesetzes 1945 (Art I) außer Kraft getreten sei 153). 
Richtiger Weise müßte davon das Inkrafttreten der Landesverfassun genin 
ihrer vollen Form abgehoben werden 154), weil man diesbezüglich offenbar nur auf den 
Zusammentritt des jeweiligen frei gewählten Landta ges abstellen kann 155). 
Völlig verfehlt ist dagegen die Auffassung, daß die Landesverfassungen am 19. De- 
zember 19435 deshalb voll wirksam geworden seien, weil mit diesem Tage das 
B-VG — und damit auchdie Landesverfäss ungen als ”Ausführungsgesetze” 
(oder ”formal und inhaltlich delegierte und determinierte” Ordnungen) — wieder voll in 
Kraft getreten seien 156). Dies ist normativ, historisch und staatstheoretisch unrichtig, 
weil weder das V-ÜG noch das B-VG Landesverfassungen in Kraft gesetzt haben oder 
auch nur in Kraft setzen konnten 157). Schon gar nicht kann dies für den 19.12.1945 
angenommen werden, wo de Landesverfassungen aller österrei- chischen Bundesländer bereitsvoll galten 158) und der Bund nicht einmal 

153) Vgl den Text dieses Gesetzes bei WERNER - KLECATSKY, Das österreichische Bundesver- fassungsrecht (1961) 811 ff; zum Inkrafttreten des B-VG und dem Außerkrafttreten der Vor- läufigen Verfassung siehe WERNER, Das Wiedererstehen Österreichs als Rech tsproblem, IBl 1946, 85 ff, 105 ff; DERSELBE, Vorläufige Verfassung — oder Bundesverfassung, ÖJZ 1946, 277 ff; VIGH Erk Sig 1765/1949: 1827/1949; 1871/1949; 1939/1950: 1979/1950; 2933/ 1955; 3007/1956 u. a, 
154) Die Landesverfassungen sind — ebenso wie Bundesverfassung — zwar vonder Lande Ss- staatsgewalt grundsätzlich im revolutionären Wege im Jahre 1945 nach dem Stande 

von 1933/1934 (Anm 214) wieder in Kraft gesetzt, gleichzeitig aber durch vorläufige Verfas- 
sungsanordnungen teilweise suspendiert worden (siehe III. & u. 5 dieser Untersuchung); dieser 
Rechtszustand wurde vom Bund nachträglich durch die Verfassungsnovelle StGBl Nr 196/ 
1945 ("Oktobernovelle”) z. T. sanktioniert, z. T. blieb er auch entgegen dieser Novelle weiter bestehen (2.B. Bestellung der Landesregierung). Die vollständige Wiederherstellung der Lan- desverfassungen erfolgte — entgegen dem Vorgehen im Bunde — überalldurch formelle Landesverfassun gsBesetze, welche die freigewählten Landtage erließen (vgl die folgende Anm). Mit dem vollen Inkrafttreten des B-VG am 19.XII.1945 wurde dieser Vorgang dabei nirgends zeitlich gekoppelt, 

155) Diesen Zeitpunkt hatte offenbar auch $ 22a der Vorläufigen Verfassung im Auge; ausdrück- lich darauf hatte schon das Wiener Verfassungs-Überleitungsgesetz, StGBI Nr 67/1945. abge- stellt (Art VT); er entspricht im übrigen auch voli dem Sinn des gesamten Verfassungsproviso- tiums von Bund und Ländern im Jahre 1945 und dem Vorgehen des Nationalrates bezüglich der Bundesverfassung. Vgl dazu die einschlägigen Landesverfassungsgesetze der österreichi- schen Länder, nämlich: Bur genland: LGBINr 1/1946 (13.12.1945); Karnten: LGBI Nr 1/1946 (10.12.1945); Salzbu rg: LGBINr 39/1945 (12.12.1945); Steier- mark: LGBINr 20/1946 (12.12.1945); Tirol: LGBINr 1/1946 (11.12.1945); Vorarlberg: LGBINr 1/1946 (11.12.1945). Die einschlägigen Gesetzesbeschlüsse von 
Niederö sterreich (30.10.1945) und Oberösterre ich (13.12.1945) konn- ten mangels Zustimmung des Alliierten Rates nicht veröffentlich werden, Im Sinne der Theo- 
rie des ”staatsrechtlichen Notstandes” ist auch hier auf den Zusammenttritt des ersten freige- 
wählten Landtages abzustellen. 

156) KOJA, Verfassungsrecht 9 ff (11); ADAMOVICH, Landesverfassungen und Landtagswahl- 
ordnungen? (1950). 

157) Siehe die Hinweise in den Anm 90 - 92 und PERNTHALER, ÖZÖR 1969, 361 ff. 
158) Siehe dazu die Hinweise in Anm 155, 
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die Absicht hatte, Landesverfassungen in Kr
aft zu setzen 159), geschweige denn eine 

solche Absicht angesichts des damals herrschen
den ”staatsrechtlichen Notstandes” 160) 

verwirklicht werden konnte. Richtig ist vielmehr umgekehrt, daß die Länder
 auch am 

19.12.1945 durch ihre Verfassungshoheit das rechtliche Inkrafttr
eten des bundes- 

staatlichen Systems mitbewirkten, indem s
ie sich ungeachtet des Fehlens irgendwelche

r 

Übergangsvorschriften kraft ihrer eigenen Ve
rfassungsakte wieder ab diesem Zeitpunkt 

voll der Bundesverfassung von 1920/1929 unte
rstellten ! N), 

Erst mit dem Zusammentiritt des letzten Land
tagesundder Wahl der Bundes- 

räte auf dieser Grundlage 162) ist daher das bund
esstaatliche System Österreichs 

nach der Bundes-Verfassung von 1920/1929 wi
eder voll rechtswirksam geworden. Einen 

formellen normativen Bundesakt (Bundesverfassungsgesetz) der Inkraftsetzung 

dieses bundesstaatlichen Systems hat es dag
egen — im Hinblick auf den erwähnten 

staatsrechtlichen Notstand - im Jahre 1 945 überhaupt nicht gege- 

b e n 163). Wie man auf dieser historischen Gr
undlage die Theorie der Delegation der 

Landesverfassungshoheit durch den Bundesve
rfassungsgesetzgeber — bezogen auf das 

Jahr 1945 — weiter vertreten kann, bleibt 
unerfindlich. 

— 

159) Im mehrfach erwähnten »Verfassun
gs-Übergangsgesetz 1945” (siehe A

nm 153) gibt es nicht 

einmal eine Ühergangsvorschrift für 
den Übergang der Landesgese tzgebung auf 

die freigewählten Landtage, geschwei
ge denn irgendeine Vorschrift über d

as Inkrafttreten der 

Landesverfassungen. 

160) Siehe VfGH Erk Sig 3007/1956; ERMA
CORA - KLECATSKY - RINGHOFER, ölz 195

7, 

589 f und die Hinweise in Anm 153. 

161) Selbst ADAMOVICH, Landesverfas
sungen — der auf den verfehiten Ze

itpunkt 19.12.1945 

(für Landesverfassungen) abstellt — 
muß zugestehen: ”Denn 0 hne Geltung der 

Landesverfassungen w
ären die Bestimmungen des B

undes- 

Verfassungsgesetzes unau
sführbar” (99,169). 

162) Über die Bedeutung des Rechtsaktes der
 ersten Wahl der Bundesräte für das Inkra

fttreten des 

bundesstaatlichen Systemes siehe die Aus
führungen unter II. 10 mit Anm 80 ff. 

163) Die föderalistische Konsequenz des »staat
srechtlichen Notstandes” des Jahres 1

945, wel- 

cher erneut de Länder zu Mitschöpfern der Bundes-Verfassun
gsordnung machte, wurde 

bis heute nirgends aufgedeckt. Der Verfass
er dankt in diesem Zusammenhang Herrn Un

iv.- 

Prof. Dr. H. KLECATSKY für seinen freundlich
en Hinweis. 
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IV 

Das staatsrechtliche Ergebnis 

Versucht man — im Sinne der eingangs dargelegten staatstheoretischen Vorausset- 
zungen — rückblickend von der effektiv gewordenen Staatsverfassung Österreichs 
die Staatsgründungsakte ausfindig zu machen, stößt man sowohl im Jahre 1918 als 
auch im Jahre 1945 auf eine eigentümliche Doppelgeleisigkeit: Die Gründung des 
Staates scheint in beiden Fällen in zwei verschiedenen Anläufen versucht worden 
zu sein, einem einheitsstaatlichen und einem bundesstaatlichen. 

1.1. Diese beiden Staatsgründungsvorgänge lassen sich für die ”erste” und ”zweite” 
Republik — wenn man sich in das durch diese Untersuchung neuerdings vorge- 
legte rechtliche und historische Material vertieft — sehr leicht nachweisen und 
wurden auch praktisch stets als solche empfunden 16%). Allerdings sind die 
einheitsstaatlichen Gründungsvorgänge bis jetzt viel klarer juri- 
stisch begründet gewesen, weil die Summe aller wissenschaftlichen Bemühun- 
gen und die gesamte Verwaltungs- und Gerichtspraxis des Bundes darauf ver- 
wendet wurde, sie logisch schlüssig und zwingend als Grundlage des geltenden 
Staatsrechtes darzustellen 165). Die Länder hatten weder in den Jahren 1918/ 
20 noch nach 1945 irgendwelche wissenschaftliche Untersuchungen oder auch 

164) 

165) 

50 wurde etwa aus Anlaß des dreißigsten Jahrestages der ersten Länderkonferenz von Bundes- 
präsident Dr. KIRCHSCHLÄGER die Bedeutung der Länderkonferenz als ”" Existenz- 
gsrundlage" derzweiten Republik hervorgehoben, Bundeskanzler Dr. KREISKY hob 
hervor, daß neben der Unabhängigkeitserklürung der provisorischen Staatsregierung die Erste 
Länderkonferenz der zweite Gründungsakt der österreichischen Republik war. Vgl 30 Jahre 
Erste Länderkonferenz (o. J.), Protokoll ohne Seitennumerierung; schon RENNER hatte in 
der Schlußansprache der Länderkonferenz 1945 von der Gründung der Republik durch den 
Zusammenschluß der Lünder gesprochen; vgl Sten, Prot. d. Plenatsitzungen der Ersten Län- 
derkonferenz, 35; auch von Nationalratspräsidenten BENYA wurde die Bedeutu ng der Länder 
für die Entstehung der Republik aus Anlaß des 60. Jahrestages der Gründung (12.11.1918) 
deutlich hervorgehoben, Theoretisch wurde die Doppeigeleisigkeit der Staatsgrindung am 
klarsten von KELSEN, ZÖR Bd. 1,98 ff (1 07) formuliert. 
Vgl als Beispiele neben sämtlichen Lehr- und Handbüchern des Verfassungsrechts etwa die 
grundlegenden Untersuchungen von WERNER, JB! 1946, 85 ff, 105 ff und ÖJZ 1946, 271 ff 
die Kommentierung der einschlägigen Staatsgesetze in Bd I-IV von KELSEN, Verlassungsge- 
setze; WERNER - KLECATSKY, Bundesverfassungsrecht; ADAMOVICH, Bundesverfassungs- 
gesetze u.v.a. Vgl aber BRAUNEDER - LACHMAYER, Verfassungsgeschichte 187 ff, der die 
originäre Entstehung der Länder und ihren Beitrag zur Entstehung der Republik stärker be- 
tont als die herrschende Lehre, ohne daran allerdings die hier entwickelten staatstheoretischen 
Konsequenzen zu knüpfen; siehe jüngst auch FRÖHLER - OBE RNDORFER - ZEHENTER, 
Rechtsprobleme grenzüberschreitender Planung (1977) 54 ff. 
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1.2. 

nur das dogmatische Rüstzeug zur Verfügung 166) u
m eine gleichwertige Alterna- 

tive zur glänzend formulierten und begründeten Fiktion der einheitsstaatli- 

chen Begründung Österreichs zu entwickeln. Ansätze 
dazu aus der praktischen Ver- 

fassungsdogmatik 167) wurden von der — hierin in un
trennbarem Verbund arbei- 

tenden — Zentralbürokratie, Verfessungsgetichtsbarke
it und Wissenschaft vom öf- 

fentlichen Recht sehr rasch unterdrückt 168), 

Die juristische Fiktion der einheitsstaatlichen Grü
ndung der Republik ist indessen 

nie Realität gewesen. Sie war eine Sackgasse des zentralstaatlich
en Absolut- 

heitsanspruches, die von der Zentralregierung selbst 
sehr bald verlassen wurde, weil 

sie erkannte, auf diese Weise weder Staatsgebiet, 
noch Staatsvolk, noch Staatsge- 

walt in Gesamtösterreich erlangen zu können 169)
, Die Zentralregierung schaltete 

also — unter Preisgabe des fehlgeschlagenen Versuch
es der Einheitsstaatsgründung — 

inder Wirklichkeit sehr rasch auf das bundesstaatliche Geleise um und
 

wurdezur Bundesstaatsgewalt neben Landesstaatsgewalten 170), Ja, 

166) 

167) 

168) 

169) 

170) 

50 

Es gab weder in der ”ersten”, noch in der ”zweite
n” Republik zur Zeit der Staatsgründung in 

den Ländern Wissenschaftler des Öffentlichen Rechts, die einen profiliert föderalistischen 

Standpunkt vertreten hätten oder auch nur in erf
olgreiche methodische Konkurrenz 

zur ”Wiener Schule” des öffentlichen Rechts — die
 streng zentralistisch argumentierte — tre- 

ten hätten können. So blieben etwa die — eher hist
orisch ausgerichteten — Bücher von GRA- 

NICHSTAEDTEN - CZERVA, Die staatsrechtliche Stellung Tirols (
1919) und Tirol und die 

Revolution (1920) ohne allen Einfluß auf die Bunde
sstaatstheorie und Verfassungsdogmatik. 

Dazu kam die stark zentralistischa Tradition des österreichischen öffentlichen Rechts 

und seiner Hochbürokratie aus der Monarchie, die v
on starker prägender Kraft für die Institu- 

tionen des neuen Staatsrechts war. 

Vor allem das Land Vorarlberg versuchte immer wieder
, einer föderalistischen Auslegung 

der staatsrechtlichen Begriffe des B-VG durch die Landesgesetzgebung, Anfechl
ungen vor 

dem Verfassungsgerichtshof u. ä. zum Durchbruch zu verhelfen, wurde dabei aber regel
mäßig 

vom Verfassungsgerichtshof in (zentralistische) Schranken verwiesen; vgl dazu 
als typische 

Beispiele VEGH Erk Sig 1939/1950 (bundesstaatliche Ausleg
ung des R-ÜG), 2455/1952 (Ab- 

schaffung der Landesbürgerschaft), 2721/1954 (Ru
ndfunkwesen), vom 13.10.1977, G 8/76 

(Sicherheitsgesetz). 

Der Verfassungsgerichtshof lehnte zwar jahrzehntelang 
jede Auseinandersetzung oder auch 

nur Bezugnahme auf theoretische Untersuchun
gen ausdrücklich ab, bediente sich indessen 

zur Begründung seiner Judikatur ausgiebig der For
mulierungen und Theorien von KELSEN, 

ADAMOVICH, WERNER, KLECATSKY, LOEBENSTEIN,
 RINGHOFER, ERMACORA und 

anderer, um zweifelhafte Auslegungen — wie etwa 
über das Inkrafttreten des B-VG im Jahre 

1945 und die damit verbundenen Rechtsüberleitu
ngsprobleme — zu stützen; vgl dazu die tref- 

fende Analyse von ERMACORA - KLECATSKY - RINGHO
FER, ÖJZ 1957, 589 f. 

Sowohl im Jahre 1918 als auch im Jahre 1945 war die "
Staatsregierung” auf die "Anerken- 

nung” durch die Länder bedacht, weil sie erkannte; d
aß ihre Autorität nur auf diese Weise für 

das gesamte in Anspruch genommene Staatsgebiet g
ewährleistet werden konnte; vel dazu die 

eingehenden Hinweise im II. und III. Teil dieser Unte
rsuchung. 

Diese Konsequenz nicht zu erkennen, ist der grundlegende Irrtum jeder einheitsstaatlich
en 

Deutung der Staatsgründung 1918/20 bzw 1945: In
 dem Augenblick, als die Zentralregierung 

eine selbständige Landesstaatsgewalt dazu zu bewe
gen versucht, sie selbst ”anzuerkennen”, 

hat sie ihren Anspruch als einzige und damit einh
eitsstaatliche verfassungsgeben- 

de Gewalt aufgegeben.



1.3. 

171) 

172) 

173} 

174) 

175) 

in Wahrheit wurde das bundesstaatliche Geleise der Staatsgründung sowohl im Jah- 
te 1918 als auch im Jahre 1945 von der Zentralgewalt von Anfan g an mit- 
benutzt und offenbar als reale Basis von Recht und Staat betrachtet. 

Anders ist es nicht erklärlich, daß der grundlegende Beschluß der Provisorischen 
Nationalversammlung vom 30.X.1918 bereits auf Grund einer ersten Län- 
derkonferenz gefaßt wurde 171) und daher in konsequenter Weise mit 
gleichlaufenden revolutionären Aktionen auf Landesebene zeitlich abgestimmt 
wurde 172), Am Tage der formellen Gründung der Repu- 
blik, nämlicham 12. November 191 8, nahm denn auch die Provi- 
sorische Nationalversammlung die Beitrittserklärungen der Länder an 173), womit 
in Wahrheitder Bundesstaat Österreich begründet wurde. Im Jahre 1945 
vollzog sich eine ähnliche Entwicklung — wieder auf Grund einer Länderkonfe- 
renz — zur Oktobernovelle der Vorläufigen Verfassung, womit diese zum ersten 
Mal gesamtösterreichische Bedeutung erlangte. Erst ab diesem Zeitpunkt kann man 
für das Jahr 1945 in Wahrheit von einer (Wieder-JBegründung der österreichischen 
Republik sprechen. 

Ist dies so, muß man aber auch vom wissenschaftlichen und rechtsdogmatischen 
Standpunkt die Fiktion der einheitsstaatlichen Gründung der Republik Österreich 
verlassen und als juristische Sackgasse, als fehl geschlagenen Versuch 
einer Staatsgründung von obenhererkennen 174). Alle Deutungen 
des normativen Materials von 1918/1920 bzw 1945, welche darauf hinauslaufen, 
Österreich sei — eine begrenzte Zeit hindurch —ein Ein heitsstaat gewe- 
sen, sind nicht nur irreal, weil Landesstaatsgewalt eben wirklich bestand, 
sondern auch theoretisch verfehlt, weil dem als Beweis herangezogenen Normen- 
material 175) zur Qualität als ”Recht” die Effektivität fehlte: Was eine 

STAUDINGER, in: JEDLICKA, Ende 62. 

Siehe die Zeittafel der ”Unabhängigkeitserklärungen” der Länder im Jahre 1918 im An- 
hang I dieser Untersuchung. 

"Beschluß der Provisorischen Nationalversammlung für Deutschösterreich vom 12. Novem- 
ber 1918, betreffend die feierliche Beitrittserklärung der Länder, Kreise und Gaue des Staats- 
gebietes”’, StGBI Nr 23; KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 68 u. 72. 
Teilweise anerkennt dies die herrschende Auffassung auch, indem sie davon spricht, daß sich 
die Staatsgewalt der Zentralregierung zunächst nicht durchsetzte (KELSEN, WALTER 
u. a.). Sie übersieht dabei meines Erachtens den grundlegenden kategorialen Unter- 
schied zwischen einer sich gegen Widerstände durchsetzenden einheitsstaatlichen Gewalt und 
einer im Kompromißwege mit Landesstaatsgewalten entstehenden Zentralgewalt 
eines bundesstaatlichen Systemes. Nur das letztere ist in Österreich verwirklicht worden. 
Vor allem der Beschluß der Provisorischen Nationalversammlung vom 30.10.1918 über die 
grundlegenden Einrichtungen der Staatsgewalt in Verbindung mit dem Gesetz über die Staats- 
und Regierungsform vom 12.11.1918, StGBl Nr 5 bzw die Unabhängigkeitserklärung, StGBl 
Nr 1, in Verbindung mit der Vorläufigen Verfassung, StGBI Nr 5. 
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176) 

177) 

178) 

179) 
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Hand voll Politiker mit Selbstermächtigung 176) zu dekretieren versuchte, war 

eben insoferne nicht die ”Verfassung” Österreichs, wenn es auch 
so im ’"Staatsge- 

setzblatt” verkündet wurde. In Geltung stand nämlich zu dieser Zeit eine an- 

dere ”Verfassung”, die in dieser Untersuchung als eine bundes
staatliche 

erwiesen wurde 177). Daher wird im folgenden die Gründung der Repu
blik als Bun- 

desstaat beschrieben und die Sackgasse des Einheitsstaates endgült
ig verlassen. 

Analysiert man das zentr alstaatliche Normenmaterial al 

Staatsgründungsakte des Bundes, so haben sie insgesamt einen doppelten Sinn: 
Sie 

sollen eine unmittelbare Zentralgewalt über dasgesamte Staats- 

gebiet begründen undeine Anerkennung der Landesstaat
sge- 

walt durch Schaffung eines rechtlichen Rahmens und rechtlich verbürgten Kom- 

petenzbereiches für dieselbe bewirken. 

Der grundlegende Irrtum aller zentralistischen Deutungen der Staatsgründung 

Österreichs liegt nun darin, daß siede Anerkennung der selbständigen 

Landesstaatsgewalt als integrierenden Bestandteil der Bundesstaatlichkeit 
mit einer 

juristicn ”Neubegründung ” dieser Landesstaatsgewalt als delegierte 

Kompetenz des Zentralstaates gleichsetzen 178), Eine solche Konstruktion ent- 

spricht aber gerade nicht dem historischen und rechtlichen Sinn der in di
eser Unter- 

suchung beschriebenen staatsrechtlichen Akte, die in den Jahren
 1918 - 1920 bzw 

1945 zur geltenden Bundesverfassung führten. Wenn nach diesen Untersuc
hungen 

klar wird, daß die Landesstaatsgewalt die Bundesstaatsgewalt anerkannt, ja 

mitbegründet hat und umgekehrt diese im ständigen Kompromiß mit be- 

reits vorgefundenen selbständigen Staatsgewalten der Länder erst Effektivität
 erlan- 

gen konnte, so kann doch keine vernünftige objektive oder gar subjektiv-h
istorische 

Auslegung der betreffenden Rechtsakte annehmen, daß die Landesstaatsg
ewalt da- 

mit ihren eigenen Untergang ”wollte” 179) und die Bundesstaats- 

gewalt dazu ermächtigt oder auch nur willens gewesen wäre. 

Ein solches Ergebnis müßte man aber annehmen, wenn man die Auffassung
 vertritt, 

die Landesstaatsgewalten seien durch das Inkrafttreten der Bundesverfas
sung von 

Dies liegt für die ”Vorstände der politischen Parteien Österreichs
”, welche die Unabhängig- 

keitserklärung erließen und die Provisorische Staatsregierung einsetzten, ohnedies auf der 

Hand, muß aber auch für die ehemaligen Reichstagsabgeordneten 
gelten (deren Mandat längst 

abgelaufen war), die sich zur ”Provisorischen Nationalversammlung für Deutsch
österreich” 

erklärten. 

Diese wirkliche Verfassung der Republik bestand allerdings nicht aus einem einh
eitli- 

chen formellen Gesetzgebungsakt, sondern aus einer Reihe incinan
der greifender Verfassungs- 

sätze, welche die verfassungsgebende Gewalt der Zentrale und der Landesstaatsgewalten 

nebeneinander begründeten und dabei von einer staatlichen Einhe
it der Republik ausgingen. 

Sie sind im einzelnen im Il. u. III. Abschnitt und unter Punkt 5 di
eses Abschnittes angeführt. 

Vgl statt aller KOJA, Verfassungsrecht 6 ff unter Bezugnahme 
auf KELSEN und MERKI. 

Dies wäre aber die Voraussetzung dafür, daß die Landess
taatsgewalt durch das B-VG im Jah- 

re 1920 oder am 19.12.1945 rechtlich hätte begrün
 det werden können.



ihr ”delegiert” und damit begründet worden 180), Widerspricht eine solche Unter- 
gangs- und (zentralstaatliche) Neubegründungsfiktion schon von vorneherein dem 
Sinn und Wortlaut der geltenden österreichischen Bundesverfassung 181), so wird 
sie vollends sinnwidrig, wenn man nach den vorstehenden Untersuchungen erkannt 
hat, daß die Landesstaatsgewalt derösterreichischen Bundesländer 
1918 und 1945 auf revolutionärem Wege selbständig entstanden ist und als solche 
die Bundesstaatlichkeit bis hin zur Effektivität der geltenden Bundesverfassung mit- 
DaEnDIEeT hat 182) und ständig weiter in ihrem Wesen als Bundesstaatlichkeit er- 
hät 183), 

Erst wenn man diese elementare Funktion der Landesstaatsgewalt im System der 
“österreichischen Bundesstaatlichkeit erkannt hat, gelangt man dazu, die ”Staats- 

150) 

181) 

182) 

183) 

184) 

gründungsakte der Bundesländer” überhaupt als solche zu be- 
greifen und in ihrer Funktion für die Bundesstaatsgründung richtig einzuordnen. 
"Staatsgründungsakte” der Länder sind dann jene Akte, welche ohne rechtliche Er- 
mächtigung zunächst provisorische und auf dieser Grundlage sodann endgültige 
Gliedstaatsgewalt auf Landesebene eingerichtet haben 184). Das Wesen der so ent- 
standenen Landesstaatsgewalt ist — spiegelbildlich zur Bundesstaatsgewalt — wie- 
derum ein doppeltes: Sie soll einerseits die Rechtsordnung und öffentliche Gewalt 
im Lande sichern und andererseits durch ihre ”Anerkennung” die Auto- 
rität des Bundesstaatsrechtes und ihrer Bundesstaatsgewalt ge- 
wähnleisten. 

Die zweite Funktion der Landesstaatsgewalt — und damit auch der Staatsgründungs- 
akte der Länder — wurde bis heute von der österreichischen Staatstheorie und 

Vor allem für das Jahr 1945 führt diese Auslegung zu ganz unlösbaren verfassungsrechtlichen 
Zweifelsfragen: Was geschah rechtlich mit den Landesverfassungen, die durchweg vor 
dem 19.12.1945 in Kraft getreten sind? Wenn sie "verfassungswidrig” wurden (KOJA, Ver- 
fassungsrecht 11), welcher Bestimmung des Bundesverfassungsrechtes widersprechen sie dann? 
Hätte das B-VG überhaupt ohne Mitwirkung der Länder am 19.12.1945 - angesichts des da- 
mals herrschenden "staatsrechtlichen Notstandes” —- in Kraft treten können? Woher nähme 
der Nationalrat die bundesverfassungsrechtliche Ermächtigung, durch seinen Zusam- 
mentritt die Landesverfassungen — und zwar entgegen den freigewählten Landtagen —- in 
Kraft zu setzen? usw. usw. 

Dazu siehe nur die Art 2, 3, 15 Abs 1 und 99 B-VG sowie PERNTHALER, ÖZÖR 1969, 
361 ft. 

Siehe dazu die Nachweise im II. und III. Teil dieser Untersuchung. 
Selbst ADAMOVICH, Landesverfassungen 99 u. 169, erkennt zutreffend: "Denn ohne 
Geltung der Landesverfassungen wären die Bestimmungen 
des Bundes-Verfassungsgesetzes unausführbar”. 
Das Wesen der Staatsgründungsakte der Länder liegt also 
a) inderr revolutionären Einsetzung von Staatsgewalt auf Grund des Selbstbe- 

stimmungstechtes; 
b) in der Bezogenheit aufdie Gliedstaatlichkeit der Länder. 
In beiden Hinsichten liegt das typische Bewußtsein einer "beschränkten Souveräni- 
tät” der Länder als selbständige staatliche Ordnungen innerhalb eines (werdenden) bundes- 
staatlichen Systemes zugrunde. 
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Rechtslehre völlig vernachlässigt 185), weil die 
— den Ländern von Anbeginn selbst- 

verständliche — Natur des Bundesstaates als fr
eiwillige Vereinigung bzw. wechsel- 

seitige ”Anerkennung” nicht rechtlich faßbar s
chien 186). 

Die vorliegende Untersuchung trachtet nun zu
 erweisen, daß es sich bei der Grün- 

dung des österreichischen Bundesstaates um ei
nen komplexen staatsrecht- 

lichen Vorgang handelt, dessen einzelne Schritte und Phasen 
rechtlich 

entweder von vorneherein aufeinander bezog
en sind 187) oder — im Zuge der 

Staatsgründung — rechtlich zueinander in Bezi
ehung gebracht wurden 188), Es han- 

delt sich dabei um kooperative Rechtsetzungsvo
rgänge 189), 

für die teils die eigene, teils die gegenbeteiligte
 Rechtsordnung, teils aber auch eine 

von beiden Seiten akzeptierte »Gesamtverfass
ung” den rechtlichen Grund und Mais- 

stab bildet 190) wobei der ”Maßstab” freili
ch — entsprechend der Natur der Part- 

ner als ”Staatsgewalt” und der kooperativen 
Rechtsgestaltung — häufig sich erst im 

Prozeß der Kooperation entwickelte 191), 

185) 

186) 

187) 

188) 

189) 

190) 

191) 
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Vgl dazu besonders typisch die Auslegung, di
e KOJA, Verfassungsrecht 38 ff, zu den Besti

m- 

mungen der Landesverfassungen über
 die Begründung der Bundesstaätsgewa

lt gibt. 

Siehe dazu die bezeichnend widersprüchlichen "Erläuterungen” KELSENS, Verfassun
gsge- 

setze 1, Teil, 72: "Unklar ist auch, wem bei
zutreten die Länder, Kreise und Gaue 

erklärten. 

Dem Staate? Dessen Bestandteil ware
n sie schon vor der Erklärung und un

abhängig von die- 

ser. ... Von sy mptomatischer Bedeutu
ng ist die dem Beschluß offenbar 

irgendwie zugrundeliegende Vorstellu
ng einer vertragsmäßigen Konstituier

ung des Staates. 

Insbesondere die Eigenexistenz der Lä
nder undde Tendenz € iner bundes- 

staatlichen Struktur macht sich hier geltend”. 

Insbesondere die Staatsgründungsakte 
der Länder im Jahre 1945 haben sich

 ausnahmslos auf 

die Bundesverfassung von 1920/1929 
bezogen; aber auch unabhängig davon

 ist jede Glied- 

staatsgründung intentional auf die (w
erdende) Bundesverfassung bezogen. 

Besonders typisch dafür ist die Oktobernovelle der Vorläufigen Ve
rfassung 1945 im Zusam- 

menhang mit der » Anerkennung” der Pro
visorischen Staatsregierung durch die Länd

er, siehe 

dazu die Ausführungen im III. Teil dieser
 Untersuchung. 

Damit ist auch ausgedrückt, daß die Gründüng
 eines Bundesstaates nach dem hier zug

runde- 

liegenden Verständnis eine besondere For
m der demokratischen Legitimation 

der Staatsgewalt (Volkssouveränität) ist, weil kooperative (vertragliche) Recht
setzung dem 

Selbstbestimmungsrecht näher steht als einseitig-zentrale "Delegation und Determination” 

der Länder durch den Bund. Andererseits e
rklärt sich daraus auch die Abneigung und 

Unfä- 

higkeit der in traditionell-hierarchischen Denkkategorien geschulten öffentlichrechtlichen 

Dogmatik gegenüber einem kooperativen Denkmode
ll der Bundesstaatsgründung, ÖHLIN- 

GER, Das Problem des verwaltungsrecht
lichen Vertrages (1974), hat an mehreren

 Stellen dar- 

auf hingewiesen, daß die kooperative Rechtset
zung demokratischer ist als die hierarchische. 

Die rechtliche Qualifikation der Staatsgründungs
akte ist daher viel differenzierter an ver- 

schiedenen rechtlichen Maßstäben — und nicht nur an ein
er fiktiven Einheitsstaatsver- 

fassung — zu messen, als dies die herrschende Lehre bisher getan
 hat; dagegen mit Recht: 

ERMACORA, Österreichische Verfassungsiehre (1970) 254 f; DERSELBE, Föderalismus 

40 ff. 

Darin liegt das Wesen der vertraglichen” R
echtsgestaltung (in einem weiteren Sinne ve

rstan- 

den) überhaupt und die Nähe der Bundess
taatsgründung zu völkerrechtlichen Gestalt

ungsvor- 

gängen, aber auch zu analogen Rechtsgesta
ltungen im Rahmen der Sozialpartner-Auto

nomie 

u.ä. Wie hier dem Sinne nach auch ERMA
CORA, Föderalismus 43 ff.



4. 

192) 

193) 

194) 

195) 

196) 

197) 

Die ”Staatsgründungsakte” der Länder sind nach den Ergebnissen der vorliegenden 
Untersuchung als de "historisch erste Verfassung” der 
Länder, alsde Begründung der verfassungsgebenden 
Gewalt der Gliedstaaten anzusprechen 192), 

Da diese verfassungsgebende Gewalt revolutionär entstanden und mit der Gründung 
des Bundesstaates — auf den sie ja von Anfang an intentional gerichtet war — nicht 
untergegangen ist, besteht eine staatsrechtliche — und nicht bloß eine politische — 
Kontinuität der Länder als Gliedstaaten Österreichs von den Staats- 
gründungsakten des Jahres 1918 bzw 1945 bis heu- 
te 193), 

Ebenso ist aber auch staatsrechtliche Kontinuität zwischen den Provisorischen Lan- 
desverfassungen dieser Gründungsperioden und den endgültigen Landesverfassungen 
anzunehmen, weil sich die Änderungen jeweils auf Grund von Verfahren und 
Rechtsakten nach der vorangehenden Verfassungslage vollzogen 194) und von den 
hierfür landesverfassungsrechtlich ermächtigten Organen — zuletzt den freige- 
wählten Landtagen - gesetzt wurden 195). Weder ein Akt des Bundes- 
verfassungsrechtes 196) noch gar ein solcher des Landesverfassungsrechtes war je 
darauf gerichtet, die selbständig entstandene Verfassungshoheit der Länder im Rah- 
men des bundesstaatlichen Systemes zu vernichten, sodaß die Landesstaats- 
gewalt kontinuierlich seit ihrer Begründung fortbe- 
steht 197). 

Über die konkrete Ausformung dieser Akte in der Staatswirklichkeit des Jahres 1918 hzw 
1945 siehe die Übersicht unter Punkt 5 dieses Abschnittes mit Anm 200 ff. 
Über den Begriff dr staatsrechtlichen Kontinuität, der hier zugrundeliegt, siehe 
ERMACORA, Staatsiehre 1107 ff; WALTER, Bundesverfassungsrecht 19 ff. 
Insbesondere wurden in den Jahren 1918 - 1920 von den Provisorischen Landesregierungen 
Wahlen zu den konstituierenden Landtagen ausgeschrieben und nach autonom erlassenen 
Wahlordnungen auch tatsächlich durchgeführt (siehe die Hinweise in den Anm 58 
und 59); die konstituierenden Landtage erließen z. T. Landesverfassungen, die wiederum nach 
8 31 ÜG 1920 in die Ordnung des B-VG übergeleitet wurden; im Jahre 1945 knüpfte die Ok- 
tobernovelle der Vorläufigen Verfassung (88 22a, 31 u. a.) und das Wahlgesetz ($$ 1, 4, 25 
u. a.) ganz klar an die geltenden provisorischen Landesverfassungen an und es erfolgten daher 
die Wahl und Einberufung der Landtage auf der Grundlage der provisorischen Landesverfas- 
sungen. 

Vgl insbesondere die Hinweise in den Anm 58 f sowie die Stichtage des Inkrafttretens der 
Landesverfassungen im Jahre 1945 (Anm 155). 

Insbesondere können weder Art 99 B-VG, noch gar $ 31 ÜG in diese Richtung gedeutet 
werden, da sie vom Bestand dergeltenden Landesverfassungen ausgingen (PERNTHA- 
LER, ÖZÖR 1969, 372) und das B-VG ohne geltende Landesverfassungen geradezu unan- 
wendbar gewesen wäre (siehe Anm 183). 

Aus diesem Grunde müßte in einem konsequenten System des Landesver- 
fassungsrechtes der jeweilige Staatsgründungsakt des Jahres 1918 bzw 1945 als 
Grundlage des geltenden Rechtes (ähnlich wie etwa die ”Proklamation” 
der Prov. Staatsregierung, StGBl Nr 1/1945) angeführt werden. 
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Von dieser "historisch ersten Landesverfassung” ist die ”historisch e
rste 

Bundesverfassung” 198) _ die nicht mit den vergeblichen V
ersuchen der 

fiktiven Einheitsstaatsverfassung verwechselt werden darf — ebenso mi
tgetragen wie 

von den Staatsgründungsakten des Bundes 199). Eine österreichische 
Bundesverfas- 

sung ist eben nur auf Grund des "Bei trittes der Länder” denkbar 

gewesen und verwirklicht worden. 

Als ”Staatsgründungsakte der Länder” im zuvor beschriebe- 

nen Sinne sind nach den Ergebnissen der vorliegenden Untersuchung anzus
prechen: 

5.1. Für das Jahr 1918 die ”Unab hängigkeitserklärungen” der 

Länder 200), die Einsetzung ”provisorischer Landesver- 

Sammlun gen” 201), die Erlassung provisorisch
er Landes- 

verfassungen 202) oder die sinngemäße Anwendung 
der Landesordnun- 

gen von 1861 unter revolutionärer Vereinigung der ehemaligen 
landesfürstli- 

chen und autonomen Verwaltung 203). In Vorarlberg kommt als weitere 

Schichte der ”Staatsgründung” die Loslösung aus dem Ver
band des ehemaligen 

Kronlandes Tirol dazu 204), 

Die "historisch erste Landesverfassung” umfaßt aber auch die Anerkennu
ng 

einer Bundesstaatsgewalt 05) unter sinngemäßer Anwendung der 

Kompetenzverteilung zwischen Monarchie und Kronländer 2
06), aber mit dem 

regelmäßigen Vorbehalt des »Selbstbestimmungsrechtes” 

198) 

199) 

200) 

201) 

202) 

203) 

204) 
205) 

206) 
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Als solche ist für 1918 der in Anm 173 angeführte Beschluß der 
Provisorischen Nationalver- 

sammlung vom 12.11.1918, StGBl Nr 23, für das Jahr 1945 die Ö
ktobernoveile zur Yorläu- 

figen Verfassung 1945, SIGBl Nr 196, anzusprechen. 
- 

Als solche sind für das Jahr 1918 der Beschluß der Provisorischen Nationalversam
mlung vom 

30.10.1918, StGBl Nr 1, für das Jahr 1945 die Proklamation der Provisorischen Staatsregie- 

rung, StGBINrl - beide in der durch das Inkrafttreten der je- 

weiligen Proyvisorischen Bundesverfassung abgeänderten 

Fassung — anzusprechen. 

Siehe dazu die Zeittafel der Gründungsakteim Anhang I dieser Untersuchung. 

Diese erfolgte in der Regel gemeinsam mit der Unabhängigkeitserklärung, 

wurde gelegentlich auch — wie im Falle Tirols — unabhängig davon konstituiert (12
. bzw 

21.12.1918). 

Siche diese abgedruckt bei KELSEN, Verfassungsgesetze 3, 
Teil, 181 ff. 

So vor allem in Tirol, Niederösterreich und Vorarlberg; siehe
 die Hinweise unter Anm 42 

sowie bei ERMACORA, Föderalismus 43, 

Siehe dazu die Ausführungen unter II, 5 dieser Untersuchung und d
en Anhang II. 

Dies kommt in den ”Unabhängigkeitserklärungen” — mehr oder weniger abgestuft — da- 

durch zum Ausdruck, daß man sich als "Land” oder "selbständige Provi
nz’ eines Österrei- 

chischen Staatswesens betrachtete; vgl dazu die Hinweise unter Il,
 6 mit Anm 48 ff, 

Bezeichnender Weise gab es gar keine eindeutige staatsgesetz liehe Grundlage 

für diese von Ländern übereinstimmend als geltend vorausgesetzie Kompetenzverteilung; 

siehe MERKL, in: KELSEN, Verfassungsgesetze 1. Teil, 107 £f.



der Länder undder Zustimmung zur endgültigen Ord- 
nung des Bundesstaates 207), 

5.2. 

207) 

208) 

209) 

210) 

211) 
212) 

213) 

Im Jahre 1945 ist die ”historisch erste Landesverfassung” der Länder der Akt der 

autonomen Wiederinkraftsetzung der demokratischen 

Landesverfassung 208) jm Sinne der Bundesverfassung 1920/1929 209), 

Dabei mußte überall eine At ”Provisorischer Verfassung” mit 

Regierungsgesetzgebung und teilweise auch einer treuhänderischen Besorgung der 

Bundesangelegenheiten vorgesehen werden 210). jm übrigen war die Landesstaats- 

gewalt zu dieser Zeit stark abhängig vonder Autorisierung der Be- 

satzungsmächte und konnte sich erst allmählich als österreichische Staats- 

gewalt überhaupt entfalten 211), Häufig sind daher im Jahre 1945 formelle Staats- 

gründungsakte der Länder nicht auffindbar, weil der ”staatsrechtliche Notstand” 

des Besatzungsregimes eine systematische staatsrechtliche Gesamtordnung gar nicht 

zuließ 212) und zu täglich neuen Kompromissen der Staatsführung zwang. Seit der 

Oktobernovelle 1945 waren die historisch ersten Landesverfassungen auch auf die 

Anerkennung der Staatsregierung und ihrer ”Vorläufigen Verfassung” als Bundes- 

staatsverfassung gerichtet 213), 

Siehe die Texte der ”Unabhängigkeitserklärungen” bei KELSEN, Verfassungsgesetze 3. Teil 

181 ff. 

Siehe die Hinweise unter II, 3, 4 und 5 dieser Untersuchung. 

Der politische Wille der Länder zur Rückkehr zum bundesstaatlichen System des B-VG konn- 

te rechtlich allerdings erst durch die Oktobernovelle 1945 realisiert werden; bis dahin sind 

die provisorischen Landesverfassungen insofern als ”Verfassungen von Staatsfragmenten” an- 

zusprechen — was auch im Lichte des zeitgenössischen Besatzungsregimes eine zutreffende 

Qualifikation sein dürfte. . 

Vgl etwa $ 6 der Verordnung über die vorläufige Ausübung der öffentlichen Gewalt im Lande 

Vorarlberg LABi Nr 2/1945, oder die Einrichtung ds ”Staatskommissärs für 

die unmittelbaren Bundesangelegenheiten” inTirol (Anm 118) 

bzw die ”Kundmachungen des Landeshauptmannes von Tirol über die Aufhebung von Rechts- 

vorschriften des Deutschen Reiches (Anm 123 f) oder als "Treuhänder der Bundesregierung’ 
(Anm 122). 

Vgl die Hinweise in Anm 98 ff, 115 ff, 122, 132 u.a. 

So waren etwa in den westlichen Bundesländern anfangs die Politischen Parteien — auf deren 

Existenz die ”Vorläufige Verfassung” aufgebaut war — gar nicht anerkannt, es existierten 

keine ordnungsgemäßen Kundmachungsorgane (Burgenland bis 1949!), die Landesverfassun- 

gen von Niederösterreich und Oberösterreich durften nicht kundgemacht werden (ADAMO- 

VICH, Landesverfassungsgesetze 1, 98, 169) u. v.a. 

Siehe die Ausführungen unter IH, 6 dieser Untersuchung. 
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Nach Abhaltung freier Landtagswahlen haben alle Bundesländer ihre demokra
tischen 

Landesverfassungen nach dem Stande 1933/34 214) autonom - mit Stichtag des 

ersten Zusammentretens des Landtages — wieder in Kraft gesetzt oder jedenfa
lls voll 

angewendet 215) und sind kraft eigenen Entschlusses dem staatsrechtlichen Zust
and 

des vollen Inkrafttretens der Bundesverfassung mit 19.12.1945 beigetreten 216)
. Auch 

dies war nur unter der Annahme ihrer staatsrechtlichen Kontinuität als auto
nom neube- 

gründete Gliedstaaten der Republik denkbar 217), 

214) Die Landesverfassung von Salzburg wurde in der Fassung vom 19. Jänner 1934, 

LGBI Nr 31 wieder in Kraft gesetzt (LGBl Nr 39/1946) - ein schl
agender Beweis gegen die 

These, daß das Landesverfassungsrecht durch das V-ÜG 1945 (Stichtag 5. März
 1933) in Kraft 

gesetzt worden sei. 

215) Siehe die Stichtage des Inkrafttretens der einzelnen Landesverfassungen in An
m 155. 

216) Siehe dazu die Ausführungen über den ”staatsrechtlichen Notstand’” des Ja
hres 1945 unter 

III, 8 dieser Untersuchung. 

217) Das deshalb, weil kein Akt des Bundesverfassungsgesetzgebers im Jahre 
1945 die (demokra- 

tisch konstituierten) Ländesstaatsgewalten als solche eingerichtet hat oder auch nur einrich- 

ten konnte (Anm 159 ff), sondern umgekehrt diese die Effektivität der Bundesverfassung 

1920/1929 durch ihre Konstituierung erst herstellen mußten (Anm 163 und 18
3). 
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Zeittafel 

der Staatsgründungsakte des BUNDES (Zentralgewalt) und der LÄNDER 
in Österreich 

BUND (Zentralgewalt) LÄNDER 
[Kaiserliches Manifest] 16.10. [Kaiserliches Manifest] 
Konstituierung der ”Provisori- 21.10. 
schen Nationalversamm- 
lung für Deutschösterreich” 

22.10. 1. Länderkonferenz der Länder Nieder- 
österreich, Oberösterreich, Steiermark, 
Tirol, Salzburg, Kärnten und Vorarlberg 
in Wien 

26.10. Konstituierung der Landesversammlung 
von Tirol; Einsetzung des Tiroler Natio- 
nalrates 

Beschluß über die grundlegenden Ein- 30.10. 
richtungen der Staatsgewalt, StGBl 
Nri 

1.11. Tirol: Konstituierung des Nationalrates 

3.11. Konstituierung der Vorarlberger Landes- 
versammlung, Auflösung der Verwaltungs- 
einheit mit Tirol, Beitrittserklärung 

6.11. Steiermark: Konstituierung der Steiermär- 
kischen Landesversammlung 
Beitrittserklärung, Provisorische Landes- 
verfassung 

7.11. Salzburg: Konstituierung der Salzburger 
Landesversammlung 

Beitrittserklärung, Provisorische Landes- 
verfassung 

11.11. Kärnten: Konstituierung der Kärntner 
Landesversammlung 

Beitrittserklärung, Provisorische Landes- 
versammlung 

G über die Staats- und Regierungsform, 12.11. 
StGBINr5 
Beschluß über die feierliche Beitritts- 
erklärung der Länder, Kreise und Gaue, 
StGBi Nr 23 

G betreffend die Übernahme der 14.11. 
Staatsgewalt in den Ländern, StGBl 
Nr 24 

18.11. Oberösterreich: 1. Sitzung der Provisori- 
schen Landesversammlung 

Beitrittserklärung 
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Einberufung der konstituierenden 

Nationalversammlung 

G über die Volksvertretung, StGBl 

Nr 179; Art 12: Anerkennung der 

Landesgesetzgebung und Landesord- 

nungen (formelle Einführung des 

Bundesstaates) 

Bundes-Verfassungsgesetz und 

Übergangsgesetz (8 31) 

6.12. 

12.12. 

21.12. 

Dezember 1918 

bis Feber 1919 

März bis 

Juni 1919 

14.3.1919 

15.-17.2. 1 

20. - 23.4. 

1.10.1920 

25.11. 

November/ 

Dezember 

1920 

920 

Steiermark: Landesordnung für das Land 

Steiermark 

Tirol: Beschluß des Nationalrates über die 

Konstituierung der Landesversammlung 

Tirol: Konstituierende Sitzung der Tir
oler 

Landesversammlung 

Einberufung verfassungsgebender Landta- 

ge (Erlassung verfassungsändernder Land- 

tagswahlordnungen) 

Vorarlberg: G über de Verfassung 

des Landes Vorarlberg,LGBl 

Nr 22/1919 

Länderkonferenz Salzburg 

Länderkonferenz Linz 

Salzburg: G v. 25.11.1 920, LGBI Nr 168, 

über den Beitritt zum Bundesstaat 

Entsendung der Mitglieder des Bundesrates 

durch Landtage (”Anerkennung der Bun-
 

desverfassung””) 

Unabhängigkeitserklärung, StGBI Nr 1 

Verfassungs-Überleitungsgesetz, StGBl 

Nr 4; Vorläufige Verfassung, StGBI Nr 5
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27.4.1945 

1.5. 

3.5. 

23.5. 

24.5. 

Selbständige Befreiung Tirols durch die 

Widerstandsbewegung 

Übernahme der Staatsgewalt durch den 

Exekutivausschuß der Widerstandsbewe- 

gung 

Ernennung Dr. Karl Gruber zum proVv. 

Landeshauptmann von Tirol 

Einrichtung des Landesausschusses für 

Vorarlberg; Verordnung über die vorläu- 

fige Ausübung der Staatsgewalt in Voraı
l- 

berg, LABI Nr 2/1945



10.7. Konstituierung der provisorischen Landes- 
versammlung von Tirol (= Pfrovisorischer 
Tiroler Landtag) 
Bildung der Tiroler Landesregierung 

24. - 26.9. Länderkonferenz in Wien 
Oktobernovelle zur Vorläufigen Ver- 12.10.1945 
fassung (Einführung des Bundesstaates) 

Wahl des Nationalrates 25.11.1945 Wahl der Landtage 

10.12.-13.12. volles Inkrafttreten der Landesverfassung 
1945 

volles Inkrafttreten d. Bundesverfassung 19.12.1945 
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Anhang II 

Staatsgründungsakte der Bundesländer Tirol und Vorarlberg 

A. Tirol 

1. Konstituierung der "Tiroler Landesnationalversamm- 

lung” vom 26.10.1918 

I. 

Antrag Dr. Mayr: ”Die heute hier tagenden deutschtirolischen Landtags- und 

Reichsratsabgeordneten erklären sich als die Tiroler Nationalversammlung.” 

Wird einstimmig angenommen. 

II 

Landeshauptmann Josef Schraffl wird zum Vorsitzenden der Tiroler Natio- 

nalversammlung gewählt. Die Abgeordneten Greil und Dr. v. Wackemell werden als 

dessen Stellvertreter gewählt. 

IH. 

Antrag Dr. Mayr: ”Es ist ein Vollzugsausschuß der Tiroler Nationalversammlung 

mit dem Titel ”Tiroler Nationalrat” einzusetzen, welcher außer den dermaligen aktiv 

tätigen sieben Landesausschußmitgliedern (Landeshauptmann und sechs Landesaus- 

schußmitglieder) aus 13 Mitgliedern zu bestehen hat, von welchen je drei auf die christ- 

lichsoziale, konservative und sozialdemokratische Partei und vier Mitglieder auf die 

deutschnationale Partei entfallen. Gesamtmitgliederzahl daher zwanzig.” 

Wird angenommen. 

IV. 

Antrag Dr. Winkler: ”Die Parteien werden aufgefordert, binnen einer Frist von fünf 

Tagen ihre Vertreter zu wählen und dem Obmanne bekanntzugeben, womit sie dann 

ohne weiteres als Mitglieder des Nationalrates zu gelten haben. Jedes Mitglied des Tiroler 

Nationalrates ist befugt, sich selbst fallweise einen Vertreter zu bestimmen. Die Landes- 

ausschußmitglieder können sich im Falle ihrer eigenen Verhinderung und der Verhinde- 

rung ihres legalen Vertreters im Nationalrate durch eine andere, von ihnen bestimmte 

Persönlichkeit vertreten lassen.” 

Wird angenommen.



1a.Konstituierung des Tiroler Nationalrates 

(Tiroler Nationalversammlung, Sitzung vom 1. November 1918) 

I. 

Es wird beschlossen, Vertreter der Presse zu den Sitzungen des Tiroler National- 

rates einzuladen. j 

Für einzelne Beschlüsse soll gegebenenfalls vertrauliche Behandlung beschlossen 

werden. 

II. 

Der Nationalrat setzt sich zusammen aus: 

1. Sieben Herren vom Landesausschusse: (Landeshauptmann Schraffl, Dr. Kap- 

ferer, Dr. Corradini, Dr. Stumpf, Dr. Schöpfer, Dr. Winkler und Dr. Freiherr v. Stern- 

bach); 

2. sechs Herren von der Volkspartei (Abgeordneter Dr. Mayr, Malferteiner, Dr. v. 

Wackernell, Dr. Schumacher, Menz, Bauhofer, der an Stelle des resignierten Abg. Frick 

von der Partei berufen wird); 

3. vier Deutschnationale (Dr. v. Hörmann, Dr. Lantschner, Dr. Forcher-Mayr, 

Dr. v. Walther); 

4. drei Herren von der Sozialdemokratischen Partei (Abgeordneter Abram, Stell- 

vertreter Dr. Gruener, Holzhammer, Stellvertreter Ertl, Rapoldi, Stellvertreter Schei- 

bein). 

Jedes Mitglied des Tiroler Nationalrates hat das Recht. jeweils für sich einen Stell- 

vertreter zu bestimmen. 

IN. 

Antrag Dr. v. Hörmann — Forcher-Mayr: ”Es ist vorbehaltlich der Genehmigung 

der Nationalversammlung Prof. Dr. Archangelus Lardschneider in Innsbruck als 21. Mit- 

glied in den Nationalrat zu berufen.” 

Wird angenommen. 

IV. 

Die Konstituierung des Tiroler Nationalrates wird vollzogen. 

Zu Vorsitzenden werden gewählt: 

Erster Vorsitzender: Schraffl, Stellvertreter: Wackernell; 

zweiter Vorsitzender: Sternbach, Stellvertreter Hörmann; 

dritter Vorsitzender: Holzhammer. 

Zu Schriftführern werden gewählt: Bauhofer, Rapoldi, Dr. Forcher-Mayr. 
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2. Kundmachung des Tiroler Nationalrates (Unabhän- 
gigkeitserklärung) vom 1.11.1918 (aus: GRANICHSTAEDTEN- 
CZERVA, Tirol und die Revolution 1920,15 f) 

Kundmachung 

”Der Tiroler Nationalrat hat am 1. November 1918 die gesamte Zivil- und Militär- 
gewalt Deutschtirols als Vollzugsorgan des deutschösterreichischen Staatsrates übernom- 
men. Bis zur neuen endgiltigen Verwaltungsorganisation haben die bisherigen zivilen 
und militärischen Behörden und Kommanden in ihren dermaligen Befugnissen und Be- 
fehlsgewalten zu bleiben. Sie üben diese jedoch von nun an über Weisung des Tiroler 
Nationalrates und als dessen Beauftragte aus, dem sie unterstehen und verantwortlich 
sind. Ihre amtliche Tätigkeit hat sich vorläufig im Rahmen der in Kraft belassenen Ge- 
setze und Verordnungen zu vollziehen. 

Die Abnahme des Gelöbnisses an den deutschösterreichischen Staat wird heute 
Nachmittag von allen Offizieren, Militärgagisten und Mannschaften erfolgen, welche 
sich für die Zugehörigkeit zum deutschösterreichischen Staate bekennen.” 

Des weiteren fusionierte am 2. November 1918 der Tiroler Nationalrat die auto- 
nome Landesverwaltung mit der Tiroler Statthalterei, der Präsident des Tiroler Natio- 
nalrates vereinigte die Würde und Macht des Landeshauptmannes und Statthalters in 
einer Person. Der Tiroler Nationalrat übernahm die Verwaltung (Statthalterei und Be- 
zirkshauptmannschaften), die Justiz (Oberlandes- und Kreisgerichte), Finanz (Landes- 
und Bezirksdirektion), Militär (Volks-, Bürger- und Stadtwehr), Unterricht (Universi- 
tät, Mittel- und Volksschulen), Verkehrswesen (Post- und Bahnverkehr) und Ackerbau 
(Forst- und Landwirtschaft). Die einzelnen Ressorts wurden an verschiedene National- 
räte aufgeteilt. Damit war die ganze Regierungs- (Militär- und Zivil-) Gewalt in den 
Händen des Nationalrates. 
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3. Entschließung des Tiroler Nation
alrates vom 25.11. 

1918 über das Verhältnis zur Zentralregierung in 

Wien (aus: Protokoll des Tiroler Nationalrates über die Sitzu
ng vom 25.11.1918 

nachmittags) 

®Angesichts der Auffassung, von welcher d
ie d.ö. Regierung in Wien gegenüber der 

staatsrechtlichen Stellung der einzelnen Lände
r ausgeht, fühlt sich der Tiroler National- 

rat, der sich seinerzeit von der endgiltigen V
ertretung des Tirolervolkes zu verantwor- 

ten haben wird, zu folgender grundsätzlicher S
tellungnahme verpflichtet: 

Wie der Tiroler’Nationalrat selbst, so ist auch 
die d.z. Regierung in Wien nur dazu 

berufen, den Uebergang von den alten Verhält
nissen zur neuen Ordnung durchzuführen. 

Ihre Gesetze und Verfügungen haben daher blo
ss vorläufigen Charakter und es kann nur 

Sache der auf Grund des allgemeinen, 
gleichen, direkten 

und geheimen Verhältniswahlrechtes ohne Unterschied des Ge- 

schlechtes neu zu wählenden endgiltigen Volksv
ertretungen sein, dauernde Einrichtun- 

gen, besonders auf dem Gebiete des Verfassung
srechtes für Staat und Länder zu schaf- 

fen. 

Der Tiroler Nationalrat hat sich für die republikani
sche Staatsform und den An- 

schluss an die d.ö. Republik vorbehaltlich der en
dgiltigen Regelung der staaisrechtlichen 

Gestaltung des Landes durch die erst auf Grund de
s allgemeinen, gleichen, direkten und 

geheimen Verhältniswahlrechtes ohne Unterschied des Geschlechtes zu wählenden 

Volksvertretung ausgesprochen. Bis dahin führ
t der Tiroler Nationalrat unter Aufrecht- 

erhaltung der Autonomie des Landes die Verwal
tung.” 
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4. a) Provisorische Anwendung des Staatsgesetzes vom 
14. 11.1918, StGBINr24 (Übernahme der Staatsgewalt in 
den Ländern) 

”Das Gesetz vom 14. November 1918, Staatsgesetzblatt No. 24, hat als ein Provisorium 
einstweilen für Tirol Anwendung zu finden und ist ehestens durchzuführen”. 

b) Errichtung und Einberufung einer ”Landesver- sammlung” sowie Einrichtung einer ”Landesre- 
gierung” 
(beides aus: Protokoll des Tiroler Nationalrates vom 12. Dezember 1918) 

”1. Es wird eine Landesversammlung aus 40 Mitgliedern im Wege der Parteinominierung 

[S
S}
 

gebildet. Von diesen 40 Mitgliedern entfallen 
auf die Tiroler Volkspartei 22 Mitglieder 
auf die Deutschfreiheitlichen 10 ” 
und auf die Sozialdemokraten 8 ” 
Summe: 

40 Mitglieder 
Für jeden dieser 40 Mitglieder ist von den betreffenden Parteien ein Ersatzmann zu 
ernennen. 

Der Ersatzmann ist jedoch kein Vertreter eines bestimmten Mitgliedes, sondern Er- 
satzmann des fehlenden Mitgliedes der Partei. Zu diesem Zwecke sind die Ersatz- 
männer mit den Nummern 1 bis zur erschöpfenden Zahl der Mitglieder der Partei 
zu bezeichnen und in der Weise heranzuziehen, daß die niedrige Nummer zum Eır- 
satze zuerst einberufen wird. 

Für den Fall des Ausscheidens von Mitgliedern der Landesversammlung tritt der 1., 
2.,3., usw. Ersatzmann der betreffenden Partei ein. 

Die Ersatzmänner der Mitglieder der Landesversammlung haben dieselben Rechte 
während der Sitzung, der sie beiwohnen, wie die wirklichen Mitglieder derselben. 
Die neue Landesregierung besteht aus dem Landeshauptmann und 3 Stellvertretern, 
die durch die Landesversammlung zu wählen sind. Die Landesregierung übernimmt 
alle Amtsgeschäfte des Landes. 

In der Landesregierung wird die Stelle des Landeshauptmannes und des 3. Stellver- 
treters des Landeshauptmannes der gegenwärtig stärksten Partei des Landes, der 
Tiroler Volkspartei, überlassen. Der 1. Stellvertreter des Landeshauptmannes ist aus 
der Partei der Deutschfreiheitlichen, der 2. Stellvertreter aus der Partei der Sozial- 
demokraten zu nehmen. 

Der Landesrat besteht aus der Landesregierung und 6 von der Landesversammlung 
gewählten Mitgliedern. 
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Für jedes dieser 6 Mitglieder ist ein Ersatzmann zu wählen. Nach der Vereinb
arung 

der Partei entfallen von diesen 6 Mitgliedern und Ersatzmännern des L
andesrates 

4 auf die Tiroler Volkspartei und je ein Mitglied auf die Deutschfreiheitliche
n und 

die Sozialdemokraten. 

Der Vorsitzende der Landesversammlung, des Landesrates und der La
ndesregierung 

nimmt an der Abstimmung teil; im Falle der Stimmengleichhe
it gibt seine Stimme 

den Ausschlag.” 

Die Landesversammlung wird vom gegenwärtigen Präsident
en des Nationalrates ein- 

berufen, zum Zwecke der Konstituierung. 

Für die Beratungen der Landesversammlung findet die Geschä
ftsordnung des Land- 

tages, für jene des Landesrates des Landesausschusses sinngemäs
se Anwendung. 

Die konstituierende Sitzung der Landesversammlung ist nac
h Mitteilung der Mit- 

glieder der einzelnen Parteien an den Vorsitzenden ehestens ei
nzuberufen und zwar 

bis spätestens 19. Dezember 1918.



Entschließung des Tiroler Landtages vom 27.9.1919 
über die staatsrechtliche Stellung Tirols in seinen 
Beziehungen zur Republik Österreich 
(aus: Sten. Ber. des verfassungsgebenden Tiroler Landtages, 18. Sitzung, 428) 

Der Tiroler Landtag stellt fest, daß die Staatsverfassung der Republik Österreich 
(Republik der Deutschen Alpenlande) nur auf föderativer Grundlage und darum 
nicht ohne Zustimmung der Länder und deren hiefür erforderliche Einigung auf 
das Verfassungsstatut aufgerichtet werden kann und begrüßt daher die Bestrebun- 
gen der gegenwärtigen Staatsregierung, die auf Schaffung eines dem Muster der 
Schweizer Eidgenossenschaft nachgebildeten Bundesstaates abzielen, wahrt aber 
dem Lande das Recht der endgiltigen Entscheidung über die Annahme des Verfas- 
sungsentwurfes, 

Da diese Einigung am sichersten dadurch erzielt wird, daß die Länder von Anfang 
an an den Vorarbeiten teilnehmen und ihre eigene Auffassung kundgeben. wird 
der Landesrat beauftragt, die anderen Landesräte der österreichischen Republik 
zur gemeinsamen Mitarbeit und hiefür zur Einsetzung eines eigenen Länderkomi- 
tees einzuladen, das in steter Fühlungnahme mit den Ländem einerseits und der 
Staatsregierung andererseits an den Entwürfen der Bundesverfassung und der an- 
deren damit zusammenhängenden Grundgesetze mitzuarbeiten hat. 

Der Verfassungsausschuß wird beauftragt, mit tunlichster Beschleunigung die 
Grundzüge einer Bundesverfassung auszuarbeiten, die vom Landesrat den anderen 
Landesräten und dem Länderkomitee sowie der Regierung als Beitrag zu den Vor- 
arbeiten zu überreichen sind. 

Der Tiroler Landtag verlangt, daß der Entwurf der Bundesverfassung angemessene 
Zeit vor Einbringung in die Nationalversammlung dem Tiroler Landesrate zur Stel- 
lungnahme mitgeteilt werde. 

Der Tiroler Landtag beauftragt den Verfassungsausschuß nach Einlangen des Ent- 
wurfes der Bundesverfassung und unter Berücksichtigung der daran vorgeschlagenen 
Aenderungen den Entwurf einer Landesverfassung vorzubereiten. 

Der Landesrat hat sogleich beim Wiederzusammentritt des Landtages über den 
Gang und Stand der Vorarbeiten und über die Beteiligung des Landes an denselben 
Bericht zu erstatten. 

Sollten die Verhältnisse das Eingreifen des Landtages angezeigt erscheinen lassen, 
ist dieser zu einer außerordentlichen Tagung einzuberufen. 
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6. Entschließung des verfassungsgebenden Tiroler Lan
d- 

tages vom 25.11.1920 betreffend Wahrung des Selbst- 

bestimmungsrechtes und Anerkennung der Bunde
s- 

verfassung 

(aus: Sten. Ber. des verfassungsgebenden Tiroler Landtages, 52. Sitzung 1374) 

»Der verfassungsgebende Landtag, der in seinem Beschlusse vom 27. Septembe
r 1919 

dem Lande Tirol ausdrücklich das Recht der endgültigen Entscheidung über
 die Annah- 

me der Bundesverfassung gewahrt und demgemäß auch verlangt hat, daß d
er Entwurf 

der Bundesverfassung eine angemessene Zeit vor der Einbringung in der N
ationalver- 

sammlung dem Tiroler Landesrate zur Stellungnahme mitgeteilt werde, erbl
ickt in dem 

vollständigen Uebergehen dieser Forderungen durch die Staatsregierung eine 
Verletzung 

der dem Lande kraft seines nach dem Umsturze wied
er- 

erlangten freien Selbstbestimmungsrechtes und dem Landta- 

ge auf Grund der geltenden Landesordnung zustehenden Rechte. Nur unter
 ausdrückli- 

cher Wahrung dieser Rechte nimmt er die Wahl in den Bundesrat und die wei
tern Schrit- 

te vor, die ihm in Durchführung des Bundesverfassungsgesetzes vom 1. Okt
ober 1920 

der Landesvertretung obliegen.” 
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7. Bildung des Exekutivausschusses der Österreichi- 
schen Widerstandsbewegung in Tirol am 2. und 3. 
Mai 1945 

(aus: Kampf um Tirol 1945, Hg.R. Mackowitz, 48 f) 

"Während in den ersten Maitagen dem äußeren Anscheine nach ausschließlich die 
militärischen Aktionen das Bild der Widerstandsbewegung beherrschten, war jedoch 
auch auf politischem Gebiete unter der Leitung Dr. Grubers eine teg- 
same Tätigkeit entfaltet worden, die auf den engsten Zusammenschluß aller Kräfte in- 
nerhalb der Widerstandsgruppen für die Aufgaben nach der Befreiung abzielte. So ver- 
sammelten sich Ende April um Dr. Gruber Professor Gam per, Professor 
March, Zechner, Ing. von Hradetzky und Würthle (Muigg 
und Weißgatterer waren auswärts) gewissermaßen zueiner ersten ”in- 
ternen Regierungssitzung”, in der alle sich nach der 
Befreiung Österreichs eröffnenden vordringlichen Pro- 
bleme für die Führung der Regierungsgeschäfte erör- 
tert wurden. Kurze Zeit darauf ist in einer gemeinsamen Besprechung der Zu- 
sammenschluß mit dem ”Siebener-Ausschuß” der Gruppe O 5 unter Führung von Uni- 
versitätsprofessor Reut-Nicolussi, der.bereits im alliierten Hauptquartier 
Caserta anläßlich der Übergabe des Luftlandeplanes akkreditiert wurde, zur Wirklich- 
keit geworden. Daraus aber bildete sich dannder Exekutivausschu ß der 
Österreichischen Wide tstandsbewegung inTirol, der sich aus 
folgenden Persönlichkeiten zusammensetzt: 

Vorsitzender: Dr.-Ing. Gruber 

Professor Dr. Gamper (Innsbruck) 

Oberstaatsanwalt Dr. Grünewald (Innsbruck) 
Rechtsanwalt Dr. Höflinger (Innsbruck) 
Dipl.-Ing. Anton von Hradetzky (Innsbruck) 
Krankenkassenbeamter Hüttenberger (Innsbruck) 
Hofrat Dr. Kundratitz (Innsbruck, Osttirol) 

Univ.-Professor Dr. March (Innsbruck) 
Regierungsrat Dr. Melzer (Innsbruck) 

Landwirt Muigg (Steinach) 

Univ.-Professor Reut-Nicolussi (Innsbruck) 

Buchdrucker Thurner (Innsbruck) 

Dr. Weißgatterer, Tierarzt (Imst) 
Schriftleiter Fritz Würthle (Innsbruck) 
Vizeleutnant Zechner (Arzl). 

Von dieser gefestigten politischen Plattform sah die Österreichische 
Widerstandsbewegung in der Tiroler Landeshauptstadt, getragen 
vom Vertrauen des weitaus größten Teiles der Bevölkerung, die nunmehr rück- 
haltlos auf den Straßen und in den Lokalen ihre Abscheu gegenüber dem Naziterror 
zum Ausdruck brachte, dem Tag der Befreiung, dem 3. Mai 1945 , entgegen.” 
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8. Konstituierung der provisorischen Tiroler Landes- 

versammlung (= Provisorischer Tiroler Landtag) am 

10.7.1945, 
Stenographische Berichte 

des Tiroler Landtages 

(Auszug) 

”1. Sitzung der provisorischen Tiroler Landesversammlung am 10. Juli 1945 

Inhalt: Eröffnungsrede des Landeshauptmannes. Übernahme des Vorsitzes 

durch den Alterspräsidenten Steinegger. Dank an die Mitglieder des 

scheidenden Exekutivausschusses. Erklärung der drei demokratischen 

Parteien der Widerstandsbewegung. Vertagung auf unbestimmte Zeit. 

Landeshauptmann Dr. Gruber eröffnet um 11 Uhr die Sitzung, begrüsst die Anwesen- 

den auf das herzlichste und nennt den Zweck der Zusammenkunft: 

1. Auflösung des Exekutivkomitees der Widerstandsbewegung, das in der ersten Zeit 

gewissermassen das Organ war, aus dem die erste Rechtsquelle, die erste Verwal- 

tungsmaschine entstanden ist. 

2. Berufung der provisorischen Landesversammlung. 

Heute lösen wir mit der Zustimmung aller seiner Mitglieder den Exekutivausschuß der 

Widerstandsbewegung auf. Er hat seine Pflicht erfüllt. Die meisten seineı Mitglieder sind 

in die Landesregierung oder an andere wichtige Stellen übergetreten, dort wertvolle Ar- 

beit zu leisten. Ich möchte allen Mitgliedern noch einmal den herzlichen Dank für die 

Mitarbeit aussprechen 

Gleichzeitig begrüsse ich alle Mitglieder der neuen provisorischen Landesversamm- 

lung. Auf sie fällt in der Folgezeit die Aufgabe, die wichtige Verbindung zwischen den 

Spitzen der Administration und der Bevölkerung herzustellen. Sie wird als beratende
s 

Organ wirken, um wenigstens in einer wenn auch nicht hundertprozentigen Form, so 

doch angemessen, die demokratische Verwaltung des Landes vorzubereiten und in An- 

griff zunehmen. .......... 

Ich muß allerdings mit Rücksicht auf die ausdrückliche Verfassung ünseres Landes, 

das unter Militärregierung verwaltet wird, einige wesentliche Punkte in der Geschäft
s- 

ordnung dieser provisorischen Landesversammlung einbringen. 

Einer der wichtigsten Punkte ist der, daß die vorläufigen Beratungen nicht öffent
- 

lich sein dürfen, daß wir also die Mitglieder bitten müssen, was hier gesprochen u
nd ge- 

redet wird, als vertraulich zu behandeln. ........-- 

Weiter ist vorläufig diese Versammlung ein beratendes Kollegium. Mit Rücksicht 

auf die Verfassung, die augenblicklich Tirol hat, sind die Verantwortlichen j
eweils die 

Spitzen der einzelnen Ressorts. .........- 

Diese beiden Punkte müssen gewahrt werden, weil wir diese Verpflichtung gegen
- 

über der Militärverwaltung vor Einberufung dieser Körperschaft auf uns genommen h
a- 

ben.” 
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9, Erklärung der drei demokratischen Parteien und der Widerstandsbewegung vom 10.7.1945 

"Erklärung der Fraktion der Tiroler Volkspartei, der Sozialdemokratischen Partei, der Kommunistischen Partei und der Widerstandsbewegung: 

Kräfte einheitlich für den gemeinsamen politischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau und die Ausrottung des nationalsozialistischen Giftes einzusetzen. Aus diesem Grunde wurde eine Arbeitsgemeinschaft der drei demokratischen Parteien geschlossen. Die Ver- treter der Widerstandsbewegung im Landtag erklären sich solidarisch mit den Abgeord- neten der demokratischen Pa rteien. 

Es folgen die Unterschriften. 

Der Vorsitzende stellte die einstimmige Annahme dieser Erklärung fest.” 
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10. Entschließung der Prov
isorischen Tiroler Landes

ver- 

sammlung vom 8.10.1945 (Blg 1 zu den Sten. Ber. des Tiroler Landtages
, 

3. Sitzung vom 8.10.1945) 

”Entschließung 

Die Provisorische Tiroler Landesversamm
lung als die einzige, derzeit in Österreich

 beste- 

hende demokratische Ländervertretung,
 bekennt sich feierlich in alter, geschicht

lich er- 

probter Treue zum wiedererstandenen 
Österreich. Sie ist gewillt, mit den übri

gen Bun- 

desländern als gleichberechtigten Gliedern d
em österreichischen Volke den Weg zur Frei-

 

heit, Ordnung und Wohlstand bahnen zu he
lfen. Sie hofft, diesem Ziele in jenen Gren-

 

zen dienen zu können, welche die gemeins
ame Geschichte und der unzweifelhafte Wil

le 

des Volkes von Tirol vorgezeichnet haben
. 

Aber mit Befremden mußte die Provis
orische Tiroler Landesversammlung fes

tstel- 

len, daß verschiedene der bis heute i
m Staatsgesetzblatt kundgemachten Ve

rfassungs- 

und sonstigen Gesetze der Provisorisch
en Staatsregierung tief in die Rechtsgeb

iete ein- 

brechen, die bisher in die Zuständigkeit d
er Bundesländer fielen und die verfassungs

- 

mäßig ausschließlich diesen vorbehalten
 sind. 

Diese Mißachtung und Hintansetzung 
der Rechte des Landes Tirol und der ü

brigen 

Bundesländer ist umso befremdlicher,
 als durch das sogenannte Verfassungs

überleitungs- 

gesetz, StGBl Nr 4, die Bundesverfassu
ng vom Oktober 1920 in der Fassung d

er Verlas- 

sungsnovelle 1929 ausdrücklich in Wirk
samkeit gesetzt wurde. Es geht aber ge

wiß nicht 

an. auf der einen Seite die alte hunde
sstaatliche Verfassung in Kraft zu s

etzen und sie 

auf der anderen Seite schon in demselben Gesetze, aber auch in z
ahlreichen späteren 

Gesetzen auf das Gröblichste zu verletze
n. 

Die provisorische Tiroler Landesvers
ammlung legt, gestützt auf die vielhun

dertjäh- 

rige demokratische Tradition des Tiro
ler Landtages, entschiedenste Verwah

rung ein ge- 

gen jede Beschneidung oder Antastung
 der Rechte der Bundesländer. 

Sie hält unverbrüchlich daran fest, daß Österreich aus dem freiwil
ligen Bunde der 

selbständigen Bundesländer hervorgegangen ist und daß die Staatsregierung nur die 

Rechte in Anspruch nehmen und an s
ich ziehen darf, die durch die rechtsgü

ltig beschlos- 

sene Bundesverfassung in die Zuständig
keit des Bundes übertragen sind. 

Die Provisorische Staatsregierung übe
rschreitet jedoch ihren Aufgabenkrei

s, wenn 

sie nicht nur jene Vorkehrungen trifft, die
 der Notstand für die Zeit bis zum Zusamm

en- 

tritt der verfassungsgebenden Nationalv
ersammlung erfordert, sondern auc

h den Be- 

schlüssen dieser Versammlung durch d
ie Macht vollzogener Tatsachen vorgre

ift. 

Die Tiroler Landesversammlung ver
sagt daher den bisher erschienenen

, von der 

Staatsregierung erlassenen Gesetzen 
und Verordnungen, insoweit sie die

 vorhin umris- 

sene Zuständigkeit überschreiten, die
 Anerkennung, und erwartet, daß je

der Übergriff 

in Hinkunft unterbleibt. 
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Die Provisorische Tiroler Landesversammlung fordert die Vertreter Tirols in der Länderkonferenz und die übrigen Ländervertreter auf, alle Gesetze und Verordnungen, durch die die Länderrechte beeinträchtigt werden, zurückzuweisen und dahin zu wirken, daß der bundesstaatliche Charakter Österreichs im Sinne der Verfassung des Jahres 1929 vollauf gewahrt bleibt. 

legt wird.” 
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11.Anordnung des Herrn
 Armeegenerals Bethoua

rt vom 

12.10.1945 über die grundsätzliche Au
fhebung von 

deutschen Rechtsvorschriften in 
der französischen 

Besatzungszone, Tir ABI Nr 79/1945 

tionvernement Miltlälre  Tonsbruck, le 12. Octobre 1945. |  Mmilitärregierung 

de la Zune d’Oerapation Frangaise 
der Innsbrug, am 12. Dftober 1945. 

en Antriche 
Tranzöfifhen Brfatungszone 

in Ofterteich 

Direction de la Justice 
. 

NO 50;455/6. M.J. U. 
Iuftizdireftion 
Kr. 50/455/ 6.MIU. 

Ordonnance 
f 

Le General de Corps d’Armee Be
thouart, Anor nung 

Commandant en Chef en Autriche, 
Der Arncegeneral Bethouart, 

Grand Offiecier de la Legion d’Honn
eur Oberbefehlehaber in Ofterreich, 

ordonne: 
Grand Officier der Legion d’Hon

neur, 

‚ ordnet an: 

Artide 1. 

Les Iois, d&erets, arr&tes, rerlemeni
s el eirculaires 

AUrtifel I. 

mis en vigueur.en Autriche depuis le 
13 Mars 1938 Affe nach dem 13. März 1938 erlaffene

n Gefebe und 

t Boftimmungen in 
dem Br qui sont incompatibles avec "existence d’un Etat | Verordnungen jervie affe einzel 

Autrichien independant, ne s’necordant pas arce | iolhen Redytvorihriften, die mit 

jes prineipes dümocraliques, hwurkinl violemmenit | Treten and unabhängigen Lfterreih oder mut den 

| rundiäten einer echten Dumofratie un
vereinbar im 

die dent Nechtsenepfinden des Sfterre ya 

iderfprechen oder tnpriats Gedanten
yul 

naljozialisnus enthalten, find grunbjä 

Article I. | gehoben. 

Le Landeshaupfmann du Tyrol et le Landes- | Artifel IL 

hauptmann du Vorarlberg ou leurs reprösentants | Der Sandeshanptmann von Tirol und 
der Randes- 

sont autorises, iı determiner les textes qui, au sen
s hauptmann bon Borarlberg find ermächtigt, die im 

de l’Article I, se trouvent abroges. Zinne des Urtitel® I aufgchobenen Redytsvorichriften 

feftzuftelfen. 

signe: Bethonart. | ge;. Bethouart. 

# 

Do EIS 

la eonscience publique autrichienne
, ou sont l'ex- 

pression caracteristique des concept
ions nalic nale 

socialistes sont en principe abrog£es. 

Solgende Berordnungen, Be
fdlüffe und Rundmadungen

 gelten nur in dem Maße, al
s 

fie nicht zu den Gefegen und
 Verordnungen der franzöfifden Bejagungs

behörden im 

Widerfprud ftehen. 
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12. 

1.) 

2.) 

Verordnung des Landeshauptmannes von Tirol als 

Treuhänder der österreichischen Bundesregierung im 

Einvernehmen mit der Militärregierung über die 

Kundmachung von Verordnungen in den Angelegen- 

heiten der Unmittelbaren Bundesverwaltung, Tir ABl 

Nr 76/1945 

81. 

Verordnungen, die vom Landeshauptmann als Treuhänder der österreichischen 

Bundesregierung in.den Angelegenheiten der unmittelbaren Bundesverwaltung er- 

lassen werden, werden im Tiroler Amtsblatt kundgemacht. 

Sie treten, soferne nicht in der Verordnung ausdrücklich anderes bestimmt wird, 

am 15. Tage nach der Kundmachung in Kraft. 

82. 

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Kraft. 

Der Landeshauptmann: 

Weißgatterer. 

Der Staatskommissär für die unmittelbaren Bundes- 

angelegenheiten im Lande Tirol: 

Kneußl. 

8



13. Landesverfassungsgesetz vom 31. Jänner 1946, womit 

die Landesordnung von Tirol wieder in Wirksamkeit 

gesetzt wird, LGBINr 1/1946 

»Der Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Landesordnung von Tirol vom 8. November 1921, LGBI Nr 145, in der Fassung der 

Gesetze vom 4. März 1927, LGBl Nr 52, vom 27. Mai 1930, LGBl Nr 29 und vom 27. 

Jänner 1933, LGBl Nr 12, tritt mit folgenden Änderungen wieder in Wirksamkeit. 

Artikel II 

Die nachstehend angeführten 8$ haben zu lauten: 

845. Dieses Gesetz tritt am Tage des ersten Zusammentritts *) des am 25. November 

gewählten Tiroler Landtags in Kraft.” 

*) D.i. der 11. Dezember 1945. 
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B. VORARLBERG 

1. Beschluß der Landesversammlung über die Selbstän- 
digkeit des Landes Vorarlberg, LGBINr 1/1918 

BESCHLUSS 

der Landesversammlung vom 3. XI. 1918 über die Selbständigkeit 
des Landes Vorarlberg 

Die Vorarlberger Landesversarmmlung erklärt sich als die gesetzgebende Körper- 
schaft für das Land Vorarlberg. Ihre Mitglieder wurden von den politischen Parteien ent- 
sendet und vertreten das Land an Stelle des früheren Landtages, bis eine aus Neuwahlen 
hervorgegangene Vertretung bestellt ist. 

Die Vorarlberger Landesversammlung führt durch einen aus ihrer Mitte gewählten 
Landesrat die Verwaltung des Landes. Wie in anderen Kronländern wurde die Führung 
der politischen und autonomen Verwaltung in einer Hand vereinigt; damit hat 
sich das Land Vorarlberg jene Selbständigkeit gegeben, 
die es schon lange einmütig anstrebte. Vorarlber g bildet von nun an nicht mehr 
ein gemeinsames Verwaltungsgebiet mit Tirol, sondem erklärt sich auf 
Grund des Selbstbestimmungsrechtes als eigenes selb- 
ständiges Land im Rahmen des deutsch-österreichischen Staates. Der Landes- 
rat tritt daher an die Stelle des bisherigen Landesausschusses und übernimmt überdies 
die Führung der bis jetzt.der k.k. Statthalterei zugewiesenen Geschäfte. 

Die Vorarlberger Landesversammlung stellt sich als dringenste Aufgabe, das Volk 
Vorarlbergs in dieser Zeit schwerster wirtschaftlicher Not und raschester politischer 
Entwicklung in Ordnung und Ruhe in eine bessere Zeit des Friedens hinüberzuleiten. 
Sie will insbesondere alle Kräfte zusammenfassen, um die Ernährung unseres Volkes zu 
sichern. 

Für den Vorarlberger Landesrat: 

Dr. Otto Ender m. p. 

Landespräsident. 

Franz Natter m.p. 

1. Landespräsident-Stellvertreter. 

Fritz Preiß m.p. 

2. Landespräsident-Stellvertreter. 
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2. Übernahme der Landesgewalt durch den Vorarlber- 

ger Landesrat am 3.11.1918 

(aus: Archiv der Vorarlberger Landesregierung) 

nr säcnai Eee ; 

Am heutigen Tage hat sich in Bregenz der Landesrat für Vorarlberg konstituiert und die 

gesamte Zivil- und Militärgewalt Vorarlbergs als Vollzugsorgan des deutsch-österreichi- 

schen Volkes übernommen. 

Bis zur neuen endgiltigen Verwaltungsorganisation haben die bisherigen Zivil- und 

militärischen Behörden und Kommanden in ihren dermaligen Befugnissen und Befehls- 

gewalten zu bleiben; sie üben diese jedoch von nun an über Weisung des Vorarlberger 

Landesrates und als dessen Beauftragte aus, dem sie unterstehen und verantwortlich 

sind. 

Ihre amtliche Tätigkeit hat sich vorläufig im Rahmen der in Kraft gelassenen Ge- 

setze und Verordnungen zu vollziehen. 

In kürzester Zeit wird der Landesrat die Aufstellung einer Volkswehr in die Wege 

leiten und den freiwillig in die Volkswehr eintretenden Bürgersoldaten das Gelöbnis 

durch Handschlag abnehmen. 

Weitere Weisungen folgen. 

Der Landespräsident: 
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Bericht des Verfassungsausschusses über den Ge- 
setzentwurf für eine Verfassung des Landes Vor- 
arlberg, 73. Beilage zu den Sten. Ber. der provi- 
sorischen Vorarlberger Landesversammlung 1918/19 

Sehr geehrte Landesverfammenng! 

Mit bem Zufammenbruche Defterreichs war au bie alte Zanbesorbuung Vorarlbergs Hinfällig._, Ihre grunbfegenben Worausfegingen waren burch bie Diadht ber Tatfahen gefallen. 
AS am 3, November 1918 die proufforifche Zanbesverfammlung zufammentrat, fah fie als allerwichtigfte Aufgabe an, bag Land in eine neue Zeit binüber zu führen, Bon den alten Wegweifenn nahm man nur bie Gefdjäftsorbnung mit unb gefunben Sinn und ernften Willen, ben rechten Meg au gehen. Die alte Lanbesorbnung fan eben nicht mehr In allen Teilen binben und leiten, 
Es it nun eine Selbitverftänblicteit, ba dem Zanbe möglichft balb eine neue ‚Verfaflung gegeben werben muß, fofl nicht Miflfr und Berfahrenheit Tür und Tor geöffnet werben, 
Der Öefegentwurf, den der Berfaffungsausihuß ber Zandesverfamnlung vorlegt, ift aufgebaut auf brei Girunbfäßen: 

1. Die gefeßgebenbe mb Vollzugs-Gewalt bes Lanbes fleht ber Gefamtbeit bes Vorarlberger 
Bolfes zu. 

2. Das Zand ift felbftändig (etwa wie ein Schweizer Kanton). 
3. Das Lab muß fi, foll e8 gedeihen, einem größeren Staatswelen angliebernn, bas freiheit und Selbfländigleit des Lanbıs innerhalb gewiffer Grenzen zu gemwährleiften Dermidg, 

Dab dem Volle bie Macht und bamit au bie Qerantwortung gegeben, britdft fich nicht nur baburd aus, bafı bas Rolf feine Vertreter tmd Mehörben felhft wählt, fonbern vielmehr badurd, baf ber Volksabfimmung im Nabmen der Berfaffung bie lebte Entfhelbung gefihert wid. 
Mit mar, baf ber Pandiag bas Recht hat, das Molk in wigtigen Ngelegenhellen zu befragen, 

bas Volt Tann aus fich heraus unter befkimmten Borausfegungen fowohl eine Menberung ber Berfaffing verlangen als aud ben Erlaß ober bie Mufbebung won Befehen forbern. 
Erfllllt ein. foldhes Molksbegehren, in der, Schweiz „Saitiative” genamut, die fergeftellten Bebingungen, fo muß «8 jur Vollsahflimmung (Neferenbum) gebracht werben. . 
Ben ber Entwurf nicht nur en Bolfshegehren nad Henberumg der Merfaffung (Verfaffungs: hulklafive), fordern auch eh Volksbegehren nad) Aenberung bes Gefehes (Befegesiniliatiue) vorfiehl, gebt er meiter ala einzelne Aaitone ber Schweiz inb meiter als bie Schroeijer Yunbesverfalfung, bie feine Befepeainktiatige Fri. 

Der Verfoffungsausfhuß verfhloft fi nicht ber Ermägung, bab bies außerorbeutlich meit 
gehende Nechie find, bie möglicher Meile in einem ge Freiflaate von irgend einer Seite mißbraucht 
werben lönnten; ex {l aber bodh feit überzeugt, bap 9 oraribergs Boll ar erfemut, baf mit erhöhten Neäten and erhöhte Pflihten mit fchwerer erantwortung verbunden find, Er ift feft Iberzeugt, baß gerabe biefe MNedte mit im Stanbe fein merben, unferem Volle wahre Freude am flaatlichen Leben 
bes Bandes, zielfiheres Zufammenarbeiten aller Kräfte unb bamit eine alüdtichere Aufunft zu bringen. 

Der flarle Drang nad Selbftänbigkeit, ber in unferem Wolle feit Sahrhunderten fhlummerte, 
verlangt eine weitgehende Unabhängigteit vom Gefamtflanle, Das {ft num einmal beutfche Eigenart, 
bie — richtig ausgenügt — mithilft, bie Arafı bes Landes Iebenbig mwirkfam zu maden, 

gene felbftverftänblich ift, bafı Vorarlberg nur im Mfhluß au ein größeres Staalswefen 
gebeißen Tann. 

&s erübrigt noch auf Eingelheiten einzugehen. Der Entwurf bat Gutes, das fi eingelcht 
und bewährt hat, aus ber früheren DOrbmung au ruhig übernommen. Der fhöne Nante Panbtag ift mwieber eingeführt, baffır if ber alte, aber unfhöle Name Zanbesausfguß dur; Landesrat erfept, Net {ft bie Landesregierung. bie als Wertrelung bes Befanttftantes md Dollsugsorgan bes Ranbesrates each if. j 
. Im 4. Teile bes Enimurfes, ber von ben Muifgaben und Mechten bes Landes hanbell, wäre es verlodenb nerefen, bie Gebiete zu heyelchnen, bie has Farb felbfländig veraltet. Das if uber eine 
Unmögligfeit, folange man bie Berfaffurg des Stefamtftantes, dem man Tih anfciließen with, nigı tennl,, 

Die weltgefhichllihen Ereigniffe haben bem Lande neue Bege gemiefen, Wege freilich, bie im 
ihrem Ziele nicht immer ar find. 

Dir bie neue Verfafung fol eine Yahı geiäaffen werben, auf ber ein gefunbes Volt, frei und felbftänbig feine Angelegenheiten orbend, getroft der gufunft entgegen gehen kann. 

Der Verfaffungsausfhuß flellt ben 

Untreag: 

„Der vorliegende Gefegentwurf für eine Verfafung bes Lanıbes Zorarlberg wird 
zum Befchluffe erhoben.” 
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4. Verfassung des Landes Vorarlberg vom 14. März
 

1919, LGBI Nr 22/1919 

Vorarlberger Sandesgefehblatt. 

Zahrgang 1919. Heranzgegeben und verfendet am 26. März 1919, 
7. Htüd, 

Inhalt: 2. Befeß vom LH. März 1919 Aber bie Berfaffung des Landes Vorariberg
. 

—— 

22. 

Befet 

von 14. März 1919 über die Verfaffung des Landes Vorarlberg. 

Die propijoriiche Landesverfanmkung bes Landes Vorarlberg ha
t bejchloffen: 

Vorarlberg gibt fich als Telbftändiges Zaud folgende Berfaffung: 

1. Rechte des gefninten Volles. 

81. 

Das Land ift felbfländig, foweit jeine Selpftändigfeit nicht durch bie WVerfaffung de8 

Bundesftaates beichränkt tft; e3 übt als felbftändiges Land alle Rechte aus, die nicht aus: 

drücklich der Gewalt des Bundesftaates vorbehalten find. 

82. 

Die gefeigebende und Vollsugsgewalt de3 Zandes fteht der Gefamtheit des Borarl- 

berger Volkes au; fie wird ausgeibi teils unmittelbar due Abftinmung des Dolfes, teil 

mittelbar duch Yandtag, Yandezrat und Landesregierung. 

83. 

Die Stimmberechtiglen üben ihre verfaffungamäßigen Nechle aus: 

a) durd) Annahme oder Verwerfung ber Verfaffung und ihrer 
Nbänderungen ; 

b) durd) Begehren einer Abänderung Der Verfaffung; 

c) durd) Wahl des Landtages; 

d).durd) Genehmigung oder Verwerfung von Gefeben; 

e) duch Volksbegehren. 
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Alle Gefeße, die nicht dringlicher Natur find, unterliegen der Abftimmung des Volkes, 
wenn binnen, 21 Tagen nad) Erlaß des Gefehes 10.000 Wähler, deven Stimmberechtigung 
beglaubigt. ift, unterfchriftlich die Abftimmung verlangen. 

S5 

Der Landtag ift befugt, über" Aufnahme einzelner Srundfäge in ein zu erlaffendes 
Gefeb eine Volfsabftinmung ergehen zu Lafjen. 

8 6. 

Das Necht des Volksbegehrens umfaßt das Verlangen anf Erlaß oder Aufhebung 
oder Abänderung eines Gefehes oder auf Abänderung einzelner Teile der Berfaffung oder 
der‘ ganzen Derfaffung. 

Derartige Begehren Fünnen in der dorm der einfachen Anregung vder des aus: 
gearbeiteten Entwurfes geftellt und im einen wie im anderen Falle begründet werden. Moltls: 
begehrten auf Aufhebung oder Abänderung eine? Gefebes Fünnen erjt drei Jahre nach Infraft» 
treten deöfelben geftellt werden, 

Ein Volksbegehren muß zur Vollsabftiinmung gebracht werden, wenn es von 
mindeftens 15.000 Wählern, deren Stimmenberechtigung beglaubigt ift, unterfchriftfich geftellt wird. 

Den Landtage fteht das Necht zu, neben den aus ber Mitte des Volkes gemachten 
Vorfchlägen gleichzeitig eigene Anträge auf Bermwerfung des VBorfchlages oder auf eine ab- 
geänderte Faffung desfelben zu ftellen. 

Die Rahlen und die Vollsabftinmungen finden allgemein, geheim: und direkt mittelft 
Wahlurne und Wahlzelle in den politifchen Gemeinden ftatt. 

Dei allen Wahlen in irgend einen mehrgliedrigen Veriretungsförper des Landes it 
die Verhältnismahl anzumenden, Bei allen Vollsabftinmungen über Erfaß oder Aufhebung 
ober Abänderung eines Gefeßes oder eine teilweife oder volfftändige Aenderung der Verfaffung 
entcheidet die abfolute Mehrheit der Stimmenden, 

II. Landesvertretung und Behörden. 

8. 

Der Landtag befteht aus 30 Mitgliedern. Die näheren Beftintmungen über die 
Bildung der Wahlbezirke, die Aufteilung ber Abgeordniten auf fie, über die Wahlberechtigung 
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und MWählbarkeit, über das Verfahren bei der Wahl und über die Prüfung der Wahlergebnifie 

enthält die Wahlordnung. 

Der erfte Vorfigende des Landtages ijt der Landeshauptmann, ihm zur Seite ftehen 

ein zweiter und dritter Vorfigender. 

Der Landeshauptmann wird mit Stimmenmehrheit aus der Mitte des Landtages 

gewählt. Sofern die Parteien nicht übereinfonmen, die für d
en zweiten und drilten Vorfigenden 

im Bereinbarungsmwege vorgefchlagenen Zandesabgeordneten i
n gleicher Weile zu wählen, erfolgt 

ihre Wahl nach Verhältnis in finngemäßer Anwendung des 8 35 der Landeswahlordnung. 

g 10. 

Der Yandesrat beftegt aus dem Landeshauptmann als Borfigendem und 8 vom 

Sandtage nah BVerhältniswahl aus feiner Mitte entjandten Mitgliedern, die den Titel 

„Zandesräte” führen. 

Für jedes Mitglied ijt in derfelben Weife ein Erfamann zu beitellen. 

- Die Beifiber der Landesregierung ($ 11) find nach ihrer Reihenfolge and, die Stell: 

vertreten des Landeshauptimannes in der Führung de3 Bor
fises und der Gejchäfte im Landesrate. 

Se 

Die Landesregierung befteht aus dem Zandeshauptman
ne als Vorfigendem und zmei 

Mitgliedern des Landesrales als Beifiern, die den Titel „Erfler und Ziveiter Landeshaupts 

mann=Stellvertveter“ führen. 

‚Sofern die Parteien nicht übereinfommen, die fir den erften und zweiten Landes» 

hauptmann-Stelloertreter im Bereinbarungsmege vorgeicj
lagenen Landesräte durch den Landtag 

mit Stimmenmehrheit zu wählen, erfolgt ihre Mahl na
ch Verhältnis in finngemäßer Anwendung 

des $ 35 der Landeswahlordnung. Ergibt fich bei dev Wahl der Zeifiter Stimmengleichheit, 

fo enticheidet da3 Los. 

g 12, 

Der Landtag gibt fich felojt und dem Landesrate eine Gejchäftsordnung. 

g 13. 

Der Landtag wird auf 5 Jahre gewählt. Die Neuwahlen finden im erjten Viertel 

jedes Wahljahres ftatt. Mit dem Tage der Neuwahlen find die bisherigen
 Landesabgeorbneten 

ihres Voltsauftcages entHoben. Der Randesrat und die Landesregierung haben 
die Gefchäfte 

Dis zu ihrer Uebernahme durch) den neugewählten Landesrat und durch die neugemwählte 

Landesregierung weiterzuführen. 
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$ 14. 

Der Landtag verfammelt fi) zweimal im Jahre und zwar im Frühling und im 
Herbft. Er wird vom Landeshauptmann einberufen, 

Außerordentliche Verfammlungen finden ftatt: 
a) jo oft der Landeshauptmann oder im Falle jeiner Verhinderung dev gejchäfts- 

führende Vorfigende im Landtage es für notwendig erachtet; 
b) wenn die Hälfte der Mitglieder des Landtages es vetlangt; 

e) wenn der Landesrat die Einberufung befchlieft. 

II. Defugniffe der vom Volke gewählten Vertretungen und Behörden. , 

Sı5. 
Als oberjte gefeßgebende Körperichaft des Landes erläßt und erläutert der Landtag 

die Gefeße, infoweit fie nirht ber bundesftaatlichen Gefeßgebung vorbehalten find, unter 
Wahrung der verfafjungsmäßigen Rechte des Bolkes. 

$ 16. 

Die Landtagsfitzungen find öffentlich. Zu welchen Fällen ausnahmsmweife vertrauliche 
Sigungen abzuhalten find, beftimmt die Gefhäftsordnung. 

sır, 

Die einzelnen Beratungsgegenftände gelangen vor den Landtag: 
a) al3 Vorlagen dev Megierung des Yundesjtaates durch die Landesregierung ; 
b) al Borlagen de3 Landesrates ; 
c) al Vorlagen bejonderer dur) Wahl aus dem Yandtage und während feiner 

Tagung gewählter Ausfchülfe; 

d) durch Anträge einzelner Mitglieder. 
Solche jelbjtändige Anträge, die fich nicht auf eine Vorlage der Kegierung, des Landes: 

vate3 oder eines Ausjchujfes beziehen, müfjen dem Vörfitenden des Landtages fchriftlich über: 
reicht werden, Die weitere Vehandlung jolcher Anträge vegelt die Gejchäftsordiung. 

s 18, 

Anträge, die außerhalb des Gejchäftskveifes des Landtages liegen, find vom Landes- 
bauptmann von der Beratung auszufchließen, 

89



s 19. 

Der Landtag fann die Beiziehung von Vertretern der Behörden und Aemter oder 

von Sachverftändigen zu den Sigungen fallweife befchließen. 

$ 20. 

Zu einem gültigen Beichluffe des Landtages ift die Anwefenheit von mindeftens der 

Hälfte aller Kandesabgeordneten und die abfolute Stimmenmehrheit dev Anwefenden notwendig. 

Der Borfigende übt fein Stinmwvecht wie jeder andere Zandesabgeordnete aus. 

Yei Stimmengleichheit gilt dev Antrag al3 abgelehnt, 

s2l. 

Die Mitglieder des Landtages ftimmen einzig nach freier Meberzeugung. 

Sie fünnen wegen der in Ausübung ihres Berufes gejchehenen Abftimmungen niemals 

von einer Strafbehörde zur Verantwortung gezogen erden, für Ueußerungen im Landtage 

und Kandesvate nur mit Zuftimmung diefer Vertvetungskörper. 

Die‘ Mitglieder de3 Landtages erhalten eine angemefjene Entfchädigung aus der 

Landestafia. 

Der Landesrat ift der Vollzugsausfchuß des Landtages; er vollzieht Die Gefege und 

Befchlüffe des Landtages und führt bie Zandesverwaltung, Ex fann fi) dabei der Landes» 

regierung bedienen. 

8 24. 

Er verfaft Entwürfe zu Gefehen und Bejchlüffen des Landtages und Degutachtet 

ihn vom Landtage überwiefene Vorfchläge. 

$ 25 

Er beforgt mit Verantwortlichkeit gegen den Landtag die gefamte Landesv
erwaltung 

und ift denmac) auf allen jenen Gcbieten, die nicht ausdrücli” der Gewalt des Bunde3- 

ftantes vorbehalten find, vberfte Behörde, 

Er vertvitt das Land in allen Nechtsangelegenheiten. 
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Die im Namen des Landes auszuftellenden Irfunden find vom Landeshauptinann 
und zwei Mitgliedern des Landesrates zu fertigen und mit dem Landesfiegel zur verjehen, 

8 26. 

Er legt dem Landtage alljährlich einen Voranfchlag über die Einnahmen und Aus. 
gaben des folgenden Necdhnungsjahres vor, 

8 27. 

Er ijt zu alljährlicher Rechenfchaftslegung vor dem Landlage verpflichtet, 

g 28. 
Zu einem gültigen Befchluffe bes Landesrates ift Die Anwejenheit de3 Landes: 

hauptmaine3 ober feines Stellvertreterd und drei weiterer Mitglieder nolivendig. (8 30.) 

529. 

Die Landesregierung ijt jene Behörde, die die Sefeße und Verordnungen des Bundes» 
ftaate3 im Lande durchführt. 

8 30, 

Der Landeshauptmann ftinmt im Landesrat und in der Landesregierung mit, Bei 
Stimmengleichheit entfcheidet feine Stimme. 

gt. 

Der Landeshauptmann ift berechtigt und verpflichtet, die Ausführung eines VBefchluffes 
des Randesrates oder der Landesregierung zu verweigern und zu verhindern, wenn er. einen 
Beichluß "als dem öffentlichen Wohle vber den beftehenden Gefeben zumiderlaufend erfennt. 
Sn exiten Falle hat er_die Angelegenheit, wenn der Sandesral anf der Turchführung feines 
Beichluffes beharrt, dem Landtage, im lejjteren Falle, wem die Landesregierung auf ber 
Durchführung beharrt,‘ der Negierung des Bundesftaates zur Entfcheidung vorzulegen. 

IV. Aufgaben und Necdte des Landes, 

Nach $ 1 der Verfaffungfiit das Land felbftändig. Alle Angelegenheiten, Die nicht 
ausdrüdlid) dur Die Verfaffung des Bundesftaates biefem vorbehalten find, werden vom 
Lande in Ausübung feiner Hoheitsrechte felbftändig geordnet. 
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$ 33. 

Bis zur Durchführung der Verwaltungsreform ernennt der Landesrat Die Landes+ 

beamten und die Landesregierung die Beamien ber Landesregierung. 

8 34. 

Die Dienftzweige der Landesverwaltung und Landesregierung werden vom Landed- 

hauptmanne abgegrenzt und den einzelnen Referenten und Beanten zuigemiefen. 

V. Redte der Volksgenofien. 

s 35. 

Alte Voltsgenoffen find vor dem Gefege gleich. 

Die Glaubens: und Gewiffensfreiheit ift jedermann gewährleiftet. 

$ 36 

Die im Lande verbreiteten und anerfannten cheiftlichen Konfefftionen, das find Die 

kathofifche Neligion al bie Religion der großen Mehrheit des Volles und die evangelifche 

Religion, Augsburger und Helvetifchen Befenntnijies, geniepen Gewährleijtung und Schuß 

des Landes für ihre Einrichtungen. 

Die freie Ausübung gottesdienftlicher Handlungen ift auch allen anderen Konfeffionen 

innerhalb der Schranken der Sittlichleit und öffentlichen Ordnung gerährleiftet. 

8 37. 

Die deutfche Sprache al3 die Sprache des Volkes genießt die Gemwährleiftung und 

den Schub des Landes. 

Sie ift die Amtsfprache des Landes. 

8 38, 

Das Eigentum ift unverleglid. 

Sn Fällen, wo das öffentliche Wohl die Abtretung von Grundeigentum oder von 

anderen Privatrechten erfordert, fteht dem Lande gegen gerechte und billige Entfchädigung 

das Recht der Enteignung zu. 
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$ 39. 

Keine Liegenfchaft fann ala unveräußerlich erklärt werden vder darf mit einer 
Leiftung beichiwert fein, die nicht nach dem Gefeße ablösbar wäre, 

Ss 40. 

sseder Slimmberechtigte und ftimmfähige Volfsgenoffe ift verpflichtet,. an allen ver» 
faffungsmäßigen Wahlen und Abftimmungen des Landes teilzunehmen. 

VI. Berantwortlichleit der Behörden, Beamten und Angefleltten. 

Sal. 

Alle Mitglieder der Behörden, alle Beamten und‘ Angeftellien haben für genaue 
Handhabung von Verfaffung und Gejeß den Pflichteid zu jchwören, oder wenn jie ihn ver: 
weigern, das Handgelöbnis zu leiten. 

8 42, 

Ale Mitglieder der Behörden, alle Beamten und Angeftellien find für ihre Ants- 
führung perfönfich veranhvortlich 

VII. Sebiet3einteifung. 

8 43. 

Der Sit der Landesverwaltung und der Landesregierung ift Bregenz. 
Das Land ijt in Drei Antsbezirke, Brenens, Feldkirch und Yudenz, eingeteilt, 
Der Gefegebung ift vorbehalten, die Jahl und den Umfang der Bezirke au ändern. 

S 44. 

Seder Antsbezirf ift in pofitifche Gemeinden eingeleift, 
Schaffung neuer Gemeinden, Bujammenfenung oder Teilung bejtehender Bemeinden 

fowie Abänderung ihrer ‚Grenzen bleiben der Gejehgebung des Landes vorbehalten. 
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VII. Abänderung der Berfaffung. 
? 

Z
n
 

45. 

Eine Abänderung der Verfaffung fan nach X 6 der Berfaffung vom Volke 
verlangt 

werben. 

S 46, 

Dem Landtage fteht das Recht zu; bei Anmefenheit von mindejtens zwei Drittel feiner 

Mitglieder mit zwei Drittel Stimmenmehrheit der Amvejenden eine Abänderung der Berfaflung 

vorzunehmen. Der Antrag auf Abänderung der Werfaffung muß dem Volfe zur 
Abftimmung 

vorgelegt werden, wenn mindejtens cin Drittel der Landesabgeordneten es verlangt. 

s ar. 

Wird eine Abänderung verlangt, jo ift der Anlvag dem Yandtage zur Beratung und 

VBefchlußfafjung zuampeifen. Der Landtag Kann die vorbeveitende Beratung an einen befonderen
 

Ausichuß oder an den Yandesrat abtreten. Der Yandtag muß den endgültigen Entwurf der 

neuen Verfajjung dene Volke zur Anmabme oder Verwerfung 
unterftellen. 

$ 48. 

Bei einer Abftimmung über die Abänderung der Verfuffung find von den Stimm: 

berechtigten folgende Fragen zu beantworten: 

a) Soll eine Abänderung ftattfinden oder nicht? 

b) Sofl der vom Landtag vorgelegte Antrag angenommen oder abgelehnt werden? 

8 49. 

Die nach den Bejtimmungen der SS 47 und 48 abgeänderte B
erfajjung tritt evt in 

Kraft, wenn fie vom Bolfe mit abfoluter Stimmenmehrheit angenommen w
urde, 

Lebergangsbeftimmungen. 

8 50. 

Für den erjten auf Grund Diejer Verfaffung zu mählenden Landtag iit in der 

Mahlordnung Pie Wahl eines 31. Mitgliedes durch die friegägefangenen und internierten 

Bolkägenofjen vorzufehen. 
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$ 51. 

Diefe Verfaffung tritt durch Vefchluß der propiforijchen Landesverfammlung von 
14. März 1919 in Kraft. Zhre auf den Bındeöftaat bezüglichen Beftimmungen gelten infolange 
und infomeit, ald ber Bundesftaat dem Lande fein Gebiet, feine Selbftändigkeit innerhalb 
der Schranten des S$ 1 diefer Verfaffung, die Freiheit, die Nechte des Volkes umd die 
verfafjungsmäßigen Nechte der Vollsgenoffen, fowie die Nechte und Befugniffedie das Volt 
feinen BVertretevn übertragen hat, gewährleiftet. 

852. 

Die gegenmärtig beftehenden Befege und Terorduungen bleiben, joweit fie Diefer 
Verfafjung nicht widerjprechen, in Kraft. 

Zwr Beglaubigung: 

Der Borfigende der Landeöverfanmfung: 

Dr. Ender m. p. 

Der Schriftführer der Landesverfammntlung: 

 Matthins Wadter m. p. 
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Beschluß der provisorischen Landesversammlung 

vom 15.3.1919, Sten. Ber. der 14. Sitzung 1918/19, 12, 

über den Vorbehalt des Selbstbestimmungsrechtes 

Die Erklärung vom 3. November 1918, in welcher sich 
das Land Vorarlberg im 

Rahmen von Deutschösterreich selbständig erklärte, trägt
 provisorischen Charak- 

ter wie die Landesversammlung selbst. 

Der neuzuwählende Landtag entscheidet über den definiti
ven Anschluß des Landes 

an ein größeres Staatswesen. Fällt der Landtag die Entsche
idung für den Anschluß 

an ein anderes Staatswesen als an Deutschösterreich, oder 
ist die provisorische Lan- 

desversammlung schon zur Entscheidung genötigt, so muß
 der Beschluß der Volks- 

abstimmung unterbreitet werden. 

Die Landesversammlung wählt aus ihrer Mitte einen fünfg
liedrigen Verhandlungs- 

ausschuß, der durch Fühlungnahme in Deutschösterreich,
 in der Schweiz und in 

Deutschland die Bedingungen zu erfahren trachtet, unter
 welchen sich das Land 

Vorarlberg anschließen könnte. Die Erhebungen haben insbe
sonders in politischer, 

kultureller und finanzwirtschaftlicher Richtung zu erfolgen. 

Der Landesrat hat ein Prüfungskomitee zu bestellen, das 
die wirtschaftlichen Fol- 

gen der möglichen Anschlüsse für die Gesamtheit des Volk
es und für die einzelnen 

Berufsgruppen zu untersuchen hat.”



6. Entschließung des Landtages vom 22.11.1920 aus An- 
laß der Entsendung der Bundesräte, Sten. Ber. der 
15. Sitzung am 22.11. 1920,2 

”Getreu der Haltung, welche die provisorische Landesversammlung durch die Beschlüsse 
vom 3. November 1918 und vom 15. März 1919 eingenommen hat, entsendet der Vor- 
arlberger Landtag seine Vertreter in den Bundesrat unter der feierlichen Verwahrung 
gegen die Annahme, daß dadurch in der provisorischen Zugehörigkeit des Landes und 
im Rechte des Landes auf freie Selbstbestimmung etwas geändert werde.” ' 
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7. Erlaß des Kommandierenden Generals des Gebietes 

von Vorarlberg über die Bestellung des Vorarlberger 

Landesausschusses vom 24.5.1945, LABI Nr 1 

Vorarlberger Landesumtsblait 
Jahrgang 1945 Herausgegeben und versendet am 15. September 1245 1. Stück 

— 

1. Erlaß über die Bestellung des Vorarlberger Landesausschusses. 

2. Verordnung tiber sie vorläufige Ausübung der öffentlichen Gewalt im Lande Vorarlberg. 

8. Verordnung über das Vhrarlberger Landesamtsblatt, 

4, Erlaß über die Verlegung des Sitzes des Vorarlborger Landesausschusses von Feldkirch nnch Bregenz. 

5. Erlaß über die Er g den Prüsidenten des Vorarlberger Landesausschuases Ulrich Iig zum Landeshauptmann 

von Vorarlberg. 

1. 

Erlaß 
des Kommandierenden Generals des Gebietes von Vorarlberg über die Bestellung 

des Vorarlberger Landesausschusses. 

Der Herr Kommandierende General des Gebietes von Vorarlberg bestellt 

hiemit den 

Vorarlberger Landesausschuß 

als provisorishe oberste Behörde der zivilen Verwaltung des Landes Vorarlberg mit 

dem Sitz in Feldkirch. 

Der Vorarlberger Landesausschuß ist der Militärregierung für Vorarlberg unter- 

stellt. Seine Beschlüsse und Kundmadhungen treten erst nach Genehmigung der Militär- 

regierung in Kraft. 

Die Mitglieder des Vorarlberger Landesausschusses sind: 

Ulrih Ilg, Dornbirn, Präsident 

Jakob Bertsch, Feldkirc, Vizepräsident 

Adolf Yögel, Doren 

Karl Zerlauth, Ludesch 

Eduard Ulmer, Dornbirn 

Emil Nesler, Bludenz 

Eugen Leißing, Bregenz 

Hans Mayer, Bregenz. 

Feldkirch, am 24. Mai 1945. 

de Hesdin, Div.-General 
Kommandant des Gebietes von Vorarlberg. 
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8. Verordnung des Vorarlberger Landesausschusses vom 

24.5.1945 über die vorläufige Ausübung der öffent- 

lichen Gewalt im Lande Vorarlberg, LABI Nr 2 

Verordnung 
des Vorarlberger Landesausschusses vom 24. Mai 1945 über die vorläufige Ausübung der 

öffentlichen Gewalt im Lande Vorarlberg. 

$1. 

Bis zur endgültigen gesetzlichen Regelung 
über. die Einrichtung des österreichischen 
Sınates wird die öffentliche Gewalt im Lande 
Vorarlberg nach den Bestimmungen der Vor- 
urlberger Landesverfassung 1923 ausgeübt. 

$2 

Der Vorarlberger Landesausschuß, der vom 
Kommandierenden General der französischen 
Besatzung in Vorarlberg mit Dekret vom 24. 
Mai 1945 als provisorische Oberste zivile Ver- 
waltungsbehörde eingesetzt wurde, übt vor- 
lüufig die Funktionen, die nach der Vorarlber- 
ger Landesverfassung 1923 der Landesregie- 
rung und dem Landtag übertragen sind, aus. 

38. 
Der Vorarlberger Landesausschuß faßt 

seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehr- 
heit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des Präsidenten bezw. seines Vertre- 
ters. Im übrigen regelt der Vorarlberger 
Landesausschuß seine Geschäftsführung durch 
eine eigene Geschäftsordnung. 

$ 4, 
Die Beschlüsse des Vorarlberger Landes- 

ausschusses, die allgemein verbindliche Nor- 

men enthalten, heißen Verordnungen. Sie sind 
im „Vorarlberger Landesamtsblatt“ vom Prä- 
sidenten bezw. seinem Vertreter zu verlaut- 
baren. Die näheren Bestimmungen über das 
Landesamtsblatt werden durch eine eigene 
Verordnung getroffen. 

$5. 

Zur Durchführung seiner Aufgaben bedient 
sich der Vorarlberger Landesausschuß des 
Amtes des Vorarlberger Landesausschusses. 
Er erläßt für dasselbe eine eigene Geschäfts- 
ordnung. 

$ 6. 

In Angelegenheiten, die im Rahmen der 
österreichischen Bundesverfassung 1929 in die 
Zuständigkeiten des Bundes fielen, wird der 
Vorarlberger Landesausschuß nur soweit vor- 
läufig tätig werden, als es zur Vermeidung 
von Schäden notwendig ist. 

97. 

Diese Verordnung tritt mit dem auf die 
Bestellung des Vorarlberger Landesausschusses 
folgenden Tage in Kraft. 

Für den Vorarlberger Landesausschuß: 

Der Präsident: Ilg. 
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9. Beschluß des Landesausschusses vom 24.5.1945 über 

die Klarstellung des geltenden Rechtszustandes 

(aus: Niederschrift über die 1. Sitzung des Vorarlberger Landesausschusses vom 

24.5.1945; wegen Einspruches der Besatzungsmacht nicht im LABI publiziert) 

”Die gesamten im Zeitpunkt der Besetzung durch die Alliierten in Geltung stehenden 

Rechtsvorschriften bleiben vorläufig weiter in Kraft, soweit dies nicht dem Sinn der 

Neuordnung (Beseitigung der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft) widerspricht. 

Was dem Sinn der Neuordnung widerspricht, bestimmt der Vorarlberger Landesaus- 

schuß. Soweit in Rechtsvorschriften die Zuständigkeit einer außerhalb Vorarlbergs 

liegenden Stelle vorgesehen ist, wird dieselbe vom Vorarlberger Landesausschuß wahr- 

genommen”. 
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10. Organisationsplan des Amtes des Vorarlberger. Lan- 
desausschusses 
(aus: Niederschrift über die 2. Sitzung des Vorarlberger TendesauischiiesEr vom 
28.5.1945) 

Das Amt des Vorarlberger Landesausschusses wird in folgende Abteilungen aufgeglie- 
dert: 

Präsidium 

Abt. 1 —  Sicherheitswesen 
Abt. II — Inneres und Justiz 
Abt. II — Finanzen 

Abt. IV — Kultur, Erziehung und Wissenschaft 
Abt. V — Wirtschaft 
Abt.VI - Ermähnıngu. Landwirtschaft, Forst- u. Jagdwesen 
Abt. VI — Arbeit 

Abt. VII — Fürsorge 

Abt. IX — Bauwesen 
Abt.X Post- und Fernmeldewesen 
Abt.XI Verkehrswesen 
Abt. XII Wiedergutmachung 
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11. Verfassungsgesetz vom 11.12.1945 über die Wiederin- 

kraftsetzung der Vorarlberger Landesverfassu
ng 1923, 

LGBiI Nr 1/1946 

»Der Vorarlberger Landtag hat beschlossen: 

Art 

Das Gesetz über die Verfassung des Landes Vorarlberg, 
LGBl Nr 47/1923, in der Fas- 

sung der Gesetze LGBl Nr 15/1930 und Nr 25/1932, w
ird mit sofortiger Wirksamkeit 

wieder in Kraft gesetzt. 

Die Bestimmungen des Art 3 der Landesverfassung treten 
bis zu einer anders lautenden 

gesetzlichen Regelung nicht in Kraft. 

Art 2 

Mit dem Vollzug dieses Gesetzes wird die Vorarlberger Landesregierung betraut.” 
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Bregenz, am 3. November 1918. 

Sitzungsbericht 

über die 1. Sitzung des Vorarlberger Landesrates am 3. November 1918 vormittags 
11 Uhr im Landhause in Bregenz. 

Im Anschluß an die konstituierende Landesversammlung versammelten sich die 
Mitglieder und Ersatzmitglieder des Vorarlberger Landesrates unter dem Vorsitze des 
Landespräsidenten Dr. Otto Ender zur 1. Sitzung. Es war nur Landesrat Franz Rau- 
scher abwesend. 

Nach der Eröffnung der Sitzung durch den Landespräsidenten wurden folgende 
Beschlüsse gefasst: 

1.) Die Konstituierung der Vorarlberger Landesversammlung und die von derselben 

4.) 

5.) 

gefasste Entschliessung ist sofort mitzuteilen: 
a.) Dem Staatsrate für Deutsch-Österreich in Wien. 
b.) Derk.k. Statthalterei in Innsbruck. 
ec.) Den Bezirkshauptmannschaften in Bregenz, Feldkirch u. Bludenz. 
d.) Demk.u. k. Militärkommando in Innsbruck. 
©.) Dem Tiroler Nationalrate in Innsbruck. 

Alle bestehenden Gesetze und Verordnungen bleiben bis auf weiteres aufrecht und 
sind im Namen des Vorarlberger Landesrates wie bisher durchzuführen. 

Zuı Beratung der dringendsten Angelegenheiten und Durchführung derselben wer- 
den gewählt: 

a.) Ein Notifikationsausschuss. 
b.) Ein Wehrausschuss. 
c.) Ein Ernährungsausschuss. 
Es wurden gewählt: 
a.) In den Notifikationsausschuss Dekan Barnabas Fink, Prof. Jos. Mittelberger, 

Franz Natter und Franz Rauscher. 
b.) In den Wehrausschuss: Dr. Ferd. Redler, Franz Unterberger, Fritz Preiss und 

Karl Ganahl. 
c.) In den Ernährungsausschuss: Engelbert Luger, Dr. Ferd. Kinz, Franz Unter- 

berger und Fritz Preiss. 

Die Mitglieder der Ausschüsse sind berechtigt, im Falle ihrer Verhinderung ein an- 
deres Miglied oder Ersatzmitglied der Landesversammlung zu ihrer Vertretung in 
den Ausschuss zu entsenden. 

Der Wehrausschuss kann Militärpersonen als Beiräte, jedoch nicht als ständige her- 
anziehen. 
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6.) 

7.) 

8.) 

Die nächste Aufgabe des Wehrausschusses besteht darin, mit den Soldatenvertretern 

unverzüglich zu verhandeln. 

Die Entschliessung der 1. Landesversammlung ist zu plakatieren. 

Ueber Antrag Jodok Fink sind alle Verfügungen des Landesrates, welche nicht n
ur 

ausschliesslich Angelegenheiten des Landes betreffen, sondern auch in den Z
ustän- 

digkeitskreis des Staatsrates fallen, demselben zur Kenntnis zu bringen und 
ist um 

die Genehmigung des zuständigen Staatssekretatiates einzuschreiten. 

Die von Innsbruck verlangte Absendung von Gendarmeriemannschaft nach Ti
rol 

wird aufgehoben und verfügt, dass sämtliche Gendarmerie im Lande zu verbleiben 

und ihren Dienst weiter zu führen haben. Für diese Verfügung ist die Zustimmu
ng 

des Staatssekretariates des Innern einzuholen. 

Der Landespräsident ersucht den Wehrausschuss, sich nachmittags um 2 Uhr zu 

versammeln und seine Tätigkeit aufzunehmen; der Notifikationsausschuss nachmit- 

tags 1/2 3 Uhr. Auf 5 Uhr nachmittags wird die 2. Sitzung des Landesrates ange- 

ordnet. 

Geschlossen und gefertigt: 

Der Schriftführer: Der Landespräsident: 
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Bregenz, am 3. November 1918 

An 

den Tiroler Nationalrat 

in 

Innsbruck. 

Heute vormittag hat sich die Vorarlberger Landesversammlung (Nationalversamm- 

lung) konstituiert und einhellig die nachstehende Entschliessung gefasst: 

»Die Vorarlberger Landesversammlung erklärt sich als die gesetzgebende Körper- 

schaft für das Land Vorarlberg. Ihre Mitglieder wurden von den politischen Parteie
n ent- 

sendet und vertreten das Land an Stelle des früheren Landtages, bis eine aus Neuwahle
n 

hervorgegangene Vertretung bestellt ist. 

Die Vorarlberger Landesversammlung führt durch einen aus ihrer Mitte gewählten 

Landesrat die Verwaltung des Landes. Wie in anderen Kronländern wurde die Führun
g 

der politischen und autonomen Verwaltung in einer Hand vereinigt; damit hat sich d
as 

Land Vorarlberg jene Selbständigkeit gegeben, die es schon lange einmütig erst
rebte. 

Vorarlberg bildet von nun an nicht mehr ein gemeinsames Verwaltungsgebiet mit
 Tirol, 

sondern erklärt sich auf Grund des Selbstbestimmungsrechtes als eigenes, selbständig
es 

Land im Rahmen des Deutsch-österreichischen Staates. Der Landesrat tritt daher an d
ie 

Stelle des bisherigen Landesausschusses und übernimmt überdies die Führung der bis 

jetzt der k.k. Statthalterei zugewiesenen Geschäfte. 

Die Vorarlberger Landesversammlung stellt sich als dringendste Aufgabe, das Volk 

Vorarlbergs in dieser Zeit schwerster wirtschaftlicher Not und raschester politischer 

Entwicklung in Ordnung und Ruhe in eine bessere Zeit des Friedens hinüberzuleite
n. 

Sie will insbesondere alle Kräfte zusammenfassen, um die Ernährung unseres Volkes 

zu sichern.” 

Hiemit wurde einem allgemeinen Wunsche der Vorarlberger Bevölkerung, der schon 

im Landtagsbeschlusse vom 16. März 1907 zum Ausdrucke kommt, Rechnung getragen. 

Der Staatsrat in Wien wurde ersucht, zur Durchführung der Entschliessung den zu- 

ständigen Stellen in Innsbruck die notwendigen Weisungen zu geben. 

Für den Vorarlberger Landesrat: 
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Erklärung. 

Die Vorarlberger Landesversammlung erklärt sich als die gesetzgebende Körper- 

schaft für das Land Vorarlberg. Ihre Mitglieder wurden von 
den politischen Parteien 

entsendet und vertreten das Land an Stelle des frühere
n Landtages, bis eine aus Neu- 

wahlen hervorgegangene Vertretung bestellt ist. 

Die Vorarlberger Landesversammlung führt durch ein
en aus ihrer Mitte gewählten 

Landesrat die Verwaltung des Landes. Wie in anderen 
Kronländern wurde die Führung 

der politischen und autonomen Verwaltung in einer Han
d vereinigt; damit hat sich das 

Land Vorarlberg jene Selbständigkeit gegeben, die e
s schon lange einmütig erstrebte. 

Vorarlberg bildet von nun an nicht mehr ein gemeinsames Ve
rwaltungsgebiet mit Tirol, 

sondern erklärt sich auf Grund des Selbstbestimm
ungsrechtes als eigenes, selbständiges 

Land im Rahmen des Deutsch-österreichischen Staates. D
er Landesrat tritt daher an die 

Stelle des bisherigen Landesausschusses und übernimmt überdie
s die Führung der bis 

jetzt der k.k. Statthalterei zugewiesenen Geschäfte. 

Die Vorarlberger Landesversammlung stellt sich als dringen
dste Aufgabe, das Volk 

Vorarlberg in dieser Zeit schwerster wirtschaftlicher Not u
nd raschester politischer Ent- 

wicklung in Ordnung und Ruhe in eine bessere Zeit des 
Friedens hinüberzuleiten. Sie 

will insbesondere alle Kräfte zusammenfassen, um d
ie Ernährung unseres Volkes zu si- 

chern. 
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ANTRAG: 

Die Vorirlberger Landesversammlung ermächtigt den Landesrat alle zur Durchfüh- rung der Entschliessung und durch die Zeitlage sonst notwendig werdenden Anordnun- 
gen, Vorkehnngen und Verfügungen zu treffen, insbesonders auch Ausschüsse einzu- 
setzen, Beiräte und Fachmänner heranzuziehen und Darlehen aufzunehmen. 

Der Landespräsident wird beauftragt, dem Staatsrate in Wien und der k.k. Statthal- terei in Innsbruck die vollzogene Errichtung der Landesversammlung und des Landes- rates mitzuteilen und den Inhalt der Entschliessung zur Kenntnis zu bringen. 
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Staatsrat Fink und Loser Wien Parlament 

Bin von Notwendigkeit meines Erscheinens in Wien ganz überzeugt Punkt Hatte aber 
hier für morgen ganztägige Landesratssitzung anberaumt und telegraphische Ladung von 
Wien so spät erhalten, dass ich bis heute Vormittag zehn Uhr nicht mehr alles übergeben 
und in Ordnung bringen konnte Punkt Bei zweitägiger Reiszeit von Vorarlberg nach 
Wien sollte Ladung unbedingt früher erfolgen Punkt Dazu kam noch Nachricht von der 
Besetzung Innsbrucks durch die Italiener Punkt Blieb mir nichts anderes übrig als die 
Staatssekretäre Fink und Loser für mich zu bevollmächtigen an Zusammenkunft der 
Landeshauptleute teilzunehmen 

Landespräsident Dr. Ender 

C: fi 

x e 
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Bregenz, am 29. November 1918. 

An 

den Staatsrat 

in 

Wien. 

Wir bitten alle Staatsämter nochmals aufmerksam zu machen, dass Vorarlberg nun- 

mehr im Vorarlberger Landesrat seine eigene Landesregierung hat und dass alle Zuschrif- 

ten, welche an die Statthaltereien, insbesondere auch an die Statthalterei für Tirol und 

Vorarlberg gerichtet werden, auch an den Vorarlberger Landesrat in Bregenz zu richten 

sind. 

Die Referenten bei der Statthalterei in Innsbruck bearbeiten einstweilen bis zur 

Durchführung der Loslösung der Geschäfte weiterhin die auf Vorarlberg bezüglichen 

Geschäftsstücke. Doch werden dieselben an den Vorarlberger Landesrat gesendet und 

gehen von hier aus an die drei Bezirkshauptmannschaften im Lande die ebenfalls nur 

durch den Vorarlberger Landesrat in Bregenz mit den Referenten bei der Statthalterei 

in Innsbruck verkehren. 

Verschiedene Staatsämter haben in letzter Zeil Anfragen bezüglich der Nationalität 

der Staatsangestellten im Sprengel der Vorarlberger Landesregierung gestellt. Da unsere 

Staatsangestellten mit jenen von Tirol derzeit in einem gemeinsamen Status sind, so ha- 

ben wir mit der Statthalterei in Innsbruck die Vereinbarung getroffen, dass die diesbe- 

züglichen Anfragen der Staatsämter für alle Staatsangestellten, auch für die in Vorarl- 

berg ansässigen beantwortet. 

Es unterbleibt daher seitens des Vorarlberger Landesrates die Erledigung dieser An- 

frage und wir ersuchen die Staatsämter vom Inhalt dieser Zuschrift in Kenntnis zu 

setzen. 
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KG, 0 7 di Bregenz, am 3. November 1918. 

En 

An 

die k.k. Bezirkshauptmannschaften 

in 

Bregenz, Feldkirch und Bludenz. 

Die Vorarlberger Landesversammlung hat sich he
ute konstituiert und folgende Ent- 

schliessung gefasst: 

»Die Vorarlberger Landesversammlung erklärt
 sich als die gesetzgebende Körper- 

schaft für das Land Vorarlberg. Ihre Mitglieder
 wurden von den politischen Parteien ent- 

sendet und vertreten das Land an Stelle des frü
heren Landtages, bis eine aus Neuwahlen 

hervorgegangene Vertretung bestellt ist. 

Die Vorarlberger Landesversammlung führt durc
h einen aus ihrer Mitte gewählten 

Landesrat die Verwaltung des Landes. Wie in an
deren Kronländern wurde die Führung 

der politischen und autonomen Verwaltung in ei
ner Hand vereinigt; damit hat sich das 

Land Vorarlberg jene Selbständigkeit gegeben, d
ie es schon lange einmütig erstrebte. 

Vorarlberg bildet von nun an nicht mehr ein gem
einsames Verwaltungsgebiet mil Tiroi, 

sondern erklärt sich auf Grund des Selbs
tbestimmungsrechtes als eigenes, selbständ

iges 

Land im Rahmen des Deutsch-Oesterreichische
n Staates. Der Landesrat tritt daher an 

die Stelle des bisherigen Landesausschusses und 
übernimmt überdies die Führung der bis 

jetzt der k.k. Statthalterei zugewiesenen Geschäft
e. 

Die Vorarlberger Landesverwaltung stellt sich
 als dringendste Aufgabe, das Volk 

Vorarlbergs in dieser Zeit schwerster wirtschaftl
icher Not und raschester politischer Ent- 

wicklung in Ordnung und Ruhe in eine bessere Zeit des Friedens hinüberzuleiten. S
ie 

will insbesondere alle Kräfte zusammenfassen,
 um die Ernährung unseres Volkes zu si- 

chern.” 

Der Landesrat hat sich ebenfalls Konstituiert 
und beauftragt die k.k. Bezirkshaupt- 

mannschaften, ihre Geschäfte wie bisher weiter
zuführen. 

Für den Vorarlberger Landesrat: 
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Bregenz, am 3. November 1918. 

An 

dask. u. k. Militärkommando 

in 

Innsbruck. 

Heute wurde an das k. u. k. Militärkommando Innsbruck folgen
des telegraphiert: 

Vorarlberger Landesversammlung hat sich heute konstituiert und
 die Unabhängig- 

keit des Landes Vorarlberg vom Verwaltungsgebie
te Tirols sowie die Selbständigkeit 

Vorarlbergs als Land im Staate Deutsch-Oesterreich erklärt. Die voll
ziehende Gewalt 

wurde einem Landesrate übertragen. Nähere Mitteilungen
 folgen schriftlich. 

Ich ersuche hievon Kenntnis zu nehmen und lege die Verhan
dlungsschrift bei. 

Der Landesrat ersucht, von den zurückkehrenden Militär
personen nur diejenigen 

nach Vorarlberg abgehen zu lassen, welche in Vorarlberg he
imatsberechtigt oder ansäs- 

sig sind. 

Für den Vorarlberger Landesrat: 
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Bregenz, am 3. November 1918. 

An 

die K.k. Statthalterei 

in 

Innsbruck. 

Heute wurde an die k.k. Statthalterei folgendes telegraphiert: 

”Vorarlberger Landesversammiung hat sich heute konstituiert und die Unabhängig- 

keit des Landes Vorarlberg vom Verwaltungsgebiete Tirols, sowie die Selbständigkeit 

Vorarlbergs als Land im Staate Deutsch-Oesterreich erklärt. Die vollziehende Gewalt 

wurde einem Landesrate übertragen. Nähere Mitteilungen folgen schriftlich. 
Der Landespräsident Dr. Ender.” 

Ich ersuche hievon Kenntnis zu nehmen und lege die Verhandlungsschrift bei. 

Der Staatsrat in Wien wurde ersucht, der Staatsrat wolle die zuständige Stelle in 

Innsbruck beauftragen, die Agenden der k.k. Statthalterei Innsbruck, soweit sie sich 

auf Vorarlberg beziehen, dem Landesrate in Bregenz zu übergeben. Ferner wolle der 

Staatsrat unverzüglich anordnen, dass die k.k. Bezirkshauptmannschaften Bregenz, 

Feldkirch und Bludenz telegraphisch ermächtigt und beauftragt werden, sich dem Lan- 

desrate unterzuordnen. 

Für den Vorarlberger Landesrat‘ 
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Telegramm - Abschrift 

Bezirkshauptmann Bregenz 

INNSBRUCK 11.11.1918 12 Uhr 40 nachm. 
Infolge Konstituierung des Vorarlberger Landesrates ergeht Ermächtigung sich dieser 
Körperschaft unterzuordnen. Wegen Übergabe Geschäfte 2. Instanz an selbe folgt Ver- 
ständigung. 

Statthalterei Zahl 5674/3 prs. 

Zl. 718/Bh BEZIRKSHAUPTMANNSCHAFT BREGENZ 

Wird dem 

VORARLBERGER LANDESRATE 

BREGENZ 

in Abdruck zur gefl. Kenntnisnahme mitgeteilt. 

DER HOFRAT: 
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Vonder Statthalterei in Innsbruck. 

Z1. 5674/3 Innsbruck, am 11. November 1918 

prs. 

An 

den Vorarlberger Landesrat 

in 

Bregenz. 

Im Besitze des Schreibens vom 3. November 191
8 ZI. 24, teile ich mit, dass die Be- 

zirkshauptmannschaften Bregenz, Feldkirch und
 Bludenz beauftragt wurden, sich dem 

Vorarlberger Landesrate unterzuordnen. 

Die Uebergabe der Geschäfte der pol. Verwaltu
ng 2. Instanz an den Landesrat wird 

nach Einlangen der Weisungen des Staatsrates
 sofort erfolgen. 

Von der Statthalterei: 

Pr 
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Zl. 147 Bregenz, am 9. November 1918. 

An 

die Statthalterei 

in 

Innsbruck. 

Ueber die Fortführung der Statthaltereigeschäfte bezüglich Vorarlberg hat der Vor- 
arlberger Landesrat nach vorhergegangenem telefonischem Einvernehmen mit der Statt- 
halterei Innsbruck folgende Grundsätze aufgestellt: 

1.) Bezüglich der Geldgebarung bleibt bis auf Weiteres alles im Alten. Es erfolgt die 
Anweisung aller Gelder, insbesondere auch der Gehälter bis auf Weiteres von Innsbruck 
aus. 

2.) Der Vorarlberger Landesrat gibt den Bezirkshauptmannschaften in Vorarlberg 
die nötigen Anordnungen und Verfügungen. Sie sind ihm in jeder Beziehung unterstellt. 

3.) Die der Statthalterei zustehenden Entscheidungen in Parteienangelegenheiten 
und die Entscheidungen über alle Rekurse besorgen die Beamten der Statthalterei in 
Innsbruck. Bis auf Weiteres findet in diesen Sachen ein direkter Verkehr zwischen Statt- 
halterei und Bezirkshauptmannschaften statt. 

4.) Der Vorarlberger Landesrat nimmt in Aussicht, möglichst bald beim Landesrate 
eine Abteilung zu schaffen, an welche von deren Errichtung an alle Stücke der Statthal- 
terei und der Bezirkshauptmannschaften laufen werden, die also eine Zwischenstelle 
zwischen Statthalterei und Bezirkshauptmannschaften sein wird. 

5.) Der spätere Ausbau dieser Abteilung wird die vollständige 
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ABSCHRIFT! 

Staatsrat Wien 

Wir halten dafür dass Staatssekretariate mit den Bezirkshauptmannschaften durch den 

Landesrat verkehren sollen und wenn Dringlichkeit direkten Verkehr mit Bezirkshaupt- 

mannschaften erfordert dem Landesrat durch Abschrift Kenntnis geben 

Der Landespräsident 

Aufgegeben am 7. November 1918 1/2 6 Uhr abends. 
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